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Vorwort

Vorwort

„Die Erpressung: Italien greift an. Europa droht die nächste Schuldenkrise“ – mit diesem 
Titel versah Der Spiegel eines seiner Cover im Oktober 2018. Im dazugehörigen Artikel 
ging es um die Pläne der damals neuen italienischen Regierung aus rechtsradikaler Lega 
und der „Fünf-Sterne-Bewegung“, die Neuverschuldung Italiens auf das Dreifache des-
sen zu erhöhen, was vorab mit der EU-Kommission vereinbart wurde. Mit einem Bündel 
aus wirtschafts- und sozialpolitischen Maßnahmen – unter anderem der Absenkung des 
Rentenalters sowie der Einführung eines Bürgergelds und einer Niedrigsteuer – wollte die 
Regierung auf Kosten einer höheren Staatsverschuldung die Armut bekämpfen und das 
Wirtschaftswachstum ankurbeln. Der Tenor des Spiegel war eindeutig: Ein Vertrauens-
verlust an den Finanzmärkten, ein (weiterer) ökonomischer Niedergang Italiens und die 
Gefährdung des politischen Projektes Europa – dies drohe „alles nur, weil ein Land wie Ita-
lien sich nicht an die Regeln hält“, die doch eingeführt worden seien, damit sich ein euro
päischer Staat nicht „auf Kosten der anderen haushaltspolitisch gehen lässt“. Kurzum: 
Der Haushalt mit der geplanten Schuldenaufnahme sei „eine Provokation gegen Brüssel“. 

Zwei Jahre später, im April 2020, macht der Spiegel-Leitartikel zu den Verhandlungen 
über die Corona-Hilfsmaßnahmen auf europäischer Ebene mit ganz anderer Stoßrichtung 
auf: „Deutschland ist unsolidarisch, kleingeistig und feige“. Es ging um die deutsche Ab-
lehnung der insbesondere von Italien geforderten „Euro-Bonds“, die den europäischen 
Staaten eine deutlich höhere Schuldenaufnahme ermöglichen sollten, um die wirtschaft-
lichen und sozialen Folgen der Pandemie abzufedern. Statt den Deutschen „ehrlich zu 
sagen“, dass es zu Eurobonds und höherer staatlicher Verschuldung (sämtliche europäi-
schen Vorgaben für die Staatsverschuldung waren zu diesem Zeitpunkt bereits aufgeho-
ben) „in einer Krise wie dieser keine Alternative gibt“, empörte sich der Spiegel, werde 
suggeriert, dass „Italiener mit Geld angeblich noch nie umgehen konnten“.

Der Sinneswandel zwischen beiden Artikeln – heuristisch gesprochen: von der Ab-
lehnung der Idee, mittels schuldenfinanzierter Politik auch gegen die Vorgaben der euro
päischen Schuldenregeln ökonomische und soziale Probleme zu lösen, hin zu deren um-
fänglicher Rationalisierung – steht symptomatisch für das, was die Medien- und Kom-
munikationswissenschaftler*innen Victoria Teschendorf und Kim Otto vom Lehrstuhl für 
Wirtschaftsjournalismus und Wirtschaftskommunikation an der Universität Würzburg in der 
vorliegenden Studie aufzeigen: Ökonomische Paradigmen, insbesondere „neoklassische“ 
und „keynesianische“ Ansätze, beeinflussen, wie wirtschaftspolitische Ereignisse in der 
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Medienberichterstattung gerahmt werden. Mit einer umfassenden quantitativen Inhalts-
analyse der Berichterstattung von FAZ, Handelsblatt, SZ, Die Welt, taz, BILD und Der Spiegel 
über den „Haushaltsstreit“ zwischen EU-Kommission und italienischer Regierung im Jahr 
2018 und über die europäischen Verhandlungen zur Ausgestaltung der Corona-Hilfsmaß-
nahmen (2020), zeichnet das Forscher*innenteam diesen Einfluss detailliert nach. 

Die materialreiche Untersuchung macht dabei einerseits deutlich, dass das mediale Fra-
ming der Ereignisse relativ eng der politischen Konjunktur ökonomischer Paradigmen folg-
te. Wenn relevante Akteure bestimmte Perspektiven in den politischen Diskurs einbrachten, 
reflektierte die Presseberichterstattung diese Ansichten – war der politische Zeitgeist 2018 
noch fest in neoklassischer Hand, kann spätestens für 2020 eine Rückkehr des „Meister 
Keynes“ (Süddeutsche Zeitung) auf die polit-ökonomische Bühne konstatiert werden. Ihre 
„Chronist*innenpflicht“ haben die Medien also durchaus erfüllt. Allerdings weist der Um-
stand, dass 2018 95 Prozent der Artikel die neoklassische Problemdefinition übernahmen 
(welche die hohe italienische Verschuldung anprangerte) und nur sechs Prozent auf die 
keynesianische Sichtweise rekurrierten (die die europäischen Sparvorgaben kritisierte), auf 
eine problematische Marginalisierung letzterer Perspektive hin. War die Berichterstattung 
2020 dann unter umgekehrten Vorzeichen deutlich ausgewogener, bleibt jedoch ein mar-
kantes Defizit in der Einbettung einzelner Forderungen in komplexere Sinnzusammenhänge 
festzuhalten: Insbesondere die keynesianische Sichtweise wurde 2018 nicht als kohären-
te Perspektive präsentiert. Wenn jedoch auf unterschiedlichen Paradigmen beruhende 
Deutungen verkürzt und einseitig abgebildet werden, erhöht sich die Gefahr, dass den 
Träger*innen marginalisierter Sichtweisen die Rationalität abgesprochen wird. Was zum 
eingangs erwähnten Spiegel-Artikel aus 2018 zurückführt: Durch die Darstellung der Fis-
kalregeln Europas als letztlich alternativlos, müssen Vorschläge, die diesen zuwiderlaufen, 
grundsätzlich irrational erscheinen. Es ist nur konsequent, dass der Artikel im Anschluss 
über die „Konsequenz in der Erziehung“ des „störrische[n] Kind[es]“ Italien sinniert (wobei 
zugestanden werden muss, dass das provokante Gebaren der italienischen Regierung und 
ihrer Vertreter*innen diese Absprache der Rationalität erheblich begünstigte). 

Eine bewusst paradigmatisch-plural(er)e Gestaltung der Wirtschaftsberichterstattung 
könnte zukünftig dazu beitragen, verständigungsorientiertere Debatten zu befördern. 
Stiftung und Autor*innen hoffen, dass die vorliegende Studie ihren Beitrag dazu leistet.

Jupp Legrand
Geschäftsführer der OBS			               Frankfurt am Main, im Februar 2022
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1	 Einleitung

Die im Jahr 2018 gewählte italienische Regierung 
aus der europaskeptischen „Fünf-Sterne-Be-
wegung“ (M5S) und der rechtspopulistischen 
„Lega“ (bis 2018: „Lega Nord“), die Italien bis 
September 2019 regierte, war für einige Mona-
te das mediale Top-Thema weit über Italien hi
naus. Sie intendierte durch eine deutlich höhe-
re Neuverschuldung, als mit der EU-Kommission 
anfänglich vereinbart, das Wirtschaftswachstum 
im Land zu stärken. Italien stand seinerzeit gro-
ßen wirtschaftlichen und finanzpolitischen He-
rausforderungen gegenüber, denn anders als 
viele nordeuropäischen Länder gingen die süd
europäischen Länder und speziell Italien nicht 
gestärkt aus der Finanzkrise 2008/2009 hervor. 
Italien leidet seit langem unter einer hohen Ar-
beitslosigkeit und schwachem Produktivitäts-
wachstum, was mit einem geringen Wirtschafts-
wachstum einhergeht (vgl. Meyer 2019). Mit dem 
Ausbruch der COVID-19-Pandemie 2020 rutsch-
te Italien dann erneut in eine schwere Rezes-
sion und infolge des Shutdowns der Wirtschaft 
kam ein Großteil der ökonomischen Tätigkeiten 
gänzlich zum Erliegen. Wieder stand Italien  – 
dieses Mal unter einer Regierung von M5S und 
der sozialdemokratischen Partei „Partito Demo
cratico“ (PD) sowie einiger kleinerer Parteien – 
bei Verhandlungen auf europäischer Ebene an 
der Spitze einiger (süd)europäischer Länder, die 
durch eine höhere Neuverschuldung des Staates 
der Wirtschaftskrise entkommen wollten. 

Die wirtschaftspolitischen Strategien Italiens 
(ebenso wie diejenigen seiner politischen Ge-
genspieler/-innen) resultieren dabei unter ande-
rem aus fundamentalen Auffassungen über die 
Funktionsweise von Märkten. Die Wirtschafts-
wissenschaft kennt mit Angebots- und Nachfra-
gepolitik zwei wirtschaftspolitische Strategien, 
die sich als Ausprägungen zentraler Paradigmen 
(„Neoklassik“ und „Keynesianismus“, siehe Ka-
pitel 2) durchgesetzt haben. 

Im Mittelpunkt steht die Frage, wie Märkte 
funktionieren: Bedarf es staatlicher Interventio
nen, für welche auch eine höhere Staatsver-
schuldung in Kauf zu nehmen ist (Keynesianis-
mus), oder reguliert sich der Markt selbst und 
Staatsdefizite sind (meist) abzulehnen (Neo-
klassik)? Italien trat sowohl im Haushaltsstreit 
2018 als auch in der Debatte über die Corona-
Hilfsprogramme mit eher keynesianischen Stra-
tegien auf, während seine Gegenspieler/-in-
nen – 2018 die EU-Kommission, 2020 die nord
europäischen Länder – auf neoklassische An-
sichten zurückgriffen. Im öffentlichen Diskurs 
können die beiden wirtschaftspolitischen Para-

Staatsinterventionismus 
 oder Selbstregulation? 

Im Mittelpunkt steht die Frage, 
wie Märkte funktionieren.
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1	 Im Folgenden wird die Analyse der Berichterstattung über die italienische Wirtschaftspolitik 2020 als synonym ver-
standen mit der Analyse der Berichterstattung über den europäischen Diskurses bezüglich der Corona-Hilfsprogram-
me, da Italien einer der Hauptakteure in diesen politischen Debatten war.

digmen Neoklassik und Keynesianismus anhand 
von Frames, das heißt durch eine spezifische 
Rahmung oder einen spezifischen Blickwinkel 
(siehe Kapitel 3), sichtbar gemacht werden. Ak-
teure und Medien bedienen sich also der Selek
tion bestimmter Informationen, wenn sie über 
ein Thema kommunizieren und müssen dies 
auch tun: Öffentlich bereitgestellte und recher-
chierte Informationen werden verarbeitet, ver-
ändert, gewichtet und bewertet, beispielsweise 
nach angenommener Relevanz und Bedeutung. 
Welche konkreten wirtschaftspolitischen Infor-
mationen als bedeutsam angesehen und sicht-
bar gemacht werden oder aber entfallen, kann 
davon abhängen, ob eher dem neoklassischen 
oder dem keynesianischen Paradigma gefolgt 
wird. Wirtschaftspolitische Journalisten/-innen 
sind somit nicht nur Chronisten/-innen (wirt-
schaftspolitischer) Ereignisse, sondern betei-
ligen sich aktiv an der Deutung dieser Vorgän-
ge und nehmen dadurch auch Einfluss auf die 
politische Diskussion (vgl. Kapitel  2). Im Zuge 
der globalen Finanzmarktkrise ab 2008 und der 
darauffolgenden europäischen Staatsschulden-
krisen – die verdeutlichten, wie relevant, aber 
auch wie komplex und miteinander verwoben 
unterschiedlichste wirtschaftliche Vorgänge für 
ihre jeweiligen Gesellschaften sind – wurde die 
Forderung nach einer ausgewogenen und um-
fassenden wirtschaftspolitischen Berichterstat-
tung, die nicht nur eine Perspektive wiedergibt, 
immer lauter. Gleichzeitig konnten Defizite in der 

Erfüllung dieser Anforderungen bei deutschen 
Qualitätszeitungen festgestellt werden (Arlt/
Storz 2010; Otto et al. 2021; Teschendorf et al. 
2021). Im Mittelpunkt dieser Studie steht daher 
die Frage, wie in den deutschen Medien über zwei 
für die Wirtschaftspolitik in der Europäischen 
Union zentrale Ereignisse – die Wirtschafts- und 
Finanzpolitik der italienischen Regierung 2018 
sowie der italienischen Regierung 2020 während 
der Corona-Pandemie1 – berichtet wurde. 

Inwiefern finden sich wirtschaftspolitische Fra-
mes in den öffentlichen Diskursen wieder, wel-
che wirtschaftspolitische Ausrichtung dominiert 
die Berichterstattung und wurde ausgewogen 
berichtet? Darüber hinaus prüft die vorliegen-
de Arbeit die These, dass es einen Paradigmen-
wechsel im öffentlichen Diskurs von der neoklas-
sisch dominierten Berichterstattung 2018 zur 
keynesianisch dominierten Berichterstattung 
über die Corona-Hilfsprogramme 2020 gab.

Bevor dargestellt wird wie zur Beantwortung der 
Forschungsfrage vorgegangen wird, seien im Fol-
genden die zentralen politökonomischen Ereig-
nisse aus 2018 und 2021 knapp skizziert. 

2018 und 2020: Welche 
wirtschaftspolitischen Frames 

dominierten die deutsche Bericht­
erstattung über Italien?
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Am 04. März 2018 kam es in Italien zu Parla-
mentswahlen, in denen die populistische und 
europaskeptische Fünf-Sterne-Bewegung mit 
fast 33  Prozent der Stimmen stärkste Partei 
wurde. Sie formte eine Regierungskoalition 
mit der rechtspopulistischen Lega, die 17 Pro-
zent erreichte und die stärkste Kraft im rechten 
Parteienlager stellte. Am 18. Mai 2018 legte die 
neue Koalition das Regierungsprogramm vor: 
Beide Parteien wollten die Konjunktur in Italien 
mit schuldenfinanzierten Ausgaben ankurbeln. 
Im Zentrum standen Reformen zur Einführung 
eines Grundeinkommens, zur Senkung des Ren-
teneintrittsalters sowie zur Vereinfachung des 
Steuersystems.2 Dafür intendierte die neue Re-
gierungskoalition das Defizit zu erhöhen – und 
die bereits von der Vorgängerregierung verspro-
chene Neuverschuldung von 0,8  Prozent der 
Bruttoinlandsprodukte (BIP) auf 2,3  Prozent 
auszuweiten. Angesichts einer Gesamtverschul-
dung im Verhältnis zum BIP von 130 Prozent stan-
den die Haushaltspläne der italienischen Regie-
rung im Widerspruch zum europäischen Stabili-
täts- und Wachstumspakt (siehe Kapitel 2), auf 
den sich die EU-Mitgliedsstaaten im Rahmen 
der Maastricht-Regeln verständigt hatten – und 
entfachte eine intensive, auch über die Medien 
ausgetragene Debatte zwischen der EU-Kommis-
sion und der italienischen Regierung. Durch ihre 
wiederholte Kritik an der EU-Kommission und de-
ren Vorgaben trieben insbesondere die beiden 
Parteichefs der regierenden italienischen Par-

teien, Matteo Salvini von der Lega mit seinem 
„groben und sehr direkten Stil“ (Ignazi 2018: 4) 
sowie Luigi Di Maio von der M5S, den Streit in 
der Öffentlichkeit voran. Negativschlagzeilen 
wie „Europa und der Populismus von Rechts: Erst 
der Brexit, dann der Aufstieg des Front Natio
nal, nun die Erfolge von Lega und Cinque Stella 
in Italien: Können die Demagogen und großen 
Vereinfacher die EU am Ende zu Fall bringen?“ 
(Brössler 2018: 2) aus der Süddeutschen Zeitung 
dominierten die deutsche Berichterstattung. 

Im Fokus standen meist provozierende Äuße-
rungen und Gegenreaktionen der beiden Kon-
fliktparteien, sodass der Streit um den italieni-
schen Haushalt im Jahr 2018 eines der zentralen 
Themen der wirtschaftspolitischen Berichter-
stattung in Deutschland war (vgl. Grasse/Labitz-
ke 2018). Den Höhepunkt erreichte der Konflikt 
im Oktober 2018, als – zum ersten Mal in der 
Geschichte der Europäischen Union (EU) – der 
Haushaltsplan eines Mitgliedsstaates von der 
EU-Kommission abgelehnt wurde. Rund zwei 
Monate später, im Dezember 2018, einigten sich 

Konfliktlinie im Jahr 2018:
Neuverschuldung versus 

Maastricht-Kriterien – 
intensiv begleitet durch die 

deutschen Medien.

2	 Aufgrund der schlechten Wirtschaftslage Italiens wurden diese drei Maßnahmen, welche die Staatsschulden weiter 
erhöhen würden, von der EU-Kommission als kontraproduktiv im Sinne der europäischen Stabilitätskriterien betrach-
tet. Sie werden (aufgrund ihrer Wirkung auf die Staatsverschuldung) in der vorliegenden Studie als keynesianische 
Maßnahmen eingestuft.
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beide Konfliktparteien auf eine Neuverschul-
dung von rund zwei Prozent und beendeten da-
mit den offenen Konflikt.

Als sich im Frühjahr 2020 das neuartige Corona-
Virus ausbreitete, dauerte es nur wenige Mo-
nate bis sich die ganze Welt in einer globalen 
Pandemie befand und mit harten Maßnahmen 
reagiert wurde. Europas Wirtschaft stürzte 
in eine tiefe Krise und es stelle sich die Fra-
ge, wie diese zu überwinden beziehungswei-
se ein weiterer Absturz zu verhindern sei. Mit 
dem Aussetzen der Maastricht-Kriterien am 
20. März 2020 folgten Monate des Ringens in 
der Europäischen Union – um gemeinsame Fi-
nanzhilfen, die Solidarität und die Zukunft der 
Staatengemeinschaft. Dabei standen sich die 
südeuropäischen Staaten, insbesondere Itali-
en, Frankreich und Spanien, und die nordeuro-
päischen Staaten, insbesondere Österreich, die 
Niederlande, Dänemark, Schweden und später 
Finnland – auch als „die Sparsamen Vier/Fünf“ 
bezeichnet – gegenüber. Erstere plädierten für 
gemeinschaftliche Anleihen (Corona-Bonds)3 
und (nicht zurückzuzahlende) Zuschüsse, die 
zuletzt Genannten für eine Inanspruchnahme 
von Geldern aus dem Europäischen Stabilitäts-
mechanismus (ESM) sowie grundsätzlich für 
Hilfeleistungen in Form (zurückzuzahlender) 
Kredite. Die Euro-Gruppe  – das Gremium der 
Europäischen Union, in dem die Staaten der 
Eurozone ihre Steuer- und Wirtschaftspolitik 

koordinieren und welches die Einhaltung des 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes überwacht – 
reagierte auf die Forderungen nach Finanzhilfen 
zwar bereits Anfang April und einigte sich auf 
einen gemeinsamen Rettungsschirm, der über 
540 Milliarden Euro an Krediten zur Verfügung 
stellte (vgl. BMF 2020a), konnte den Konflikt 
aber nicht lösen.
 

Mit dem deutsch-französischen Vorschlag am 
18. Mai 2020 über einen auch aus Zuschüssen 
bestehenden Wiederaufbaufonds vollzog die 
damalige deutsche Bundeskanzlerin Angela 
Merkel eine politische Wende und stimmte ge-
meinsamen Schulden zu, nachdem die Bundes-
regierung diese zuvor stets abgelehnt hatte. Die 
Fronten zwischen den nordeuropäischen und 
südeuropäischen Ländern verhärteten sich in-
folgedessen. Die „Sparsamen Fünf“ präsentier-
ten einen Gegenvorschlag zu den deutsch-fran-
zösischen Überlegungen, in welchem vorge-
sehen war, ausschließlich Kredite und keine 
Zuschüsse auszuzahlen. Schlagzeilen wie „Ist 
Europa noch zu retten?“ (Geiger/Meister 2020) 
und „Wut der Italiener“ (Kirst 2020) in der Welt 
oder „Die Schicksalsfrage“ (Mahler 2020) im 

3	 Bei den Corona-Bonds handelt es sich um gemeinsam emittierte Anleihen: Die EU-Mitgliedsstaaten nehmen gemein-
sam Kredite am Finanzmarkt auf und haften für Tilgung und Zinsen gemeinschaftlich. Infolge würden die von den Län-
dern als Kreditnehmer/-innen zu zahlenden Risikoprämien für höher verschuldete Länder bzw. Länder mit geringerer 
Bonität sinken und vice versa.

Einleitung

Finanzhilfen während der 
Pandemie: Verhärtete Fronten 

zwischen Südeuropa und 
den „Sparsamen Vier/Fünf“.
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Spiegel dominierten die wirtschaftspolitische 
Berichterstattung und zeigen die intensive me-
diale Begleitung des Konfliktes. Am 27. Mai leg-
te die EU-Kommission einen Entwurf für einen 
Corona-Hilfsfonds über 750 Milliarden Euro vor, 
der zu 500 Milliarden aus Zuschüssen und zu 
250 Milliarden aus Krediten bestand (vgl. BMF 
2020b) und ebenfalls auf heftige Kritik vonseiten 
der „Sparsamen Fünf“ stieß. 

Dass der Rückgang der Wirtschaftsleistung 
durch die COVID-19-Pandemie im Vergleich zur 
Finanzkrise 2008/ 2009 deutlich höher aus-
fällt, die Arbeitslosigkeit vermutlich stärker 
steigt und mehr Finanzmittel zur Bekämpfung 
der Krise eingesetzt werden (müssen), verdeut-
licht die Relevanz der wirtschaftspolitischen 
Diskurse über Corona-Hilfsprogramme (vgl. Hei-
se 2020), welche die Presseberichterstattung 
insbesondere in Deutschland geprägt haben. 
Die mediale Öffentlichkeit kann dabei durch die 
Zeitungs- und Magazinartikel der Massenmedi-
en gut abgebildet werden, da diese für die Men-
schen in Deutschland bei der Beschaffung von 
Informationen nach wie vor von hoher Bedeu-
tung sind: Im Jahr 2018 nutzten knapp 27 Millio-
nen, im Jahr 2020 knapp 25 Millionen Menschen 
in Deutschland die klassischen Printmedien als 

Klassische Printmedien: 
Primäre Informationsquelle 

für rund 25 Millionen Menschen 
in Deutschland.

primäre Informationsquelle (Sommer/Schnel-
ler 2021). Zu den in der vorliegenden Arbeit 
analysierten Medien gehören die traditionellen 
überregionalen Tageszeitungen Frankfurter All-
gemeine Zeitung, Süddeutsche Zeitung und Die 
Welt. Daneben werden das Handelsblatt, die 
tageszeitung, Der Spiegel und die Boulevard-
zeitung BILD miteinbezogen (siehe Kapitel 4 für 
Details). 

Im Folgenden werden zunächst die beiden zen
tralen wirtschaftspolitischen Paradigmen (Neo-
klassik/Keynesianismus) erläutert, anschlie-
ßend prägnant in die wirtschaftspolitische 
Architektur der Europäischen Union eingeführt 
und schließlich die Rolle der Medien für die 
Herstellung wirtschaftspolitischer Vielfalt in öf-
fentlichen Debatten beschrieben (Kapitel 2). Im 
Anschluss wird in das Analysekonzept der „Me-
dien-Frames“ eingeführt (Kapitel 3). Darauf auf-
bauend werden Zielsetzung und Forschungsfra-
gen der Studie detaillierter ausgearbeitet, bevor 
das Untersuchungsdesign und das methodische 
Vorgehen der Studie erläutert wird (Kapitel 4). 
Den größten Teil dieser Studie nimmt die Ergeb-
nisdarstellung ein (Kapitel 5 und 6). Sie orien-
tiert sich an den zentralen Forschungsfragen 
und beschreibt einzelnen Frame-Elemente, die 
als Ausdruck eines neoklassischen oder keyne-
sianischen Paradigmas gelten können, sowie in 
der Presseberichterstattung aufgefundene über-
geordnete Frames. Im abschließenden Fazit (Ka-
pitel 7) werden die Erkenntnisse hinsichtlich der 
Fragestellungen systematisch zusammengefasst 
und die Bedeutung der Ergebnisse interpretiert 
und diskutiert.
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Ziel dieser Forschungsarbeit ist es, die zentralen 
wirtschaftspolitischen Paradigmen als Medien-
Frames im öffentlichen Diskurs auf europäischer 
Ebene sichtbar zu machen. Dazu werden im Fol-
genden zunächst zwei zentrale Paradigmen, die 
Neoklassik und der Keynesianismus, mit ihren 
zugehörigen (angebots- bzw. nachfrageorien-
tierte) Wirtschaftspolitiken, dargestellt. 

Grundlegend erforscht die Ökonomik als Wis-
senschaft die Funktionsweise wirtschaftlicher 
Systeme. Je nach theoretischer Ausrichtung 
unterscheiden sich jedoch die fundamentalen 
Annahmen über wirtschaftliche Abläufe und 
Zusammenhänge, unter anderem auch über 
die Funktionsweise von Märkten, von welchen 
die Forschung ausgeht. Während es in den 
Wirtschaftswissenschaften eine Vielzahl unter-
schiedlicher „Denkschulen“ mit unterschied
lichen Perspektiven gibt (für eine Übersicht: vgl. 
Netzwerk Plurale Ökonomik e. V. 2021), können 
insbesondere zwei Paradigmen als zentral an-
gesehen werden, da sie gegensätzliche wirt-
schaftspolitische Strategien in wirtschaftlichen 
Krisensituationen begründen.

Neoklassisches Paradigma und Angebotspolitik
Das in der vorliegenden Studie als neoklassisch 
bezeichnete Paradigma begründet eine als An-
gebotspolitik zu bezeichnende Wirtschaftspoli-
tik. Die Neoklassik geht als marktoptimistisches 

2	 Wirtschaftspolitische Paradigmen 
	 und die Rolle der Medien

Paradigma grundlegend davon aus, dass der 
Marktmechanismus eine allen anderen (bei-
spielsweise staatlich-planerischen) Formen 
überlegende Art und Weise ist, wirtschaftliche 
Abläufe zu organisieren und zu koordinieren. 
Zudem wird eine „Selbstregulierungsfähigkeit“ 
von Märkten angenommen, sodass der Staat als 
Rahmensetzer – nicht jedoch als „Mitspieler“ 
im wirtschaftlichen Feld – das sogenannte Pri-
mat der Ordnungspolitik gegenüber interventio
nistischer Wirtschaftspolitik zu beachten hat. 
Diese Politik hat das Ziel, eine (aus Sicht der An-
hänger/-innen der Neoklassik) optimale Vertei-
lung von Gütern über Märkte zu gewährleisten, 
denn Märkte sorgen aus dieser Perspektive qua-
si automatisch für ein Gleichgewicht zwischen 
Angebot und Nachfrage. Dem Staat kommt zum 
Beispiel die Rolle zu, durch die Definition von 
Nutzungsrechten (property rights) und vertrag-
lichen Lösungen Koordination und Kooperation 
auf Märkten zu ermöglichen, aber auch – durch 
die Erhaltung von Konkurrenz (Stichwort: Ver-
hinderung von Monopolen und Kartellen) und 
der vollständigen Handlungsfreiheit der Wirt-
schaftssubjekte – aufrecht zu erhalten. Ver-
einfacht dargestellt sollen private Eigentums-
rechte und Wettbewerb gesichert werden, was 
wirtschaftspolitisch eine Privatisierungs- und 
Liberalisierungspolitik impliziert, während die 
Interaktion der Wirtschaftssubjekte ansonsten 
weitestgehend frei von staatlichen Vorschrif-

Wirtschaftspolitische Paradigmen und die Rolle der Medien
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ten stattfindet. Jede Regulierung4 wird daher 
zunächst unter den Verdacht der Überregulie-
rung gestellt, woraus sich die generelle Forde-
rung nach Deregulierung ableitet. Darüber hi-
naus werden soziale Sicherungssysteme zwar 
grundsätzlich als öffentliches Gut anerkannt, 
eine üppige Ausstattung derselben ist aus Sicht 
der Neoklassik allerdings ein Hemmnis für einen 
freien Arbeitsmarkt.
 

Eine Reduktion des Sozialstaates – und infolge-
dessen eine Austeritätspolitik, also eine Politik 
der Kürzung staatlicher Ausgaben – erscheint 
somit meistens wünschenswert. Schließlich 
wird von einer Dichotomie realer und monetärer 
Märkte ausgegangen. Dies bedeutet, dass bei-
spielsweise Veränderungen der Geldmenge kei-
ne nachhaltigen Effekte auf die Realwirtschaft 
haben können (vgl. Heise 2010). Der mit der Neo-
klassik einhergehenden angebotsorientierten 
Wirtschaftspolitik liegt zudem die Kernannahme 
zugrunde, dass die volkswirtschaftlichen Ziele 
der (Voll)Beschäftigung und des Wachstums von 
der Angebotsseite des Marktes abhängen, wo-
durch wirtschaftspolitische Maßnahmen eine 
Verbesserung der Angebotsbedingungen verfol-
gen sollten.

Keynesianisches Paradigma und 
Nachfragepolitik
Die Nachfragepolitik geht zurück auf den Öko-
nomen John Maynard Keynes, der das heute 
als Keynesianismus bezeichnete Paradigma 
insbesondere in seinem Hauptwerk „Allgemei-
ne Theorie der Beschäftigung, des Zinses und 
des Geldes“ (1936) entwickelte. Diese Sicht-
weise geht davon aus, dass es systematische 
Abweichungen vom Gleichgewicht der Märkte 
geben kann – und diese Abweichungen durch 
das Zusammenspiel monetärer und realer Öko-
nomie sehr wahrscheinlich sind. Ungleichge-
wichte werden insbesondere durch Preis- und 
Lohnrigidität – also die Annahme, dass Löhne 
und Preise, anders als im neoklassischen Para
digma behauptet, nur langsam oder gar nicht 
auf Änderungen von Angebot und Nachfrage rea
gieren – begründet und ohne Staatseingriffe als 
dauerhaft angesehen.5 Darüber hinaus gibt es 
noch andere, monetäre Gründe für die fehlende 
Selbststabilisierung der Märkte. So beeinflus-
sen aus Sicht des Keynesianismus Veränderun-
gen des Geldwertes die reale Ökonomie: Eine 
sogenannte Deflationsspirale – einer andau-
ernden „Wertsteigerung“ des Geldes – führt zu 
sinkender Nachfrage, da Konsument/-innen zu-
künftig mehr Waren für die gleiche Summe er-
werben können und ihr Geld zurückhalten, was 
zu schweren Wirtschaftskrisen führen kann. Auf 
Grundlage dieser Annahmen sind wirtschafts-
politische Maßnahmen zur Stabilisierung der 

4	 Manche Regulierungen, beispielsweise in Form von Reduktionen der Transaktionskosten, sind jedoch auch aus Sicht 
dieses Paradigmas erlaubt.

5	 Rigiditäten werden auch im „New Kenynesian Consenus“ aufgegriffen, einer Synthese zwischen neoklassischem und 
keynesianischem Paradigma, die in den 1990er Jahren an Bedeutung gewonnen hat.

Neoklassisches Paradigma: 
Angebotsorientierung und 

Überlegenheit des Marktes. 
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Wirtschaft notwendig. Durch staatlich gesteuer-
te Umverteilung, beispielsweise mittels starker 
progressiver Besteuerungen von Einkommen 
und durch staatliche Transferleistungen, kön-
nen Nachfrage und Beschäftigung angeregt wer-
den. Ziel ist es, die Nachfrage nach Gütern und 
Dienstleistungen zu steigern und bei Bedarf die 
Wirtschaft auch durch vermehrte Staatsausga-
ben, also staatlich induzierte Nachfrage, zu be-
leben. Zudem wird eine expansive Geldpolitik 
befürwortet, wenn eine Deflationsspirale droht: 
Eine Erhöhung der Geldmenge soll der Wertstei-
gerung des Geldes und damit der Kaufzurückhal-
tung der Konsumenten/-innen entgegenwirken.6 
Zur Stabilisierung der Märkte in Krisenzeiten 
unter anderem durch diese Maßnahmen ist ein 
Staatsdefizit erlaubt und eine hohe Staatsquote 
erwünscht. Die nachfrageorientierte Interven
tionspolitik verfolgt dabei einen antizyklischen 
Ansatz: In konjunkturell schwachen Zeiten sollen 
Staatsausgaben, etwa in Form von Transferleis-
tungen und staatlichem Konsum, das Wachstum 
anregen (Deficit-Spending).7 Eine zentrale Rolle 
nimmt hier der sogenannte Multiplikatoreffekt 
ein: Höherer Staatskonsum führt zu höherer Be-
schäftigung, höhere Beschäftigung zu mehr pri-
vatem Konsum, was sich wiederum in höheren 
Steuereinnahmen niederschlägt, die für weite-
ren Staatskonsum eingesetzt werden könnten. 

In Zeiten konjunktureller Aufschwünge sollen die 
fiskalischen Mittel hingegen für Interventionen in 
schlechten Zeiten angespart werden, folglich ist 
eine kontraktive Fiskalpolitik zu verfolgen. 

Der Keynesianismus liefert also sachliche Grün-
de für eine Wirtschaftspolitik der staatlichen In-
terventionen (vgl. Grüner 2006). Die Zeit nach 
dem Zweiten Weltkrieg (in Deutschland ab 1967) 
bis in die 1970er Jahre gilt weltweit als Hochpha-
se des Keynesianismus als Paradigma und der 
Nachfragepolitik als Wirtschaftspolitik (vgl. Hall 
1989). Danach verloren beide aufgrund vielfäl-
tiger Veränderungen in den Feldern der Politik, 
Wirtschaft und nicht zuletzt in den Wissenschaf-
ten an Relevanz, sodass seitdem wieder verstärkt 
angebotsorientierte wirtschaftspolitische Maß-
nahmen empfohlen und eingesetzt wurden (vgl. 
Köhrsen 2011).

Wirtschaftspolitik(en) in der 
Europäischen Union
Die Wirtschaftspolitik gehört nicht nur in der 
Bundesrepublik Deutschland, sondern in allen 
Staaten der Europäischen Union (EU) zu den 

6	 An ihre Grenzen stößt diese Geldpolitik allerdings, wenn sich die Wirtschaft in einer „Liquiditätsfalle“ befindet. Dies 
ist dann der Fall, wenn die Zentralbank die Geldmenge ausweitet um den Zins (den „Preis“ des Geldes) zu senken, 
der Zins allerdings schon nah bei null liegt – und die geldpolitische Maßnahme keine Wirkung auf die Nachfrage 
mehr zeitigt. Die Liquiditätsfalle ist aus keynesianischer Sicht ebenfalls eine Ausprägung fehlender Selbststabilisie-
rung der Märkte.

7	 Insgesamt werden antizyklische Fiskalpolitik und nachfrageorientierte Umverteilung im keynesianischen Paradigma 
unterschiedlich bewertet – eine antizyklische Fiskalpolitik wird häufiger als Instrument eingesetzt als eine nachfrage
orientierte Umverteilung.

Keynesianismus: 
Wirtschaftspolitik mithilfe 
staatlicher Interventionen.

Wirtschaftspolitische Paradigmen und die Rolle der Medien
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zentralen Politikfeldern. Auch ist es das selbst-
erklärte Ziel der Europäischen Union und ihrer 
Institutionen, Stabilität, Sicherheit und Wohl-
stand zu garantieren. Im Zentrum dessen steht 
der europäische Binnenmarkt als einer der 
größten zusammenhängenden Wirtschaftsräu-
me der Welt. (Wirtschafts-)Politische Heraus-
forderungen der letzten Jahre sind in diesem 
Zusammenhang zum Beispiel der Austritt des 
Vereinigten Königreichs aus der EU, die Ver-
breitung populistischer Strömungen oder die 
COVID-19-Pandemie (vgl. BMWi 2021). Zuvor 
fand die Finanzkrise von 2008 mit der soge-
nannten Euro-Krise eine spezifisch europäische 
Fortführung, welche die Wirtschaft und die Wirt-
schaftspolitiken der einzelnen Ländern sowie 
der Europäischen Union insgesamt erheblich 
herausforderte. Die europäische Wirtschafts
politik umfasst dabei zahlreiche Maßnahmen, 
die helfen sollen die gesteckten Zielen – Be-
schäftigung zu schaffen und durch nachhalti-
ges Wirtschaftswachstum die Wirtschaftskraft 
und den sozialen Zusammenhalt in Europa zu 
steigern – zu erreichen. Sie soll den Mitglieds-
staaten Orientierung für die nationale Gestal-
tung der eigenen Wirtschafts-und Haushalts-
politik bieten. Wirtschaftspolitische Entschei-
dungen auf europäischer Ebene greifen somit 
nicht nur tief in die Lebenswirklichkeiten der 
Bürger/-innen innerhalb der Mitgliedsstaaten 
ein, sondern können zugleich die Situation 
der nationalen wie europäischen Gesamtwirt-
schaft(en) beeinflussen. Die Haushaltspläne 
der Mitgliedsstaaten müssen beispielsweise im 
Einklang mit dem europäischen Stabilitätspakt 
stehen (siehe Infokasten). 

	 Der europäische Stabilitäts- und 
	 Wachstumspakt

	 Der europäische Stabilitäts- und Wachstums
pakt, der 1997 beschlossen wurde, ist ein 
Regelwerk für die Koordination und Überwa-
chung der Finanzpolitiken der Mitgliedsstaa-
ten der EU. Im Rahmen des Maastricht-Vertra-
ges von 1992 wurden bereits EU-Konvergenz-
kriterien für den Beitritt in die Währungsunion 
festgelegt, um die Stabilität der gemeinsa-
men Währung zu sichern. Dazu gehören fest-
geschriebene Obergrenzen für die Neu- und 
Gesamtverschuldung eines Mitgliedsstaates: 
ein maximales Defizit von drei Prozent des 
BIP und einen maximalen Schuldenstand 
von 60 Prozent des BIP. Im Stabilitäts- und 
Wachstumspakt wurden diese Kriterien der 
Haushaltsstabilität dann dauerhaft für alle 
EU-Mitgliedsstaaten niedergeschrieben. 

Darüber hinaus sind die Wahrung der europäi
schen Stabilität im Sinne eines starken Binnen-
marktes, einer hohen Wettbewerbsfähigkeit 
europäischer Unternehmen und einer großen 
Innovationskraft Europas sowie die Stabilität 
des Euros zentrale Themenkomplexe europäi-
scher Wirtschaftspolitik. Angesichts der Tatsa-
che, dass einige Mitgliedstaaten es (aus unter-
schiedlichen Gründen) offensichtlich verfehlten 
den europäischen Verträgen entsprechend zu 
handeln, wurde und wird die Verletzung dieser 
Verträge in der öffentlichen Debatte als ein wich-
tiges Problem angesehen.
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Vor diesem Hintergrund soll in der vorliegenden 
Arbeit untersucht werden, welches der beiden 
zentralen wirtschaftspolitischen Paradigmen 
den öffentlichen Diskurs über (europäische) 
Krisen dominiert und damit die Debatte prägt, 
wie die EU-Mitgliedsstaaten in konjunkturell 
schwierigen Zeiten die Wirtschaft ankurbeln 
sollten: Durch staatliche Intervention und dem 
Deficit-Spending-Ansatz oder durch Selbstregu-
lierung der Märkte und einer strikten Austeritäts-
politik? 

Wirtschaftsparadigmatische und -politische 
Vielfalt und die Rolle der Medien
Diese Fragestellung beschäftigt nicht nur die 
Wirtschaftswissenschaft, sondern in der wirt-
schaftspolitischen Praxis auch politische Ent-
scheidungsträger/-innen und im Zusammen-
hang mit politischen Entscheidungen auch die 
Öffentlichkeit. Insbesondere in Deutschland 
werden diese Fragestellungen in der Wirt-
schaftswissenschaft jedoch weitestgehend ein-
seitig geführt. Paradigmatische Pluralität und 
ein fairer Umgang mit anderen Denkschulen 
werden nicht genügend berücksichtigt, lau-
tet eine oft geäußerte Kritik. Das beschriebe-
ne neoklassische Paradigma stellt dabei die 
vorherrschende Sichtweise dar (vgl. z. B. Lee 
2012; Dobusch/Kapeller 2009). Diese auch als 

„Mainstream“ bezeichnete Vorherrschaft eines 
Paradigmas zeigt sich durch eine Dominanz 
in der universitären Lehre und in den Lehrbü-
chern, durch eine (bevorzugte) Forschungsför-
derung und dadurch, dass in den angesehenen 
Top-Fachzeitschriften sowie auf entsprechen-
den Tagungen hauptsächlich auf Grundlage die-
ses Paradigmas diskutiert wird (vgl. Dequech 
2012; Sagvosdkin 2021). Andere Ansätze, da
runter das keynesianische Paradigma, werden 
als „Non-Mainstream“ bezeichnet und sind „we-
niger prestigeträchtig und einflussreich als der 
Mainstream“ (Dequech 2012: 355, Übersetzung 
durch die Autor/-innen). Die Dominanz einzel-
ner Erklärungsmuster und das Vorherrschen ei-
nes Mainstreams verhindern Pluralität, die von 
vielen jedoch als notwendig für eine adäquate 
Erfassung des Feldes der Wirtschaftswissen-
schaften sowie für Erkenntnisfortschritte auf 
diesem Gebiet angesehen werden (vgl. für eine 
Klärung des Konzepts der Pluralität Heise 2016). 
Eine Homogenität von Denkhaltungen führt hin-
gegen zu einer Überrepräsentation bestimmter 
Sichtweisen und einseitigen politischen Ent-
scheidungen, die Handlungsalternativen nicht 
in Betracht ziehen. Politisch wirksame Ent-
scheidungen, die in einer Demokratie den Prä-
ferenzen der Bevölkerung entsprechen sollten, 
stehen jedoch nicht von vornherein fest. Sie 
entstehen in einem offenen Diskurs und bilden 
sich unter dem Einfluss öffentlicher – massen-
medialer – Kommunikation. Diese öffentlichen 
Aushandlungen konkreter Politik sollten ein 
Wettstreit unterschiedlicher Deutungsrahmen 
für die zu bearbeitenden Probleme sein (vgl. 
Marcinkowski 1999; Theine/Grisold 2020). 

Neoklassik oder Keynesianismus –
Welches Paradigma prägt 

die öffentliche Debatte 
über (europäische) Krisen?

Wirtschaftspolitische Paradigmen und die Rolle der Medien
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Somit kommt dem wirtschaftspolitischen Jour-
nalismus eine weitrechende Verantwortung zu. 
Die Presse beobachtet politische und wirtschaft-
liche Vorgänge, verarbeitet diese Informationen 
und stellt sie der Bevölkerung bereit (vgl. Otto/
Köhler 2017). Die an die Presse gestellten Leis-
tungsanforderungen basieren auf der Verfas-
sung der Bundesrepublik Deutschland (Art.  5), 
die wiederum in den Landespressegesetzen der 
Bundesländer spezifiziert sind. 

Die Presse wird als Medium zwischen verschie-
denen Teil-Öffentlichkeiten sowie als Faktor der 
öffentlichen Meinungsbildung betrachtet und 
muss dabei eine Reihe an Anforderungen erfül-
len. So sind die Medien verpflichtet, ausgewo-
gen zu berichten. Dazu gehört das Gebot einer 
fairen und unabhängigen Berichterstattung, ver-
schiedene Meinungen sollen in einem ausge-
wogenen Verhältnis dargestellt werden. Zudem 
soll die Presse den Bürger/-innen wesentliche 
(Hintergrund)Informationen zur Meinungsbil-
dung liefern. Auch das Bundesverfassungsge-
richt (1961) hat in seinen Urteilen die Meinungs-
bildungsfunktion der Presse betont und abge-

leitet, dass die Berichterstattung „breit“, „voll-
ständig“ und „ausgewogen“ sein soll. Dies gilt 
insbesondere für jene Bereiche der Gesellschaft, 
die für die Bürger/-innen von hoher Bedeutung, 
aufgrund ihrer Komplexität und Verflechtungen 
jedoch schwierig nachvollziehbar sind. Hier 
nehmen die Printmedien als Informationsquelle 
eine zentrale Rolle ein. Ihnen wird ein hohes Maß 
an Vertrauen und Glaubwürdigkeit entgegenge-
bracht. Daneben üben sie durch ihre Kritik- und 
Kontrollfunktion sowie ihre Bildungsfunktion 
erheblichen Einfluss auf die Meinungsbildung 
der Bürger/-innen aus. Erwartet wird, dass die 
Presse insbesondere durch die Vermittlung 
unterschiedlicher (auch kritischer) Ansichten 
und Diskussionen zur Meinungsbildung der Bür-
ger/-innen beitragen und somit deren Partizipa-
tion im politischen Prozess verstärken kann. In 
Anbetracht der Bedeutung der Massenmedien 
für den Meinungs- und Willensbildungsprozess 
der Bevölkerung, soll die deutsche Pressebe-
richterstattung in der vorliegenden Arbeit als 
Indikator für die allgemeine öffentliche Debatte 
gewählt werden. Aufgrund ihrer gesamtgesell-
schaftlichen sowie europäischen Bedeutung 
ist es besonders für die Wirtschaftspolitik von 
hohem Interesse zu untersuchen, welche wirt-
schaftswissenschaftlichen Paradigmen und „da-
zugehörigen“ Wirtschaftspolitiken in Form von 
sogenannten Medien-Frames die öffentliche De-
batte determinieren – und aus welchen Diskur-
sen sie resultieren. 

Die Presse als Medium 
zwischen Teil-Öffentlichkeiten 
und als Faktor der öffentlichen 

Meinungsbildung.
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Im Fokus dieses Kapitels steht die Erläuterung 
des für die Analyse der vorliegenden Arbeit zen-
tralen Konzepts des Framings (vom englischen 
„Frame“ = Rahmen). Was damit gemeint ist, wel-
che Rolle die Problemdeutung im Framing-Pro-
zess spielt und aus welchen Elementen sich ein 
Medien-Frame zusammensetzt, wird im Folgen-
den dargestellt. 

Die Forschung von Frames in der Kommunika-
tionswissenschaft wurde vor allem von Entman 
(1993) geprägt: Seine Frame-Definition ist die 
einflussreichste und meistzitierte innerhalb der 
Kommunikationswissenschaft:

	 „Framing bedeutet, einige Aspekte einer 
wahrgenommenen Realität auszuwählen und 
sie in einem Text hervorzuheben, sodass eine 
bestimmte Problemdefinition, kausale Inter-
pretation, moralische Bewertung und/oder 
Handlungsempfehlung für den beschriebe-
nen Sachverhalt vermittelt wird.“ 

	 (Entman 1993: 52, Übersetzung 
	 durch die Autor/-innen)

Auf der Grundlage der Definition von Entman ent-
wickelte Matthes (2007, 2014) das Konstrukt des 
Frames weiter. Matthes beschreibt Frames als 
konsistent verbundene Einstellungen bzw. Ur-
teile. Diese verbundenen Einstellungen ergeben 
einen kohärenten Sinnhorizont zu einem Thema. 

3	 Medien-Frames als Analysekonzept

Durch den Sinnhorizont werden bestimmte Zu-
sammenhänge hervorgehoben, während ande-
re Zusammenhänge ignoriert werden, was unter 
den Vorgängen der Selektion und Salienz zu ver-
stehen ist (vgl. Matthes 2007). 

Akteure und Medien bedienen sich also der 
Selektion bestimmter Informationen, wenn sie 
über ein Thema kommunizieren. Die selektierten 
Aspekte werden so vom Rezipienten/der Rezi-
pientin als wichtig erachtet – je häufiger der/
die Rezipient/-in mit ihnen konfrontiert ist, des-
to wichtiger werden sie führ ihn/sie und desto 
stärker prägen sie seine/ihre Deutung zu einem 
Thema. Ein Beispiel für die Selektion bestimmter 
Aspekte in der vorliegenden Analyse der Bericht-
erstattung über den Streit zwischen italienischer 
Regierung und EU-Kommission im Jahr 2018 wäre 
etwa eine Konzentration auf den italienischen 
Schuldenstand und eine Vernachlässigung an-
derer Aspekte, etwa der Auswirkungen von Kon-
junkturprogrammen der italienischen Regierung 
auf den Arbeitsmarkt oder die Binnennachfrage. 
Durch den beschriebenen Prozess der Selektion 
und Salienz gibt die Presse bestimmten Per

Medien-Frames als Analysekonzept

Framing bedeutet Salienz: 
Bestimmte Aspekte eines Sach­

verhalts werden hervorgehoben, 
andere vernachlässigt.
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spektiven und Akteuren bewusst mehr Raum in 
ihrer Berichterstattung. Dadurch vermittelt sie 
sowohl passiv (z. B. durch die Auswahl bestimm-
ter Akteure, die sich in der Presse zu einem 
Sachverhalt äußern) als auch aktiv (z. B. durch 
die Selektion einseitiger Perspektiven) gewisse 
Deutungen eines Sachverhalts.

In dieser Definition bestehen Frames aus vier 
verschiedenen Frame-Elementen (vgl. Entman 
1993, Matthes 2014): 

	 Einer Problemdefinition,
	 einer kausalen Interpretation des Problems 

(Ursache, Verursacher/-in),
	 einer Bewertung und 
	 einer Lösungsdimension für das Problem.8 

Die einzelnen Elemente lassen sich meist zu ei-
nem logisch konsistenten Sinnhorizont verknüp-
fen. Medien-Frames können somit als Muster 
von Aussagen verstanden werden, die in journa-
listischen Beiträgen wiederholt gemeinsam auf-
treten und Einfluss auf die Deutungsrichtung, die 
mediale Sichtweise eines Themas und somit auf 
die Meinung von Rezipierenden nehmen können 
(vgl. Matthes 2014). 

In Anlehnung an dieses Verständnis von Frames 
ist das zu überprüfende theoretische Modell 
der vorliegenden Forschung konzipiert (siehe 
Tabelle 1, vgl. auch Kapitel 4). 

Im Rahmen dieser Arbeit werden Frames somit 
als Konzept verstanden, das erstens impliziert, 

8	 Die Definitionen und Operationalisierungen der einzelnen Frame-Elemente im Detail sind Kapitel 4.3 zu entnehmen.

TABELLE 1
Verschiedene Frame-Konstrukte im Vergleich

Entman (1993) Matthes (2007) Frame-Konstrukt 
dieser Forschungsarbeit

Problemdefinition Problemdefinition/Thema Problemdefinition

Kausale Interpretation Verantwortungszuschreibung/ 
Ursachenzuschreibung

Kausale Interpretation  
(Ursache, Verursacher/-in)

Verfahrens-/Lösungsvorschlag Lösungszuschreibung/ 
Handlungsaufforderung

Handlungsempfehlung 
(Lösung, Policy-Option)

Moralische Evaluation Bewertung Bewertung

Akteursbindung Forderungsadressat/-in/ 
Kompetenzabschreibung

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Entman (1993) und Matthes (2007).
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worin das Problem besteht (Problemdimension), 
wer oder was als mögliche Ursache angesehen 
wird (Verursacher- bzw. Ursachendimension), 
wie die Akteure und/ oder deren Handlungen 
bewertet werden (Bewertungsdimension), wel-
che potentiellen Lösungsmaßnahmen es gibt 
(Zieldimension), wie diese mittels konkreter 
Instrumente umgesetzt werden können (Umset-
zungsdimension) und wem im Lösungsfindungs-
prozess Kompetenzen zu- oder abgeschrieben 
werden (Forderungsadressat/-in und Kompeten-
zabschreibung) – die verschiedenen Dimensio-
nen werden in der vorliegenden Arbeit auch als 
„Frame-Elemente“ bezeichnet. 

Diskurse werden über Frames geführt. Frames 
dienen – dadurch, dass sie nicht nur das vor-
liegende Problem zum Ausdruck (Situationsde-
finition) bringen, sondern auch andeuten was 
richtig und wünschenswert ist – der Handlungs-
orientierung. Aufgrund dieser fundamentalen 
Orientierungsleistung müssen Frames als kon-
stitutive Bedingung der Handlungsfähigkeit von 
Individuen angesehen werden, womit sie einen 
zentralen Teil der Opportunitätsstruktur sozialen 
Handelns darstellen. Sie wirken komplexitätsre-
duzierend, vereinfachen Zusammenhänge und 
vereinbaren konfligierende Werte. Insbesondere 
bei politischen Themen existieren vielfältige und 
miteinander in Konflikt stehende Aspekte. Durch 
Frames können unterschiedliche Blickwinkel 
systematisch betrachtet und ganzheitlich erfasst 
werden. Die Darstellung und Übernahme von Fra-
mes im Diskurs können die öffentliche Meinung 
und die der politischen Akteure beeinflussen. 
Werden die zentralen wirtschaftspolitischen 

Paradigmen in das Konzept des Medien-Framings 
miteinbezogen, so würde ein Frame, der dem 
neoklassischen Paradigma folgt, demnach die 
diesem Paradigma entsprechenden Ursachen 
implizieren und spezifische Lösungen anbieten. 

Einerseits könnte ein Frame hinsichtlich des 
Haushaltsstreits zwischen EU-Kommission und 
italienischer Regierung im Jahr 2018 beispielswei-
se wie folgt aussehen: Für die Problemdefinition 
der Verletzung der Maastricht-Kriterien könnte die 
expansive Fiskalpolitik der neuen italienischen 
Regierung 2018 als Ursache, die italienische Re-
gierung als Verursacher und eine Sparpolitik als 
Handlungsoption bzw. die konkrete Begrenzung 
des Haushaltsdefizits die notwendige Politikop
tion darstellen. Andererseits würde ein Frame, der 
dem keynesianischen Paradigma folgt, andere Lö-
sungen anbieten. Für die Problemdefinition der 
Einhaltung der Defizitregeln trotz Rezession könn-
te die falsche Steuerung durch den europäischen 
Stabilitätspakt als Ursache und die EU-Kommis-
sion als Hüterin der Verträge dabei als Verursa-
cherin benannt werden. Die Handlungs- bzw. 
Politikoptionen könnten erhöhte Staatsausgaben 
und/oder eine Reform des Stabilitätspakts sein. 
Für die Erfassung wirtschaftspolitischer Paradig-
men eignet sich der Framing-Ansatz, weil sich die 
Elemente von Medien-Frames gut zur Abbildung 
und Abgrenzung von Paradigmen wie Neoklassik 

Frames als Orientierungshilfe:
Was gilt als Problem?

Welche Lösungen
sind wünschenswert?

Medien-Frames als Analysekonzept
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und Keynesianismus eignen: Ihre Problemdefini-
tionen, kausalen Interpretationen, Bewertungen 
und Handlungsempfehlungen sind jeweils andere 
(und stehen sich häufig konträr entgegen). Diese 
Kategorien eignen sich folglich gut, um zwischen 
den Paradigmen zu differenzieren.

Allerdings können auch einzelne Frame-Ele-
mente (neoklassisch und/ oder keynesianisch) 
in der Presseberichterstattung vorkommen, 
ohne, dass ein zusammenhängender Frame 
(mit Elementen in allen Dimensionen) präsen-
tiert wird. Ursächlich dafür sind zum einen das 
Fehlen einer ausgewogenen Darstellung unter-
schiedlicher Positionen zu einem politischen 
Problem. Das heißt, die Presse widmet einigen 
Positionen (beispielsweise der keynesiani-
schen) oder auch einigen Frame-Dimensionen 
(zum Beispiel der Umsetzungsdimension) zu 
wenig Aufmerksamkeit. Zum anderen kann es 
bei politischen Diskursen auch schlicht an poli-

tischen Akteuren mangeln, die eine bestimmte 
und umfassende Gegenposition inklusive kau-
saler Interpretation, Lösungsvorschlag und/oder 
moralischer Evaluation vertreten, wodurch die 
Presse den politischen Diskurs nicht vielfältig 
abbilden kann.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, 
dass Problemdefinition sowie Problemdeutung 
als feste Bestandteile im Zentrum politischer 
Diskurse stehen. Mithilfe des theoretischen 
Gerüsts der Frames – das die Dimensionen der 
Problemdefinition, der Ursache bzw. des/der 
Verursacher/-in, der Lösung und Policy-Option, 
des/der Forderungsadressat/-in und der Kompe-
tenzabschreibung in einem ganzheitlichen Kon-
strukt konzeptualisiert – kann die Darstellung 
von politischen Prozessen und Entscheidungen 
in der Presse adäquat abgebildet und empirisch 
nachvollziehbar gemacht werden. In der vorlie-
genden Arbeit wird offengelegt, welche Frames 
sich im öffentlichen Diskurs über (europäische) 
Wirtschafts- und Finanzpolitik manifestieren und 
dadurch politische Entscheidungen (potentiell) 
dominieren – und ob es einen Paradigmenwech-
sel im öffentlichen Diskurs von der Berichterstat-
tung über den Haushaltsstreit zwischen EU-Kom-
mission und Italien 2018 zur Berichterstattung 
über die Corona-Hilfsprogramme 2020 gab.

Durch Medien-Frames 
kann die Darstellung 

von politischen Prozessen 
und Entscheidungen in der Presse 

adäquat abgebildet werden.
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Im folgenden Kapitel werden die Ziele der Erhe-
bung, das methodische Vorgehen und das Er-
hebungsdesign der Studie erläutert sowie die 
Forschungsfragen weiter ausgeführt. Zunächst 
wird die gewählte Methode und die Operatio-
nalisierung der zu untersuchenden Frame-Ele-
mente dargestellt, anschließend wird die Um-
setzung im Kategoriensystem dargelegt. Es folgt 
die Beschreibung der Materialbasis durch die 
Festlegung von Untersuchungszeitraum und -ob-
jekten. Schließlich wird die Durchführung der Er-
hebung erklärt und beschrieben, wie Reliabilität 
und Validität gesichert wurden.

4.1	 Zielsetzung und Fragestellungen

Die deutsche Presseberichterstattung zur Wirt-
schafts- und Finanzpolitik der neuen italieni-
schen Regierung 2018 sowie diejenige zum euro
päischen Diskurs über mögliche Corona-Hilfs-
programme (auch für Italien) 2020 sollen in 
dieser Studie analysiert werden. Im Mittelpunkt 
steht die Frage, ob eines der beiden zentralen 
wirtschaftspolitischen Paradigmen (Neoklassik/ 
Keynesianismus) die jeweilige Berichterstattung 
dominiert. Dafür wird der Frage nachgegangen, 
welche wirtschaftspolitische Ausrichtung (an-
gebot- oder nachfrageorientiert) in den in der 
Berichterstattung eingesetzten Frames zum Aus-
druck kommt und ob bestimmte Frames beson-
ders häufig in der Berichterstattung verwendet 

werden. So kann untersucht werden, ob es Fra-
mes gibt, die weitgehend auf neoklassischen 
Deutungen basieren oder ob sich eine ausge-
wogene Gegenüberstellung konkurrierender Fra-
mes, also neoklassischer und keynesianischer 
Deutungen, zeigt. Dies ermöglicht eine Bewer-
tung, inwiefern ein pluralistischer Diskurs zuge-
lassen wurde und ob ein Paradigmenwechsel 
zwischen 2018 und 2020 stattfand. 

Daneben wird erfasst, welche Wertungen der 
Hauptakteure (2018: italienische Regierung 
und EU-Kommission; 2020: europäischen Re-
gierungschefs/-innen) sich in der Pressebe-
richterstattung wiederfinden lassen. Damit soll 
nachgewiesen werden, wie viel Raum eine Be-
richterstattung einnimmt, die einem Akteur (hier 
vermutlich der italienischen Regierung) Ratio-
nalität abspricht und die andere Konfliktpartei 
(etwa die EU-Kommission) als einzig vernunft-
geleiteten Akteur dargestellt. Häufen sich solche 
Wertungen in der Berichterstattung, handelt es 
sich nicht um einen Diskurs, in dem verschiede-
ne Interessen abgewogen werden. Stattdessen 
würden bestimmte Handlungsempfehlungen als 

4	 Forschungsdesign

Wie pluralistisch wurde 
diskutiert? Gab es einen 

Paradigmenwechsel in der 
Berichterstattung?

Forschungsdesign
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einzig vernünftige Lösungen ohne Alternativen 
dargestellt. So würde die Presseberichterstat-
tung keine pluralistischen Problemperspektiven 
des Konflikts darstellen, wodurch sie die Rezi-
pierenden unausgewogen informiert.
 
Angesichts der bereits erläuterten Dominanz des 
neoklassischen Paradigmas wird für die Presse-
berichterstattung zum italienischen Haushalts-
streit 2018 keine pluralistische Gegenüberstel-
lung neoklassischer und keynesianischer Deu-
tungen erwartet. Es wird angenommen, dass 
neoklassische Kausalinterpretationen und die 
Forderung nach Austeritätsmaßnahmen über-
wiegen. Im Kontrast dazu wird bei der Analyse 
der Presseberichterstattung zur Corona-Krise in 
Italien im Jahr 2020 angenommen, dass das key-
nesianische Paradigma den öffentlichen Diskurs 
dominiert. Es wird erwartet, dass während öko-
nomischer Krisen Paradigmenwechsel stattfin-
den und daher grundsätzlich die nachfrageorien-
tiert ausgerichtete Wirtschafts- und Finanzpolitik 
im Fokus steht und die Presseberichterstattung 
dominiert. 

Hinsichtlich der italienischen Wirtschafts- und 
Finanzpolitik 2018 soll die zentrale Forschungs-
frage „Wie wird über die italienische Wirtschafts- 
und Finanzpolitik und ihre Umsetzung in der 
deutschen Presseberichterstattung berichtet?“, 
um eine systematische Beantwortung der For-
schungsfragen zu ermöglichen, in die folgenden 
Unterfragen aufgegliedert werden:

1.	 Dominiert ein wirtschaftspolitisches Para-
digma die Berichterstattung über die Wirt-

schafts- und Finanzpolitik der neuen italieni-
schen Regierung?

2.	 Welche Wertungen über die neue italienische 
Regierung finden sich mit welcher Häufigkeit 
in der Berichterstattung wieder? Implizieren 
diese Wertungen einen rationalen Diskurs 
zwischen verschiedenen Akteuren oder wird 
Akteuren Rationalität abgesprochen?

Daneben lässt sich die zentrale Forschungsfrage 
der Analyse des europäischen Diskurses über 
die Corona-Hilfsprogramme „Wie wird über die 
europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik und 
ihre Umsetzung/Forderungen in der Corona-
Krise in der deutschen Presseberichterstattung 
berichtet?“ in die folgenden zentralen Unterfra-
gen differenzieren:

4.	 Dominiert ein wirtschaftspolitisches Para-
digma die Berichterstattung über den euro-
päischen Diskurs über die Corona-Hilfspro-
gramme?

5.	 Welche Wertungen über die italienische Re-
gierung bzw. die europäischen Regierungs-
chefs/-innen finden sich mit welcher Häu-
figkeit in der Berichterstattung wieder? Im-
plizieren diese Wertungen einen rationalen 
Diskurs zwischen verschiedenen Akteuren 
oder wird Akteuren Rationalität abgespro-
chen?

4.2	 Methode

Die Analyse der Berichterstattung erfolgt durch 
eine systematische quantitative Inhaltsanalyse 
(vgl. Kromney 2009; Merten 1995). 
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Um die Frame-Elemente und Akteure in der zu-
grundeliegenden Datenbasis trennscharf zu er-
mitteln, werden themenbezogene Kategorien
systeme erstellt. Es werden zwei Kategorien-
schemata zur Beantwortung der Forschungsfra-
gen hinsichtlich des Haushaltsstreits zwischen 
der italienischen Regierung und der EU-Kommis-
sion 2018 sowie zum europäischen Diskurs über 
die Corona-Hilfsprogramme 2020 entwickelt. Zur 
empirischen Erfassung von Medien-Frames ori-
entiert sich diese Arbeit an den entwickelten Me-
thoden von Matthes und Kohring (2004) sowie 
Otto et al. (2020). Bei Themen mit mehreren kon-
trären Positionen und/oder Akteuren und ins-
besondere, wenn plurale Problemperspektiven 
vertreten werden, ist die Framing-Analyse ein 
geeigneter Ansatz, um zu untersuchen, welche 
Deutung ein Thema im öffentlichen Diskurs er-
fährt und damit die Meinungsbildung innerhalb 
der Gesellschaft prägt (vgl. Matthes 2007). Die 
Reduktion von Komplexität mittels Frames durch 
den wirtschaftspolitischen Journalismus ist bei 
schwierigen Sachverhalten wie der Debatte um 
die italienische Wirtschafts- und Finanzpolitik im 
Jahr 2018 sowie dem komplexen europäischen 
Diskurs über Corona-Hilfsprogramme zwingend 
notwendig. Die Framing-Analyse stellt vor die-
sem Hintergrund die geeignete Untersuchungs-
methode dar.

 
Im Rahmen dieser Forschungsarbeit wird auf 
den manuell-dimensionsreduzierten Zugang 
der Frame-Analyse zurückgegriffen (vgl. Mat-
thes/Kohring 2004; Matthes 2007; Otto et al. 
2020). Beim manuell-dimensionsreduzierten 
Zugang werden einzelne Frame-Elemente (auch 

Variablen genannt) codiert, bevor diese in ei-
nem anschließenden Schritt beispielsweise 
durch statistische Verfahren zusammengeführt 
werden (vgl. Matthes 2007). Es wird dabei ange-
nommen, dass sich die empirischen Ausprägun-
gen der als Variablen operationalisierten und 
mittels einer Inhaltsanalyse erfassten Frame-
Elemente in einer je charakteristischen Weise 
gruppieren und so zu verschiedenen Mustern 
formen können.

Sofern ein solches Muster über mehrere Artikel 
hinweg identifiziert werden kann, wird von ei-
nem Frame gesprochen (vgl. Matthes 2007). Vor 
der eigentlichen Erfassung der Frame-Elemente 
(vgl. Tabelle 1) müssen diese jedoch definiert 
werden. Die Entwicklung der Kategorien bzw. 
Variablen kann deduktiv (hypothesengeleitet) 
aus der bereits existierenden Theorie und/oder 
mithilfe induktiver (empiriegeleiteter) Metho-
den aus dem Untersuchungsmaterial erfolgen. 
Für beide Kategoriensysteme wurde ein de-
duktiv-induktives Vorgehen bei der Erstellung 
des jeweiligen Kategoriensystems gewählt. Zu-
nächst werden die Dimensionen für die einzel-
nen Frames (vgl. Kapitel 4.3) theoriegeleitet er-
stellt, bevor die konkreten Variablen innerhalb 
der Dimensionen aus zehn Prozent der Artikel 
induktiv gebildet werden. Die Erarbeitung der 
Variablen ist somit eine qualitative Analyse, 

Forschungsdesign

Die Framing-Analyse untersucht, 
wie ein bestimmtes Thema 

öffentlich gedeutet wird und ob es 
Argumentationsmuster gibt.
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welche die Erhebung quantitativer Daten in 
den nächsten Analyseschritten ermöglicht. Die 
zu analysierenden Merkmale werden in einem 
Kategoriensystem und Codebuch festgehalten. 
Das Codebuch dient als Leitfaden für die an-
schließende Codierung und zeigt entsprechen-
de Codierhinweise und Codieranweisungen auf. 
Im Kategoriensystem sind die zu untersuchen-
den Variablen aufgeführt. Die gewonnenen Da-
ten werden in einem Codebogen festgehalten.

 
4.3	 Operationalisierung und Erläuterung 

von Begrifflichkeiten

Im Folgenden wird die Operationalisierung der 
Frames sowie Beispiele für die einzelnen Frame-
Elemente in der Zeitungs- und Magazinbericht
erstattung dargestellt.
 
Im öffentlichen Diskurs können die beiden wirt-
schaftspolitischen Paradigmen Neoklassik und 
Keynesianismus anhand von Frames sichtbar 
gemacht werden. Dabei können die Paradigmen 
den einzelnen Frame-Elementen zugeordnet wer-
den. Die Operationalisierung der Frames basiert 
auf dem Ansatz von Entman (1993) und orien-
tiert sich daneben an den Arbeiten von Marcin-
kowski (1999), Matthes (2007), Otto (2001) und 
Otto et al. (2020). Die Autoren/-innen beschäf-
tigten sich mit der Frage, welche wirtschaftspoli-
tischen Frames in der politischen Öffentlichkeit 
zu einem bestimmten Thema dominieren. Dies 
untersucht Marcinkowski (1999) anhand der In-
formations- und Kommunikationstechnik in den 
neunziger Jahren, Matthes (2007) anhand des 
Problems „Arbeitslosigkeit“, Otto (2001) unter-

suchte das „Waldsterben“ in den achtziger Jah-
ren und Otto et al. (2020) beschäftigten sich mit 
der deutschen Arbeitsmarktpolitik von 1997 bis 
2017. Sie eignen sich insofern als Referenzstu-
dien, da sie die Problemdeutung im politischen 
Diskurs in den Mittelpunkt der Untersuchung 
stellen. Im Folgenden werden die einzelnen 
Frame-Elemente sowie deren Operationalisie-
rung dargestellt.

	 Problemdefinition. Mit der Problemdefini-
tion wird festgelegt, warum ein Thema als 
relevant angesehen und damit öffentlich 
diskutiert wird. Ein Thema ist ein Sinnhori-
zont, der bestimmte Aspekte selektiert und 
damit vom Rezipienten/von der Rezipientin 
als wichtig erachtet wird. Eine Problemdefi-
nition ermöglicht einen Abgleich zwischen 
Ist- und Sollzustand: Zu einem Thema kann 
man gleicher oder unterschiedlicher Mei-
nung sein. Man kann der Meinung sein, dass 
ein Sachverhalt ein Problem darstellt, also 
eine Abweichung von Soll- und Istzustand 
vorliegt, oder das Problem negieren und eine 
solche Abweichung verneinen. Der Begriff 
der Problemdefinition ist also nicht mit dem 
des Themas gleichzusetzen. Sie bestimmt 
lediglich die Perspektive, aus der ein Thema 
betrachtet wird und stellt damit den Rahmen 
eines Frames dar (vgl. Matthes 2007). Pro
bleme sind nicht objektiv gegeben, sondern 
entwickeln sich zu solchen durch einen kon-
textuellen Deutungsprozess. Somit kommt es 
zu Abweichungen hinsichtlich der Ist- und 
Soll-Perspektive zu bestimmten Themen (vgl. 
Otto et al. 2020). 
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	 Kausale Interpretation. Dem definierten 
Problem wird eine Ursache und/oder ein/
eine Verursacher/-in zugeschrieben. Verur-
sacher/-innen sind (auch korporative) Ak-
teure, die mit ihrem Verhalten ein Problem 
auslösen. Ursachen für ein Problem sind Zu-
stände oder Entwicklungen, die ein Problem 
auslösen, hier wird kein verantwortlicher 
Akteur benannt. Die Ursachenbeschreibung 
ermöglicht die Einordnung eines Problems in 
bestehende Wissensstände, um Sachverhal-
te besser zu verstehen (vgl. Matthes 2007). 
Dies können zum Beispiel grundlegende Per-
spektiven oder einmalige Ereignisse sein. 
Die Verursacher/-innen- bzw. Ursachenkom-
ponente stellt daher als kausales Kettenglied 
die Schuldzuweisung eines thematisierten 
Problems dar. 

	 Bewertung. Relevante Akteure und/oder ihre 
Politik werden evaluiert. Damit sind morali-
sche oder evaluative Beurteilungen, die so-
wohl negativ als auch positiv ausfallen kön-
nen, gemeint. Die Bewertungen von Sachver-
halten oder Situationen sind als graduell zu 
verstehen, da die Problemdefinitionen bereits 
inhärente Bewertungen besitzen. Es wird also 
gemessen, wie negativ oder positiv die Situa-
tionen oder Politiken anderer Akteure bewer-

tet wird (vgl. Matthes 2007). Die Frame-Defini-
tion von Entman (1993) bietet hier einen Vor-
teil: (Moralische) Bewertung und Evaluation 
sind explizit Teil von Frames. Dies erlaubt es, 
nicht nur zur belegen, welche wirtschaftspoli
tischen Paradigmen den medialen Diskurs 
dominieren. Es kann darüber hinaus auch in 
den Blick genommen werden, welche Wertun-
gen etwa die italienische Regierung erfährt9.

	 Handlungsempfehlung. Für die Problem
lösung werden allgemeine Lösungsvorschlä-
ge oder konkrete Politik-Optionen (Policy 
Options) benannt. Handlungsempfehlungen 
sollen ein definiertes Problem reduzieren 
oder beheben. Die Lösung wird in der Regel 
in Kombination mit der Problemsicht und Ur-
sache10 thematisiert und stellt eine passen-
de Bearbeitungsstrategie für diese dar. Die 
Unterscheidung zwischen Lösung und Policy-
Option lässt sich damit begründen, dass die 
Presse über Entscheidungen, Situationen 
oder Ereignisse unterschiedlich konkret be-
richtet. Die Medien tendieren beispielsweise 
selbst eher zur Berichterstattung über allge-
meine Lösungsvorschläge, während zu Wort 
kommende Politiker/-innen häufiger konkre-
te Instrumente mit hohem Detailgrad äußern 
(vgl. Otto et al. 2020). 

9	 Bewertungen können nicht immer eindeutig als neoklassisch oder keynesianisch identifiziert werden. In dieser Arbeit 
werden alle Bewertungen der Akteure und/oder ihrer Politik miteinbezogen, die sich auf die neoklassische und/oder 
keynesianische Problemdefinitionen beziehen und somit der jeweiligen paradigmatischen Ausrichtung zugeordnet 
werden können. In Ausnahmefällen (zum Beispiel in der Berichterstattung zur Corona-Krise 2020) können Bewertun-
gen beiden Paradigmen zugeordnet werden.

10	 Hier muss angemerkt werden, dass insbesondere bei zwei im Widerspruch zueinander stehenden Ansichten eines 
Sachverhalts die kausale Interpretation und Handlungsempfehlungen entgegengesetzt sein können. Das heißt, dass 
beispielsweise Lösungen aus keynesianischer Sicht zugleich Ursachen für ein Problem aus neoklassischer Sicht sein 
können.

Forschungsdesign
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	 Forderungsadressaten/-innen/Kompetenz-
abschreibung. Es wird zudem festgehalten, 
wem die Kompetenz zugeschrieben wird, 
eine Lösung umzusetzen (Forderungsadres-
sat/-in), bzw. wem diese Kompetenz abge-
schrieben wird (Kompetenzabschreibung)11.

In den Tabellen 2 und 3 (S. 26 ff.) sind Beispiele 
für die einzelnen (neoklassischen und keynesia-
nischen) Frame-Elemente je Untersuchungszeit-
raum dargestellt.

Aus neoklassischer Sicht ist problematisch, 
dass die italienische Regierung plant, die De-
fizitregeln zu verletzen, indem sie ein Regie-
rungsprogramm vorlegt, das durch eine hohe 
Neuverschuldung finanziert werden soll. Kon-
sequenterweise wird die italienische Regie-
rung aufgefordert, den Haushaltsentwurf für 
das kommende Jahr anzupassen und somit das 
geplante Defizit von 2,4 Prozent auf 2,04 Pro-
zent zu senken. Da es zu einem massiven Streit 
zwischen der italienischen Regierung und der 
EU-Kommission als Hüterin der europäischen 
Defizitregeln kommt, wird das Verhalten der 
italienische Regierung im Haushaltsstreit als 
provokant bezeichnet. Dabei wird der Regie-
rung und/oder einzelnen Regierungsmitglie-
dern Kompetenzen abgesprochen, sich mit der 
EU-Kommission zu einigen.
 

Aus keynesianischer Sicht ist es die strikte 
Durchsetzung der Defizitregeln, die als Problem 
angesehen wurde. Die italienische Regierung 
lehnt eine Austeritätspolitik ab und will eine hö-
here Neuverschuldung – höher als zuvor mit der 
EU-Kommission vereinbart wurde – anstreben, 
indem sie (zum Beispiel) das Grundeinkommen 
als einen der Grundpfeiler ihres Regierungs-
programms, das hohe Staatsausgaben vorsah, 
einführen möchte. So wird die EU-Kommission 
aufgefordert, der italienischen Regierung mehr 
entgegenzukommen. Währenddessen wird die 
Durchsetzungskraft der EU-Kommission infrage 
gestellt und damit werden sie verantwortlich ge-
macht, dass der Haushaltsstreit eskaliert.

Grundsätzlich lässt sich in den Artikeln im Unter-
suchungszeitraums 15. Februar 2020 bis 31. Juli 
2020 eine Bandbreite an keynesianischen sowie 
neoklassischen Perspektiven als Frame-Elemen-
te wiederfinden. Im Zentrum stehen die Fragen 
um die Aussetzung der Maastricht-Kriterien, Ein-
führung der Corona-Bonds und die Einführung 
sowie Ausgestaltung eines Wiederaufbaufonds.

Hinsichtlich der Maastricht-Kriterien stehen sich 
die beiden Perspektiven einer Durchsetzung des 
Stabilitätspakts als Problem (keynesianisch, da 
die Corona-Krise höhere Staatsausgaben erfor-
derte) und einer Aussetzung des Stabilitätspakts 

11	 Die unterschiedlichen Akteursvariablen (Verursacher/-innen; Forderungsadressaten/-innen; Kompetenzabschrei-
bung) innerhalb eines Paradigmas beziehen sich häufig auf dieselben Akteure. So ist zum Beispiel aus neoklassi-
scher Sicht die italienische Regierung nicht nur Verursacherin, sondern auch Forderungsadressatin und/oder ihr 
werden Kompetenzen im Prozess der Lösungsfindung und -umsetzung abgeschrieben. Um die Variablen korrekt zu er-
fassen, erhalten die Codierer/-innen genaue Anweisungen mit entsprechenden Ankerbeispielen, wie diese Variablen 
zu unterscheiden sind. Dabei werden Kontext und Wortwahl der Textstelle miteinbezogen.
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als Problem, also eine Erhöhung der Schulden-
grenzen (neoklassisch) gegenüber. Im Zentrum 
der Debatten um die Corona-Bonds stehen die 
Einführung der Bonds (keynesianisch) sowie de-
ren Ablehnung (neoklassisch). Die Bonds sind 
eine gemeinsame Verschuldung auf europäischer 
Ebene, wodurch vielen Mitgliedsstaaten, insbe-
sondere bereits hoch verschuldeten, eine (noch) 
höhere Staatsverschuldung ermöglicht wird. Sie 
sind somit eher als keynesianisches Instrument 
einzuordnen. Im vorangestellten Beispiel wird 
aus keynesianischer Sicht für die Corona-Bonds12  
argumentiert, da die Bewältigung der Corona-
Krise einen enormen Einsatz staatlicher Finanz-
mittel erfordere, die Europäische Union in Krisen-
zeiten stärker zusammen wachsen müsse (indem 
gemeinsame Schulden akzeptiert werden) und so 
vor allem Ländern unterstützt werden, die bereits 
vor der Krise eine (zu) hohe Staatsverschuldung 
aufwiesen. Dabei wird vor allem Deutschland 
vorgeworfen, sich gegen die Einführung der Co-
rona-Bonds zu wehren. Aus neoklassischer Sicht 
begründen bestimmte Länder ihre Ablehnung 
gegenüber Corona-Bonds damit, dass sie die 
Schulden aller EU-Mitgliedsstaaten nicht verge-
meinschaften möchten. Als Lösung wird die Inan-
spruchnahme des ESM genannt, dessen Gelder 
an Bedingungen geknüpft sind. In diesem Kon-
text wird insbesondere die italienische Regierung 
aufgefordert, die Möglichkeit des ESM wahrzu-
nehmen. In Bezug auf den Wiederaufbaufonds 
können vier Problemdefinitionen sichtbar ge-

macht werden. Zum einen fordern Akteure einen 
Wiederaufbaufonds, der nicht an Bedingungen/
Strukturreformen gekoppelt ist (keynesianisch) 
gegenüber den Forderungen nach einer Kopplung 
an Bedingungen, welche im Sinne des neoklassi-
schen Paradigma auf der Angebotsseite etabliert 
werden sollen. Zum anderen spielt das Verhält-
nis von Zuschüssen und Krediten eine Rolle. Ins-
besondere die Länder wie Italien fordern, dass 
mehr als die Hälfte der Fondsmittel als Zuschüs-
se ausgezahlt werden sollten (keynesianisch). Im 
Gegensatz dazu fordern Länder wie Österreich 
oder die Niederlande eine Verringerung der Zu-
schüsse. In Vergleich kann diese („konservative“) 
Perspektive eher dem neoklassischen Paradigma 
zugeordnet werden, da zurückzahlbare Kredite 
als Instrument präferiert werden.

Die verschiedenen Frame-Elemente ergeben ei-
nen übergeordneten Frame, der aus mehreren 
thematisch zusammenhängenden Attributen be-
steht. Die Kombination aus den Komponenten 
Problem, Verursacher/-in, Ursache, Bewertung, 
Lösungsvorschlag, Policy-Option, Forderungsad-
ressat/-in und Kompetenzabschreibung erlaubt 
eine inhaltsbezogene Interpretation hinsichtlich 
der wirtschaftspolitischen Paradigmen (vgl. Otto 
et al. 2020). Zudem sei hervorgehoben, dass 
nicht zwingend alle Frame-Elemente vorliegen 
müssen, um einen schlüssigen Frame offenzule-
gen (vgl. Otto et al. 2020). Somit können auch nur 
konkrete Policy-Optionen thematisiert werden.

12	 Die Variable „Einführung von Corona-Bonds“ als Policy-Option unterscheidet sich von anderen Policy-Optionen in-
sofern, dass sie nicht zwangsläufig in Verbindung mit konkreten Zahlen (zum Beispiel Corona-Bonds in Höhe von 
1.000 Milliarden Euro) genannt werden muss, um als Policy-Option codiert zu werden.
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TABELLE 2
Beispiel-Variablen für die einzelnen Frame-Elemente der Berichterstattung 2018

Frame-Elemente Neoklassische 
Variablen

Ankerbeispiel 
(aus Codebuch)

Keynesianische 
Variablen

Ankerbeispiel 
(aus Codebuch)

Problemdefinition Verletzung der 
Defizitregeln 

„... die italienische 
Regierung will die EU-
Regeln nicht einhal-
ten.“

Durchsetzung Aus-
teritätskurs der 
EU-Kommission

„Italien kritisiert die 
EU-Kommission für die 
strikte Durchsetzung 
der EU-Stabilitäts- und 
Wachstumspakt-
Kriterien.“

Kausale Inter
pretation 
(Ursache, 
Verursacher/-in)

Schuldenfinan-
ziertes Regie-
rungsprogramm 
(Ursache)

„Die Populisten wollen 
ihre Wahlversprechen 
auf Pump finanzie-
ren ...“

Ablehnung der 
Sparpolitik 
(Ursache)

„Italien spart seit fast 
dreißig Jahren, aber die 
Staatsschulden wurden 
trotzdem nicht redu-
ziert. Jeder Laie würde 
sofort erkennen, dass 
Sparen nicht hilft.“

Italienische Regie-
rung (Verursacher)

„Die Regierung pfeift 
auf die Haushalts-
regeln, die sich die 
Euro-Partner selbst 
gegeben haben.“

EU-Kommission 
(Verursacher)

„Vizeregierungschef 
Luigi di Maio macht die 
EU-Kommission für die 
schwierigen Verhand-
lungen verantwortlich.“

Matteo Salvini 
(Verursacher)

„Salvini ignoriert 
die Forderungen aus 
Brüssel“

Jean-Claude 
Juncker 
(Verursacher)

„Viele Worte und keine 
wirklich neuen Vor-
schläge: Auch Kommis-
sionschef Juncker steht 
in der Kritik.“

Handlungs
empfehlung 
(Lösung, 
Policy-Option)

Anpassung des 
italienischen 
Haushaltsentwurfs 
(Lösung)

„Italien hat nun 
3 Wochen Zeit, um 
den Haushaltsentwurf 
anzupassen.“

Beendigung der 
Sparpolitik 
(Lösung)

„Italiens Regierung 
brauche ,mehr Spiel-
raum‘, eine reine Spar-
politik sei schädlich ...“

Begrenzung des 
Defizits unter 
2,4 Prozent 
(Policy-Option)

„... Defizit im kom-
menden Jahr von 2,4 
auf 2,04 Prozent der 
Wirtschaftsleistung 
drücken.“

Einführung des 
Grundeinkom-
mens (Policy-
Option)

„Di Maio will sein 
Wahlversprechen 
der Einführung eines 
Grundeinkommens in 
Höhe von 780 Euro für 
Arbeitslose einlösen.“

Bewertung Provokantes Ver-
halten der italieni-
schen Regierung

„Die italienische Regie-
rung provoziert
die Eskalation, ...“

Mangelnde 
Ernsthaftigkeit der 
EU-Kommission

„Sie nehmen die 
EU-Kommission und 
Juncker damit nicht 
ernst.“
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TABELLE 3
Beispiel-Variablen für die einzelnen Frame-Elemente der Berichterstattung 2020

Frame-Elemente Neoklassische 
Variablen

Ankerbeispiel 
(aus Codebuch)

Keynesianische 
Variablen

Ankerbeispiel 
(aus Codebuch)

Problemdefinition Einführung von 
Corona-Bonds 

„Italien fordert ge-
meinsame Schulden
titel, die Corona-
Bonds. Wir müssen 
aufpassen, jetzt in der 
Krise nicht in ein euro-
päisches System der 
Vergemeinschaftung 
zu geraten.“

Ablehnung von 
Corona-Bonds

„Die deutsche Ableh-
nung von Eurobonds, 
besser Corona-Bonds, 
ist unsolidarisch, klein-
geistig und feige!“

Kausale Inter
pretation 
(Ursache, 
Verursacher/-in)

Vergemeinschaf-
tung von Schulden 
(Ursache)

„Die politische Elite in 
Deutschland fürchtet, 
dass mit den Corona-
Bonds eine grundsätz-
liche Entscheidung für 
die Vergemeinschaf-
tung von bestehen-
den Schulden in der 
Eurozone fällt“

Mobilisierung 
zusätzlicher Mittel 
zur Kostenbewälti-
gung (Ursache)

„Die meisten Ökono-
men sind eindeutig da-
für, gemeinsame euro
päische Staatsanleihen 
aufzulegen, um die 
Kosten der Epidemie zu 
bewältigen.“

Forderungs
adressat/-in/ 
Kompetenz
abschreibung

Italienische Regie-
rung (Forderungs
adressat)

„Seit Wochen versucht 
deshalb die EU-Kom-
mission, die Regierung 
umzustimmen, redet auf 
sie ein, fordert sie zur 
Zusammenarbeit auf…“

EU-Kommission 
(Forderungs
adressat)

„Die EU-Kommission 
sollte einen Schritt auf 
die Italiener zugehen.“

Italienische Regie-
rung (Kompetenz
abschreibung)

„Ihnen gelingt es weder 
in einem angemesse-
nen Ton mit Brüssel 
zu kommunizieren 
noch die Wogen in der 
eigenen Regierung zu 
glätten.“

EU-Kommission 
(Kompetenz
abschreibung)

„Der EU-Kommission 
gehen die Ideen aus: 
Sie stößt langsam an 
ihre Grenzen …“

Giovanni Tria 
(Kompetenz
abschreibung)

„Tria scheitert bei der 
Rahmenplanung des 
italienischen Haus
haltes …“

Jean-Claude 
Juncker 
(Kompetenz
abschreibung)

„… Juncker ist verant-
wortlich für die Eskala-
tion des Streits.“ 

Quelle: Eigene Darstellung.    
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Italienische Regie-
rung (Verursacher)

„Die italienische 
Regierung droht im 
Europäischen Rat und 
verhindert so eine ein-
heitliche Lösung. Mit 
Eurobonds kommen wir 
nicht weiter.“

Deutschland 
(Verursacher)

„Sie drängten, Corona-
bonds gegen die Krise 
einzuführen. Doch 
Merkel steht bislang 
auf der Bremse.“

Handlungs
empfehlung 
(Lösung, 
Policy-Option)

Hohe Kredite mit 
möglichst langer 
Laufzeit (Lösung)

„Die EU und vor allem 
die von Corona beson-
ders betroffenen Part-
ner Italien und Spanien 
brauchen jetzt, […] 
sehr schnell sehr hohe 
Kredite mit möglichst 
langer Laufzeit.“

Akzeptanz ge-
meinsamer Schul-
den (Lösung)

„Angela Merkel hat 
die Idee gemein
samer EU-Schulden 
akzeptiert. Das ist ein 
richtiger Schritt.“

Inanspruchnahme 
der ESM-Gelder 
(Policy-Option)

„Sie setzt dabei aller-
dings auf Hilfen aus 
dem Euro-Rettungs-
schirm ESM, der derzeit 
rund 410 Milliarden 
Euro zur Verfügung 
hat ...“

Einführung von 
Corona-Bonds 
(Policy-Option)

„Italien, Spanien und 
Frankreich wollen 
Coronabonds.“

Bewertung Provokantes Ver-
halten der italieni-
schen Regierung

„Die Kanzlerin war irri-
tiert von der Aggressi
vität Contes.“

Mangelnde Solida-
rität der nordeuro-
päischen Staaten

„Den Niederlanden 
werfen sie einen 
,Mangel an Ethik und 
Solidarität‘ vor“

Forderungs-
adressat/-in/ 
Kompetenzab-
schreibung

Italienische Regie-
rung (Forderungs
adressat)

„Sie fordern ein 
Entgegenkommen der 
italienischen Regierung 
beim Einsatz des Euro-
Rettungsschirms.“

Deutschland (For-
derungsadressat)

„Noch am vergangenen 
Wochenende hatten 
sie ihre Forderung an 
Deutschland nach Co-
ronabonds wiederholt.“

Italienische Regie-
rung (Kompetenz-
abschreibung)

„Mit brutaler Härte 
hat die Regierung von 
Ministerpräsident 
Giuseppe Conte die 
Wirtschaft des Landes 
lahmgelegt.“

Deutschland 
(Kompetenz
abschreibung)

„Allerdings gibt es 
begründete Zweifel da
ran, dass Deutschlands 
in diesem Konflikt für 
Fairness sorgen kann.“

Quelle: Eigene Darstellung.   

4.4	 Materialbasis

Für die Analyse der Berichterstattung zum ita-
lienischen Haushaltsstreit 2018 reicht der Un-
tersuchungszeitraum vom 18. Mai 2018 bis zum 
31.  Dezember 2018. Damit zielt die Untersu-
chung bewusst auf die Berichterstattung über 
die Regierung Giuseppe Conte und die Veröffent

lichung ihres Regierungsprogramms, die zahl-
reichen Verhandlungen mit der EU-Kommission 
und die letztliche Einigung zwischen den beiden 
Akteuren bezüglich des geplanten italienischen 
Haushaltsdefizits für das Jahr 2019.
 
Hinsichtlich der Analyse der Berichterstattung 
zum Diskurs über die europäischen wirtschafts-
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politischen Anti-Corona-Maßnahmen reicht der 
Untersuchungszeitraum vom 15. Februar 2020 
bis zum 31. Juli 2020. Damit deckt der Unter-
suchungszeitraum alle Diskussionen um mög-
liche europäische Corona-Hilfsprogramme bis 
hin zum historischen EU-Gipfel Ende Juli ab. 
Die folgenden Ausführungen hinsichtlich der 
Generierung der Datenbasis gelten für beide 
Analysen.

Untersucht werden die Artikel der überregiona-
len Tageszeitungen
 	 Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 

	 Handelsblatt, 
	 Süddeutsche Zeitung (SZ), 
	 Die Welt, 
	 die tageszeitung (taz), 
	 die BILD sowie 
	 das Magazin Der Spiegel. 

Diese Tageszeitungen und das Magazin sind die 
auflagenstärksten Printmedien in Deutschland. 
Es werden bewusst Zeitungen unterschiedlicher 
politischer Ausrichtungen gewählt, um die Dif-
ferenzen innerhalb der Medienlandschaft he
rauszuarbeiten. Die Frankfurter Allgemeine Zei-
tung, die Welt und die Süddeutsche Zeitung 
gelten als traditionelle Qualitätszeitungen mit 
hohem Ansehen und journalistischer Kompe-
tenz, weshalb sie für die Untersuchung heran-
gezogen wurden. Dabei kann die Ausrichtung 
der FAZ als konservativ-liberal, der Welt als bür-
gerlich-konservativ und der SZ als linksliberal 

bezeichnet werden. Die tageszeitung gilt als 
eine Zeitung, die einen wirtschaftskritischen 
Journalismus betreibt (vgl. Arlt/Storz 2010) 
und eher dem linken Spektrum zugerechnet 
wird. Das Handelsblatt ist die auflagenstärkste 
Wirtschafts- und Finanzzeitung in Deutschland 
und spielt deshalb eine wichtige Rolle in Bezug 
auf die Analyse der hier relevanten Ereignisse, 
während das Meinungsmagazin Spiegel eben-
falls zu den Qualitätszeitungen gezählt wird. 
Die Boulevardzeitung BILD stellt die auflagen-
stärkste Tageszeitung in Deutschland dar und 
ist aus diesem Grund Teil der Untersuchung 
(vgl. Siebel 2007).

Zur Erfassung der Artikel wurde die Datenbank 
„ARD-Pressearchiv“ auf alle Artikel dieser Zei-
tungen durchsucht, welche das Suchwort „Itali-
en“ beinhalteten. Für die Zeitungen FAZ, SZ und 
Die Welt wurden ausschließlich Artikel aus den 
Ressorts „Politik“ und „Wirtschaft/Finanzen“ 
ausgewählt. Bei der BILD wurden die Ressorts 
„Sport“, „Panorama“ und „Kultur“ aus der Ana-
lyse ausgeschlossen. Artikel aus Sonderheften 
oder Beilagen wurden bei allen Zeitungen exklu-
diert. Für alle anderen Zeitungen wurden alle Ar-
tikel unter dem Stichwort „Italien“ in die Analyse 
miteinbezogen.13 

 
Für den Untersuchungszeitraum 18. Mai bis 
31.  Dezember 2018 wurden 4.224 Artikel gelis-
tet. Es werden alle Tageszeitungen und Magazine 
komplett erfasst hinsichtlich Länge und Anzahl 

13	 Das erläuterte Vorgehen wurde für beide Analysen angewandt, den italienischen Haushaltsstreit 2018 vom 
18.05.2018-31.12.2018 und die Corona-Krise in Italien 2020 vom 15.02.2020-31.07.2020.
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der Artikel mit einem Bezug zum Haushaltsstreit 
zwischen der italienischen Regierung und der 
EU-Kommission. Die 684 Artikel, die einen sol-
chen Bezug aufweisen, werden vertieft analy-
siert. Tabelle 4 veranschaulicht die Verteilung 
der Artikel auf die einzelnen Zeitungen.

Analog dazu können für den zweiten Unter
suchungszeitraum, 15. Februar bis 31. Juli 2020, 
3.932  Artikel spezifiziert werden. Nach der 
Selektierung der Artikel mit Bezug zum Diskurs 
über die europäischen Corona-Maßnahmen ver-
bleiben 623 Artikel (Tabelle 5).

Die Artikel sind die Untersuchungseinheiten der 
Analyse. Die Untersuchungseinheit enthält die 
Elemente, für die im Rahmen der Codierung eine 
Klassifizierung vorgenommen werden soll (vgl. 
Rössler 2017).

4.5	 Durchführung und Auswertungs-
	 methodik

Die folgenden Erläuterungen zur Durchfüh-
rung und Auswertung der Daten gelten wieder 
für beide Untersuchungsgegenstände, den 
Haushaltsstreit zwischen der italienischen Re-
gierung und der EU-Kommission 2018 und den 
wirtschaftspolitischen Diskurs über die europäi-
schen Corona-Maßnahmen 2020. 

Nachdem die zu untersuchenden Artikel er-
fasst wurden, folgt die Phase der Kategorien
entwicklung. Alle Untersuchungseinheiten 
wurden vor Beginn der Auswertung über eine 
Download-Funktion des ARD-Pressearchivs ge-
sichert und den Codierer/-innen digital zur 
Verfügung gestellt. Wie bereits erwähnt, wurde 
für die vorliegende Studie ein deduktiv-induk-

TABELLE 4
Artikelanzahl mit Bezug zum Haushaltsstreit 
2018 (nach Medium)

Zeitung Artikelanzahl

FAZ 245

Handelsblatt 177

SZ 150

Die Welt 46

taz 41

Der Spiegel 17

BILD 8

Gesamt 684

Quelle: Eigene Darstellung.   

TABELLE 5
Artikelanzahl mit Bezug zur Corona-Krise 
in Italien 2020 (nach Medium)

Zeitung Artikelanzahl

Handelsblatt 159

FAZ 149

SZ 139

taz 71

Die Welt 59

Der Spiegel 29

BILD 17

Gesamt 623

Quelle: Eigene Darstellung.   
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tives Vorgehen zur Erstellung des Kategorien-
systems gewählt. Die in Kapitel 3 vorgestellten 
Frame-Elemente (Dimensionen) sind aus der 
Theorie hergeleitet, deren weitere Konkretisie-
rung in einzelnen Variablen wurde hingegen 
mithilfe einer explorativen Vorstudie aus der 
Empirie entwickelt. Die erarbeiteten Variablen 
sind – vor allem im Fall von Ursachenzuschrei-
bungen und Handlungsempfehlungen und mit 
Ausnahme der Akteure – im Vorhinein einem 
wirtschaftspolitischen Paradigma zuordbar. 
Die Variablen konnten somit in einem Katego-
riensystem zusammengefasst werden, das den 
Codierer/-innen als Grundlage für die Datener-
hebung diente. Bevor das Kategoriensystem 
für die Analyse des gesamten Materials einge-
setzt wurde, wurden Codierschulungen, zwei 
Pretests sowie Validitäts- und Reliabilitätstests 
(vgl. Kapitel 4.6) durchgeführt, um Vollständig-
keit, Widerspruchsfreiheit, Unabhängigkeit und 
Trennschärfe der Kategorien zu gewährleisten 
(vgl. Merten 1995). Anschließend erfolgte die 
Auswertung anhand des Codebuchs durch die 
geschulten Codierer/-innen im Juli und August 
2020 für die Artikel des Untersuchungszeit-
raums 2018 und im Februar und März 2021 für 
die Artikel des Untersuchungszeitraums 2020. 
Alle 4.224 Artikel unter dem Stichwort „Itali-
en“ für 2018 sowie alle 3.932 für das Jahr 2020 
wurden komplett durchgelesen. Die formalen 
Kriterien der Artikel – Medium, Datum, Titel, 
Position im Print-Layout (Seitenanzahl), Quelle, 
Darstellungsform, Anlass(-variablen), Länge – 
wurden in einem ersten Teil des Codebogens 
erfasst, sodass anschließend die thematisch 
passenden Artikel von den Codierer/-innen 

weiterbearbeitet werden konnten. Nach 50 co-
dierten Artikeln fand jeweils eine Kontrollcodie-
rung durch die Schulungsleiterin statt, um die 
Zuverlässigkeit und Gültigkeit der Codierung zu 
überprüfen und zu optimieren.

Nach der Datenerhebung wurden zunächst die 
Thematisierungshäufigkeiten der einzelnen Fra-
me-Elemente und ihrer Variablen im Zeitverlauf 
über beide Erhebungszeiträume untersucht. 
Die einzelnen Frame-Elemente und ihre Varia-
blen werden jeweils unabhängig voneinander 
codiert, das heißt alle Artikel werden auf jede 
Variable untersucht.

Es handelt es sich um eine Längsschnittanaly-
se, die es erlaubt, die zeitliche Entwicklung der 
Thematisierungsprozesse zu erfassen. Bevor 
die Häufigkeit der einzelnen Variablen inner-
halb der jeweiligen Frame-Elemente Problem-
definitionen, Kausale Interpretation (Ursachen/
Verursacher/-in), Bewertung, Handlungsemp-
fehlung (allgemeine Lösungen, konkrete Policy-
Optionen) sowie Forderungsadressaten/-innen/ 
Kompetenzabschreibung mithilfe von Kreuzta-
bellen im Verhältnis zueinander betrachtet und 
anschließend grafisch aufbereitet werden, wur-
de ein relationaler Vergleich neoklassischer zu 
keynesianischer Häufigkeiten innerhalb des je-
weiligen Frame-Elements vorangestellt, um die 

Wie oft thematisierten Medien 
den Haushaltsstreit 

zwischen Italien und der EU – 
und anhand welchen Paradigmas?
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relative Bedeutung der Paradigmen und deren 
mögliche Veränderungen festzustellen (vgl. Otto 
et al. 2020). Beispielsweise werden auf der Seite 
des Keynesianismus die Thematisierungshäufig-
keiten der Ursachen „Schlechte konjunkturelle 
Lage/Drohende Rezession in Italien“, „Ableh-
nung der Sparpolitik“ und „Reformbedürftigkeit 
des europäischen Stabilitäts- und Wachstums
paktes“ monatsweise ins Verhältnis zueinan-
der gesetzt. Das bedeutet, dass die Summe der 
Thematisierungshäufigkeiten je Frame-Element 
pro Monat immer 100 Prozent entspricht, sodass 
der prozentuale Anteil jeder Kategorie und damit 
der Thematisierungsstatus in der Pressebericht-
erstattung angegeben werden kann. So kann auf 
der Ebene der Frame-Elemente auch ausgewer-
tet werden, mit welcher Frequenz zum Beispiel 
neoklassische gegenüber keynesianischen Ur-
sachen benannt werden. Diese Form der deskrip-
tiven Analyse erlaubt einen klaren Blick auf das 
Ausmaß der Dominanz eines wirtschaftspoliti-
schen Paradigmas in der Berichterstattung.

In einem zweiten Schritt steht die Zusammen-
setzung der Frames im Zentrum der Analyse: Es 
gilt zu untersuchen, welche Frame-Elemente sich 
empirisch zu einem übergreifenden Medien-

Frame verbinden. Hierfür werden alle Frame-Ele-
mente gleichzeitig in die Analyse miteinbezo-
gen und mithilfe einer multivariaten logistischen 
Regression (dem sogenannten LOGIT-Modell) 
statistisch überprüft.14 Zeigen die einzelnen 
Modelle statistisch signifikante15, positive Koef-
fizienten der jeweiligen konkreten Variablen 
der Frame-Elemente an, wird diese Gesamtheit 
an Variablen als themenspezifischer Frame in-
terpretiert. In anderen Worten: Es wird erfasst, 
welche Frame-Elemente mit welchen ihrer jewei-
ligen konkreten Ausprägungen (Variablen) sig-
nifikant häufig gemeinsam in den untersuchten 
Zeitungsartikeln auftreten. Anschließend lässt 
sich auswerten, wie häufig welcher Frame in der 
Berichterstattung vorkommt und ob etwa be-
stimmte Frames dominieren.

 
4.6	 Reliabilität, Validität und Neutralität 

der Untersuchung

Reliabilität gibt an, ob bei Messwiederholungen 
durch gleiche Codierer/-innen (Intracoder-Relia
bilität) oder unterschiedliche Codierer/-innen 
(Intercoder-Reliabilität) gleiche Messergebnisse 
ermittelt werden. Daran zeigt sich die Eindeu-
tigkeit der Kategorien und Codiervorgaben (vgl. 

14	 Dieses Modell eignet sich für solche Berechnungen, da es die Effekte von einer oder mehreren Prädiktorvariablen auf 
nominale Kriteriumsvariablen misst. Dadurch können signifikante Zusammenhänge festgestellt werden. Das heißt, es 
wird für jede Kombination aus Problemdefinition und den einzelnen Frames-Elementen ein LOGIT-Modell gerechnet, 
das die mit „1“ kodierte Wahrscheinlichkeit des Eintretens der abhängigen Variable (Problemdefinition) als Funktion 
der unabhängigen Variablen (Frame-Elemente) modelliert. Dabei sind die Prädiktorvariablen ebenfalls mit der Aus-
prägung „1“ für die Thematisierung des Merkmals und „0“, falls das Merkmal nicht thematisiert wird, dichotom ko-
diert. Somit können alle statistisch signifikanten LOGIT-Koeffizienten der Prädiktoren auf deren Vorzeichen in Bezug 
auf die Zielvariable geprüft werden. Sind die Koeffizienten der unabhängigen Variablen positiv, so sind diese als Teil 
des Frames zu verstehen.

15	 Die Ergebnisse werden vor dem Hintergrund eines Signifikanzniveaus, das gleich oder unter 0,1 Prozent (höchst sig-
nifikant), 1 Prozent (sehr signifikant) oder größer als 1 Prozent aber kleiner oder gleich 10 Prozent liegt (signifikant), 
ausgewertet (Bortz/Döring 2006).
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Brosius et al. 2009). Im Vorfeld der Erhebung 
erfolgten für beide Codebücher (italienischer 
Haushaltsstreit 2018 und Corona-Berichterstat-
tung 2020) je zwei Pretests durch sechs Codie-
rer/-innen anhand von je zehn Artikeln, um die 
Praktikabilität und Anwendbarkeit des jeweili-
gen Codebuchs zu überprüfen. Die Codierungen 
wurden anschließend durch die 15 von der Pro-
jektleitung geschulten Codierer/-innen durchge-
führt, wobei die Artikel systematisch auf alle Co-
dierer/-innen verteilt wurden. Diese nahmen in 
den Codierschulungen eine parallele Codierung 
von Artikeln vor, sodass 15 Codierungen für die 
Frame-Analyse 2018 und 31 Codierungen für die 
Frame-Analyse 2020 gegenübergestellt werden 
konnten. Auf dieser Grundlage erfolgte ein Relia
bilitätstest für jede einzelne Variable. Berech-
net wird ein Reliabilitätskoeffizient nach Holsti 
(1969)16 für alle Codierer/-innen. Bei den beiden 
ersten Pretests betrug der Reliabilitätskoeffizi-
ent über alle Variablen hinweg für das Katego-
riensystem 2018 ein Wert von 0,82 und für das 
Kategoriensystem 2020 ein Wert von 0,87, was 
als sehr gute Werte zu bezeichnen ist (vgl. Brosi-
us et al. 2009). Ähnlich gut waren die Ergebnisse 
für die Formalkategorien (0,87) und für die Varia-
blen, bei denen Bewertungen zu codieren waren: 

(Kategoriensystem 2018: 0,82; Kategoriensys-
tem 2020: 0,86). Die anderen Frame-Elementen 
ergaben Werte von 0,81 (Kategoriensystem 2018) 
und 0,87 (Kategoriensystem 2020).17  

Mit Validität ist die Gültigkeit der Messinstru-
mente gemeint. Es handelt sich dabei um einen 
wissenschaftlichen Qualitätsstandard, der an-
gibt, ob das gemessen wurde, was gemessen 
werden sollte. Es geht unter anderem um die 
Frage, ob die erhobenen Daten dem zu Grunde 
gelegten theoretischen Konstrukt entsprechen. 
Dabei gibt es drei Dimensionen der Validität. In-
haltsvalidität bezeichnet die Vollständigkeit des 
zu untersuchenden Konstrukts durch bisherige 
Forschungsarbeiten. Eine gute Inhaltsvalidität 
des vorliegenden Messinstruments ist gegeben, 
da das Kategoriensystem alle Aspekte berück-
sichtigt, die in der Fragestellung enthalten sind 
und die Beziehung zwischen den codierten Da-
ten und den Forschungsfragen dargestellt wur-
de. Konstruktvalidität als weiterer Aspekt von 
Validität bezieht sich auf die Brauchbarkeit des 
Messinstruments. Konstruktvalidität ist gege-
ben, wenn ein Messinstrument zu validen For-
schungsergebnissen kommt (vgl. Brosius et al. 
2009). Da die vorliegende Forschungsarbeit auf 

16	 Der Holsti-Koeffizient misst die Übereinstimmung der Codierer/-innen (Inter-Codierreliabilität).
17	 In den Codierschulungen zeigte sich jedoch, dass insbesondere die Codierung der Problemdefinitionen anfänglich 

Schwierigkeiten bei allen Codierer/-innen hervorrief. Durch gemeinsame Codier-Sitzungen der Codierer/-innen mit 
der Projektleitung in den ersten Phasen der Erhebung – und weiteren Konkretisierungen der Codieranweisungen zu 
den Variablen mit etwas geringeren Übereinstimmungswerten, wie den Problemdefinitionen – konnten Zweifelsfälle 
schließlich ausgeräumt werden. Ein zweiter Reliabilitätstest im Anschluss an diese Sitzungen brachte eine Steigerung 
der Reliabilität auf einen Gesamtwert von 0,88 (Kategoriensystem 2018) respektive 0,89 (Kategoriensystem 2020). 
Bei den formalen Kriterien für beide Analysen wurde ein Wert von 0,87 und bei der Einordnung von Bewertungen 
sogar einen nahezu perfekter Reliabilitätskoeffizient von 0,96 (Analyse 2018) beziehungsweise 0,9 (Analyse 2020) 
erreicht. Die übrigen Frame-Elemente lagen nach den Verbesserungen bei einem Wert von 0,88. Durch mehrere Ab-
gabezeiträume, in denen die Zwischenergebnisse geprüft wurden, konnte zudem die Sorgfältigkeit der Codierungen 
sichergestellt werden (Intra-Codierreliabilität).

Forschungsdesign
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ein Messinstrument bereits veröffentlichter Stu-
dien (vgl. Matthes 2014; Otto et al. 2020) zu-
rückgreift, kann auch die Konstruktvalidität als 
gegeben angesehen werden.

Die Neutralität einer Untersuchung wird durch 
den Versuch einer größtmöglichen Objektivität 
sichergestellt. Eine Messung gilt dann als ob-
jektiv, wenn sie unabhängig von der Person, die 
diese Messung vornimmt, zum selben Ergebnis 
führt. Durch die transparente Anlage der Unter-
suchung und die Wahl der Methode ist die vorlie-
gende Untersuchung nachvollziehbar, zudem 
handelt es sich bei der in dieser Studie gewähl-

ten Methode um eine Inhaltsanalyse mit stark 
standardisierten Kategoriensystemen und Code-
büchern. Ein hohes Maß an Standardisierung – 
also vorgegebene Kategorien zu möglichen Merk-
malsausprägungen – und der Zugriff auf nicht-
reaktive Daten – Inhalte, die sich während des 
Erhebungsverfahrens nicht verändern – sichern 
Objektivität (vgl. Behnke et al. 2010), die zudem 
durch die statistische Auswertung der Daten un-
terstrichen wird. Die Objektivität des Verfahrens 
ist weiterhin auf einige Vorteile des in dieser Ar-
beit verwendeten induktiv manuell-dimensions-
reduzierenden Verfahrens zurückzuführen (vgl. 
Matthes 2007): Im Gegensatz zu anderen Ver-
fahren wurde bei dieser Untersuchung nicht im 
Vorhinein festgelegt, welche Frames sich in der 
Berichterstattung wiederfinden lassen. Weder 
kennen die Forscher/-innen die Frames bei der 
Erstellung des Kategoriensystems, noch wissen 
die Codierer/-innen, welchen Frame sie gerade 
codieren, weil nur einzelne Frame-Element co-
diert werden, aus deren Auftreten Frames erst 
später statistisch abgeleitet werden. 

Im Gegensatz 
zu anderen Verfahren 

wurde bei dieser Untersuchung 
nicht im Vorhinein festgelegt, 

welche Frames sich in der Bericht­
erstattung wiederfinden lassen.
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Im vorliegenden Kapitel werden die Ergebnisse 
hinsichtlich der Berichterstattung zur italieni-
schen Regierung 2018 dargestellt. Begonnen 
wird mit der Darstellung der deskriptiven Ana-
lyseergebnisse der theoriegeleiteten Elemente 
(der Dimensionen) eines Frames (Kapitel 5.1). In 
einem zweiten Schritt werden die LOGIT-Modelle 
gerechnet, mithilfe derer neoklassische sowie 
keynesianische Frames sichtbar werden (Kapi-
tel  5.2). Die Erkenntnisse werden am Ende zu-
sammengefasst (Kapitel 5.3).

5.1	 Problemdefinitionen und Frame-
Elemente

In diesem Unterkapitel werden alle Frame-Ele-
mente mit ihren jeweiligen neoklassischen und 
keynesianischen Ausprägungen dargestellt. 
Dazu wird immer zunächst ein relationaler Ver-
gleich aller neoklassischen sowie keynesiani-
schen Ausprägungen vorangestellt, um eine 
mögliche Dominanz bereits sichtbar zu machen. 
Dort wo sich ein genauerer Blick lohnt, werden 
die konkreten Variablen auch im Zeitverlauf be-
schrieben und interpretiert. Andernfalls werden 
die zentralen Ergebnisse über konkrete Aus-
prägungen innerhalb eines Frame-Elementes 
bereits beim relationalen Vergleich der paradig-
matischen Häufigkeiten erläutert.

5.1.1	 Problemdefinitionen 
Über alle untersuchten Printmedien hinweg konn-
ten im Untersuchungszeitraum vom 18.05.2018 
bis zum 31.12.2018 in insgesamt 541 von 684 Ar-
tikeln zur italienischen Wirtschafts- und Finanz
politik 2018 Problemdefinitionen erfasst werden. 
Die Verteilung dieser 541 Artikel im Zeitverlauf ist 
in der Abbildung 1 dargestellt.

Abbildung 1 zeigt, dass die Datenbasis durch 
eine unterschiedlich intensive Verteilung der 
Artikel mit Problemdefinitionen über den ge-
samten Untersuchungszeitraum repräsentiert 
wird. Nachdem die neue italienische Koaliti-
on aus Lega (Nord) und Fünf-Sterne-Bewegung 
im Mai ihr neues Regierungsprogramm vor-
legten und der (parteilose) Giuseppe Conte 
zum Ministerpräsidenten ernannt wurde, sinkt 
die Berichterstattungsintensität in den beiden 
Folgemonaten schnell ab. Ab August folgt ein 
sukzessiver (Wieder)Anstieg der Berichterstat-
tung über die konträren Sichtweisen auf den 
Haushalt bis Oktober, in dem fast ein Drittel 
aller Artikel (160 Artikel) zum Thema erschei-
nen. Ursache für den Höhenpunkt im Oktober 
war die Ablehnung des italienischen Haushalts-
plans durch die EU-Kommission und das damit 
verbundene Defizitverfahren gegen Italien. Der 
offen ausgebrochene Haushaltsstreit zwischen 

5	 Wirtschaftspolitische Paradigmen in der 
Berichterstattung über Italien 2018

Wirtschaftspolitische Paradigmen in der Berichterstattung über Italien 2018
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Abbildung 1: 
Verteilung der Artikel über den italienischen Haushaltsstreit mit der EU-Kommission 2018 
(nach Monaten, in absoluten Zahlen)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zum Haushaltsstreit 2018 in Italien: n=541, Untersuchungszeitraum: 
18.05.2018-31.12.2018.
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Abbildung 2: 
Relative Häufigkeit der neoklassischen und keynesianischen Problemdefinitionen in den 
untersuchten Printmedien 2018 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zum Haushaltsstreit 2018 in Italien: n=541, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 18.05.2018-31.12.2018.
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Brüssel und Rom sorgte dafür, dass die italie-
nische Wirtschafts- und Finanzpolitik auch im 
November mit 117 Artikeln noch recht häufig von 
den deutschen Printmedien aufgegriffen wur-
de. Mit der Einigung von EU-Kommission und 
italienischer Regierung im Dezember auf einen 
Kompromiss für ein neues Haushaltsdefizit für 
das Jahr 2019 endet auch der Betrachtungszeit-
raum der vorliegenden Studie.

In Abbildung 2 wird dargestellt, in welchem Ver-
hältnis neoklassische und keynesianische Pro
blemdefinitionen in den untersuchten Artikeln 
genannt werden. Die neoklassische Problemdefi-
nition bildet dabei die Sichtweise der EU-Kommis-
sion ab und definiert die „Verletzung der Defizit-
regeln des EU-Stabilitäts- und Wachstumspaktes 
durch die italienische Regierung“ als zu behan-
delndes Problem. Im Gegensatz dazu bezieht 
sich die keynesianische Problemdefinition auf 
die Sichtweise der italienischen Regierung. Die 
„Durchsetzung der Kriterien des Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes durch die EU-Kommission“ be-
ziehungsweise der „Austeritätskurs der EU-Kom-
mission“ stellt hier das zentrale Problem dar.

Insgesamt lässt sich in den untersuchten 541 Ar-
tikeln, in denen Problemdefinitionen genannt 
wurden, ein klares Verhältnis der Artikel mit 
neoklassischen Problemdefinitionen zu den Ar-
tikeln mit keynesianischen Problemdefinitionen 
erkennen: In 95 Prozent (514 Artikel) handelt es 

sich um die neoklassische Problemdefinition, 
lediglich knapp unter sechs Prozent (30  Arti-
kel) transportieren (auch) die keynesianische 
Sichtweise – dabei sind Artikel, die beide Pro
blemdefinitionen beinhalten, äußerst selten. 
Die insgesamt sehr geringe Repräsentation der 
keynesianischen Problemdefinition ist im Ver-
hältnis zu Beginn (im Mai, bei der Vorstellung 
der Reformagenda der neuen italienischen Re-
gierung) sowie gegen Ende des Streits im Dezem-
ber mit rund zehn Prozent etwas stärker. 

Der Grund dafür dürfte darin liegen, dass die 
italienische Regierung im Mai ihr – aufgrund der 
hohen geplanten Ausgaben – im europäischen 
Diskurs öffentlich kritisiertes Regierungspro-
gramm verstärkt verteidigte und ihre Perspek-
tive somit auch stärker im Fokus der deutschen 
Berichterstattung stand. Die Aufmerksamkeits-
spitze der keynesianischen Problemdefini-
tion im Dezember (13,2 Prozent aller Artikel) 
begründet sich vermutlich dadurch, dass die 
beiden zentralen Akteure im Haushaltsstreit zu 
einem Kompromiss fanden, wodurch auch die 
EU-Kommission einen Schritt auf die (keynesia-
nisch argumentierende) italienische Regierung 
zuging.18

18	 Bei der folgenden Frame-Analyse muss folglich berücksichtigt werden, dass die Thematisierungshäufigkeiten der 
neoklassischen Frame-Elemente im Vergleich zu den keynesianischen deutlich höhere Fallzahlen aufweisen.

„Verletzung der Defizitregeln“:
neoklassische Problemdefinition 

überwiegt bei Weitem.

Wirtschaftspolitische Paradigmen in der Berichterstattung über Italien 2018



Framing in der Wirtschaftsberichterstattung

38

5.1.2	 Verursacher/-innen 
	 (kausale Interpretation)
Über alle untersuchten Printmedien hinweg konn-
ten im Untersuchungszeitraum vom 18.05.2018 
bis zum 31.12.2018 in insgesamt 538 von 541 Ar-
tikeln zur italienischen Wirtschafts- und Finanz-
politik 2018 (in denen ein Problem definiert 
wurde) Verursacher/-innen erfasst werden. Dies 
entspricht 99,4 Prozent aller Artikel. Die relative 
Thematisierungshäufigkeit nach Paradigma im 
Zeitverlauf ist in der Abbildung 3 dargestellt.

Die Abbildung 3 verdeutlicht, dass neoklas-
sische Problemverursacher/-innen in jedem 
Monat deutlich häufiger als keynesianische 
Problemverursacher/-innen genannt wurden. 

Analog zur Verteilung der Artikel der Problem-
definitionen, finden sich in 95 Prozent der Ar-
tikel Verursacher/-innen aus neoklassischer 
Sichtweise (italienische Regierungsmitglieder) 
und lediglich in sechs Prozent (auch) Akteu-
re, die aus keynesianischer Sichtweise für die 
Probleme verantwortlich sind (Mitglieder der 
EU-Kommission).
 
Im Folgenden werden die Verursacher/-innen 
aus neoklassischer Sichtweise differenzierter 
betrachtet. Auf eine detailliertere Darstellung 
der Verursacher/-innen aus keynesianischen 
Sicht wird aufgrund der geringen Gesamtfall-
zahl (34 Artikel) sowie aufgrund der klaren Fo-
kussierung auf die EU-Kommission als Ganze 

Abbildung 3: 
Relative Häufigkeit der neoklassischen und keynesianischen Verursacher/-innen in den 
untersuchten Printmedien 2018 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zum Haushaltsstreit 2018 in Italien: n=538, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 18.05.2018-31.12.2018.
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verzichtet. Die hohe Thematisierungshäufigkeit 
der Kommission als Kollektiv ist darauf zurück-
zuführen, dass die EU-Kommission als Hüterin 
der Verträge die Aufgabe hat, die Haushaltsent-
würfe für alle Mitgliedsstaaten gemäß dem Sta-
bilitätspakt zu bewerten. Da sie 2018 erstmals 
in der Geschichte der EU den Haushaltsplan 
eines Mitgliedsstaates zurückwies, stand die 
Institution als Ganze im Zentrum der Debatten 
um den Haushaltsentwurf der italienischen Re-
gierung. Einzelne EU-Kommissions-Mitglieder 
(Jean-Claude Juncker, Valdis Dombrovskis und 
Pierre Moscovici) werden lediglich in bis zu 
3 Artikeln als Verursacher benannt und spielen 
daher für die Analyse eine marginale Rolle. Eine 
Personalisierung kann aufseiten der keynesia

nischen Perspektive somit nicht konstatiert 
werden.

Die Verursacher/-innen aus neoklassischer Sicht
Die sieben italienischen Verursacher/-innen – 
Präsident „Sergio Mattarella“, Ministerpräsident 
„Giuseppe Conte“, Innenminister „Matteo Salvi-
ni“, der Minister für wirtschaftliche Entwicklung 
„Luigi Di Maio“, Finanzminister „Giovanni Tria“, 
der Minister für europäische Angelegenheiten 
„Paolo Savona“ und „die italienische Regie-
rung als Ganzes“ – wurden in 514 von insgesamt 
541 Artikeln thematisiert, was einem Anteil von 
95 Prozent der Artikel entspricht. Der Verlauf der 
Thematisierungen über den gesamten Beobach-
tungszeitraum ist in Abbildung 4 dargestellt.
 

Verursacher/-innen aus neoklassischer Sicht
Verursacher/-innen aus keynesianischer Sicht

Abbildung 4: 
Relative Häufigkeit konkreter Problemverursacher/-innen aus neoklassischer Sichtweise 
in den untersuchten Printmedien 2018 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zum Haushaltsstreit 2018 in Italien: n=514, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 18.05.2018-31.12.2018.
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Zunächst fällt auf, dass die italienische Regie-
rung am häufigsten über den gesamten Unter
suchungszeitraum als Problemverursacher ge-
nannt wurde. Dies war in über 94 Prozent der 
Artikel mit Verursacher/-innen der Fall. Ihre Auf-
merksamkeitsspitze erreichte sie im Juli mit ei-
nem Anteil von 80 Prozent. Ab Juli bis zum Ende 
des Untersuchungszeitraums lässt sich von einer 
konstanten Aufmerksamkeit um die 56 Prozent 
für die italienische Regierung als Problemverur-
sacher sprechen. Matteo Salvini und Luigi Di Maio 
als stellvertretende Ministerpräsidenten sowie 
Parteichefs von Lega (Nord) und Fünf-Sterne-
Bewegung wurden neben der italienischen Re-
gierung ebenfalls häufig als Problemverursacher 
benannt. Während über Matteo Salvini in den 
Monaten ab Juli in jedem fünften Artikel berich-
tet wird, steht Luigi Di Maio im September im me-
dialen Fokus mit 21,3 Prozent der Artikel. Danach 
adressiere ihn die Presseberichterstattung noch 
in durchschnittlich 13 Prozent der Artikel bis 
zum Ende des Beobachtungszeitraums. Die an-
deren Regierungsmitglieder spielten angesichts 
der relativen Thematisierungshäufigkeiten von 
durchschnittlich unter zehn oder sogar fünf Pro-
zent eine eher untergeordnete Rolle.

Die hohe mediale Aufmerksamkeit für die itali-
enische Regierung als Verursacherin lässt sich 

folgendermaßen begründen: Bei dem italieni-
schen Haushaltsstreit handelt es sich um einen 
bilateralen Konflikt zwischen der italienischen 
Regierung als Repräsentantin Italiens und der 
EU-Kommission als Hüterin der europäischen 
Verträge. Die Regierungen der Mitgliedsländer 
allein tragen die Verantwortung einen Haushalts-
plan unter Beachtung der wirtschaftspolitischen 
europäischen Leitlinien vorzulegen (vgl. Europä-
ische Kommission 2018a). Darüber hinaus stan-
den die Parteichefs beider Koalitionspartner, 
Matteo Salvini und Luigi Di Maio, aufgrund ihrer 
polarisierenden Äußerungen als Einzelpersonen 
im Fokus der Medien. So wurde Salvini in der 
FAZ wie folgt zitiert: „Nur Verrückte eröffnen ge-
gen uns ein Vertragsverletzungsverfahren. Dann 
würden 60 Millionen Italiener gegen sie aufste-
hen“ (Piller 2018). Beide Politiker versicherten 
beispielsweise auch, dass „das Haushaltsdefi-
zit von 2,4 Prozent […] nicht angetastet“ werde 
(Sauer 2018) und Vizeministerpräsident Luigi Di 
Maio verlautbarte, „er wolle mehr Geld ausge-
ben, um einen glaubwürdigen Wachstumsplan 
zu finanzieren. Ihm sei klar, was dies bedeute-
te und was dadurch an den Märkten geschehen 
könne.“ (Reuters & ps 2018)

5.1.3	 Ursachen (kausale Interpretation)
Über alle untersuchten Printmedien hinweg konn-
ten im Untersuchungszeitraum vom 18.05.2018 
bis zum 31.12.2018 in insgesamt 503 von 541 Ar-
tikeln zur italienischen Wirtschafts- und Finanz-
politik 2018 Ursachen erfasst werden, was etwa 
93 Prozent aller Artikel entspricht. Der Verlauf 
der relativen Thematisierungshäufigkeiten nach 

Insbesondere die 
italienische Regierung 

steht als Problemverursacher 
im Fokus der Medien.
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Paradigma über den gesamten Beobachtungs-
zeitraum ist in Abbildung 5 dargestellt.

Abbildung 5 zeigt, dass auch in der Ursachen
dimension die neoklassischen Ursachen in je-
dem Monat überwiegen: Sie werden in 97 Pro-
zent der Artikel mit Ursachen (489 Artikel) the-
matisiert. Keynesianische Ursachen werden in 
einem deutlich geringeren Umfang genannt, 
in knapp 25 Prozent aller Artikel (128 Artikel). 
Zudem unterliegen die paradigmatischen The-
matisierungsverläufe einigen Schwankungen, 
sodass die folgende differenzierte Betrachtung 
der konkreten Variablen nach neoklassischer 
und keynesianischer Perspektive interessante 

Aufschlüsse in die Argumentation der konträren 
Sichtweisen bietet.

Ursachen aus neoklassischer Sicht
Die fünf neoklassischen Ursachen – „Schulden-
finanziertes Regierungsprogramm der italieni-
schen Regierung“, „Programm für die Einführung 
eines Grundeinkommens“, „Programm für die 
Senkung des Renteneintrittsalters“, „Programm 
für Steuersenkungen“ und „Geplantes Haus-
haltsdefizit“ – wurden in insgesamt 489 Arti-
keln thematisiert, was 90,4 Prozent der Artikel 
entspricht. Der Verlauf der Thematisierungshäu-
figkeiten über den gesamten Beobachtungszeit-
raum ist in Abbildung 6 dargestellt.

Abbildung 5: 
Relative Häufigkeit der neoklassischen und keynesianischen Ursachen in den untersuchten 
Printmedien 2018 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zum Haushaltsstreit 2018 in Italien: n=503, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 18.05.2018-31.12.2018.
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Aus der Abbildung geht hervor, dass die The-
matisierungshäufigkeiten aller Ursachen seit Be-
ginn nahezu spiegelbildlich verlaufen: Während 
einerseits die Aufmerksamkeit für die Ursache 
„Geplantes Haushaltsdefizit“ von Mai bis Juli 
stetig wächst, im Juli einen Höhepunkt erreicht, 
von Juli auf August erneut sinkt, bevor sie wieder 
ansteigt, rücken die anderen Ursachen ab Juli 
verstärkt in den medialen Fokus, bevor sie ab 
August/September langsam in den Hintergrund 
treten. Über den gesamten Zeitraum betrachtet 
dominiert damit die Ursache „Geplantes Haus-
haltsdefizit“ die Berichterstattung. Sie ist in über 
87,5 Prozent der Artikel, in denen neoklassische 
Ursachen thematisiert werden, wiederzufinden 
und erreicht im Juli mit einem Anteil von 71,4 Pro-

zent ihre Aufmerksamkeitsspitze. Im Vergleich 
dazu weisen die übrigen Ursachen über den ge-
samten Zeitraum ein recht moderates Aufmerk-
samkeitsniveau auf: Die drei konkreten Grund-
pfeiler des Regierungsprogramms – die Einfüh-
rung eines Grundeinkommens, die geplante 
Steuerreform und die Rentenreform sowie die 
allgemeine Ursache „schuldenfinanziertes Re-
gierungsprogramm“ – machten in den Monaten 
jeweils durchschnittlich 13 Prozent der Artikel 
aus, womit sie von den Printmedien nur gele-
gentlich aufgegriffen wurden.
 
Die Analyse der neoklassischen Ursachen lassen 
sich auf die Veröffentlichung des Regierungs-
programms, das sich auf die drei Grundpfeiler 

Abbildung 6: 
Relative Häufigkeit konkreter neoklassischer Problemursachen in den untersuchten Print
medien 2018 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zum Haushaltsstreit 2018 in Italien: n=489, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 18.05.2018-31.12.2018.
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Einführung des Grundeinkommens, die Renten-
reform und Steuerreform stützte, zurückführen. 
Daneben lassen sich die auffälligen Aufmerk-
samkeitssprünge aller Ursachen mit der Stel-
lungnahme des Europäischen Rates vom 13. Juli 
2018 zum italienischen Haushaltsplan erklären. 
So „ist der Rat der Auffassung, dass ab 2018 
die erforderlichen Maßnahmen ergriffen werden 
sollten, um die Vorgaben des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts einzuhalten.“ (Europäischer 
Rat 2018, C 320/54).

Ursachen aus keynesianischer Sicht
Die drei keynesianischen Ursachen „Drohende 
Rezession in Italien“, „Ablehnung der Sparpoli-
tik“ und „Reformbedürftigkeit des europäischen 

Stabilitäts- und Wachstumspaktes“ wurden in 128 
der insgesamt 541 Zeitungs- und Magazinartikel 
thematisiert. Somit konnten in 23,7 Prozent der 
untersuchten Artikel Ursachen für die keynesiani-
sche Problemdefinition festgestellt werden. Der 
Verlauf hierzu ist in Abbildung 7 für den gesamten 
Untersuchungszeitraum dargestellt.

Bei der Betrachtung von Abbildung 7 sind die 
spiegelbildlichen Verläufe der Thematisierungen 
der Ursachen „drohende Rezession in Italien“ 
und „Ablehnung der Sparpolitik“ von Mai bis 
Oktober 2018 bemerkenswert. Über den ge-
samten Beobachtungszeitraum schwanken die 
prozentualen Häufigkeiten der beiden Ursachen 
zwischen beinahe 15 und 100 Prozent. Über die 

Abbildung 7: 
Relative Häufigkeit konkreter keynesianischer Problemursachen in den untersuchten Print
medien 2018 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zum Haushaltsstreit 2018 in Italien: n=128, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 18.05.2018-31.12.2018.

0
Mai Juni Juli August September Oktober

An
te

il 
de

r A
rt

ik
el

20

40

60

80

100

November Dezember

Drohende Rezession (Keyn.)
Ablehnung der Sparpolitik (Keyn.)

Reformbedürftigkeit des europäischen 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes (Keyn.)

Wirtschaftspolitische Paradigmen in der Berichterstattung über Italien 2018



Framing in der Wirtschaftsberichterstattung

44

Ursache „drohende Rezession in Italien“ wird am 
häufigsten mit einem Anteil von durchschnittlich 
60,9 Prozent berichtet. Nach einem anfänglichen 
Aufmerksamkeitssprung erreicht die Ursache im 
Juli mit 100 Prozent ihre Aufmerksamkeitsspitze, 
bevor sie an Aufmerksamkeit verliert und sich 
anschließend auf einem Niveau um die 50 Pro-
zent befindet. Dazu verzeichnet die Ursache 
„Ablehnung der Sparpolitik“ ihren Höhepunkt 
bereits im Juni mit einem Anteil von 71,4 Prozent 
aller Artikel, in denen keynesianische Ursachen 
genannt werden, bevor sie ab September lang-
sam in den Hintergrund der Presseberichterstat-
tung rückt. Die dritte Ursache hat insgesamt nur 
eine geringe Relevanz.

Eine mögliche Begründung für die unterschied-
lichen Aufmerksamkeitszyklen könnte darin 
liegen, dass die italienische Regierung mit ih-
rem ausgabenfinanzierten Regierungsprogramm 
das Wirtschaftswachstum ankurbeln wollte. Die 
Regierung intendierte sich zunächst höher als 
geplant zu verschulden und somit die von der 
EU-Kommission geforderte Sparpolitik nicht zu 
verfolgen. In diesem Zusammenhang wurden 
(post)keynesianischen Ökonomen/-innen bei 
der Analyse des Haushaltsstreits (realtiv) häufig 
genannt. So konnte der Ökonom Heiner Flass-
beck beispielsweise in der taz aus keynesiani-

scher Sicht die Problemursachen erläutern: Es 
wurde vonseiten der italienischen Regierung 
„erkannt, dass es mit der Sparpolitik so nicht 
weitergehen kann. Sie wollen die europäischen 
Verträge ändern und mehr Geld ausgeben. Und 
das ist das Einzige, was Italien und den Euro ret-
ten kann.“ (Flassbeck 2018 in Wimalasena 2018)

5.1.4 Bewertungen 
Über alle untersuchten Printmedien hinweg konn-
ten im Untersuchungszeitraum vom 18.05.2018 
bis zum 31.12.2018 in insgesamt 416 von 541 Ar-
tikeln zur italienischen Wirtschafts- und Finanz
politik 2018 Bewertungen der Akteure erfasst 
werden. Dies entspricht einem Anteil von 
76,9 Prozent aller Artikel. Der Verlauf der relati-
ven Thematisierungshäufigkeiten über den ge-
samten Beobachtungszeitraum nach Paradigma 
ist in Abbildung 8 dargestellt.

In der Abbildung 8 wird die Dominanz der Bewer-
tungen aus Sicht der neoklassischen Perspek
tive deutlich. In knapp 96 Prozent der Artikel mit 
Bewertungen werden die italienische Regierung 
und/ oder ihre Mitglieder bewertet. Im Vergleich 
dazu finden sich (keynesianische) Bewertungen 
der EU-Kommission und/oder ihre Kommissa-
re/-innen in nur 17 Prozent der Artikel wieder. 
Gegen Ende des Beobachtungszeitraums zeigt 
sich ein leichter Rückgang der Bewertungen aus 
neoklassischer Sicht und zugleich eine erhöhte 
Anzahl an Artikeln, in denen die EU-Kommission 
bewertet wurde. 

Eine knappe konkrete Erläuterung der Bewer-
tungsvariablen aus neoklassischer Sicht wird 

Wichtigste keynesianische 
Problemursachen:

„drohende Rezession in Italien“ 
und „Ablehnung der Sparpolitik“.
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im folgenden Abschnitt dargestellt. Aufgrund 
der geringen Artikelanzahl, in denen Bewertun-
gen der Europäischen Kommission vorgenom-
men wurden, wird auf eine detaillierte Darstel-
lung verzichtet. Jedoch ist hier anzumerken, 
dass die Bewertungsvariablen in ihrem Inhalt 
und ihrer Entwicklung den Verlauf des Haus-
haltsstreits nahezu exakt abbilden. Über den 
gesamten Zeitraum dominierte der Tenor, dass 
die EU-Kommission sich nicht durchsetzen 
konnte. Dies war auf Seiten der italienischen 
Akteure wie auch auf Seiten europäischer Ak-
teure eine aus unterschiedlichen Gründen ge-
troffene Beurteilung der EU-Kommission („Man-
gelnde Durchsetzungskraft der EU-Kommis
sion“). Die italienischen Regierungsmitglieder 

stellten kurze Zeit nach der Veröffentlichung 
ihres Regierungsprogramms vermehrt den Sta-
bilitäts- und Wachstumspakt infrage („Infrage-
stellung des Stabilitätspakts“). Daneben äu-
ßerten sie sich vor allem nach der Einreichung 
ihres strittigen Haushaltsentwurfs ab Oktober 
und bei der Debatte um die Einleitung eines 
Defizitverfahrens, dass sie sich schlechter als 
andere EU-Mitgliedsstaaten behandelt fühlen 
(„Schlechtere Behandlung der Italiener“). Ein 
Grund für diese Bewertung mag darin liegen, 
dass Deutschland 2018 von Italien einen strik-
ten Austeritätskurs forderte, während auch ge-
gen Deutschland schon einmal (im Jahr 2005) 
ein Defizitverfahren eingeleitet und kurze Zeit 
später (2007) bereits wieder eingestellt wurde.

Abbildung 8: 
Relative Häufigkeit der neoklassischen und keynesianischen Bewertungen in den untersuchten 
Printmedien 2018 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zum Haushaltsstreit 2018 in Italien: n=416, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 18.05.2018-31.12.2018.
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Die Bewertungen der italienischen Regierung
Die fünf häufigsten19 Bewertungen der italieni-
schen Regierung („provokantes Verhalten der 
italienischen Regierung“, „Kompromisslosig-
keit der italienischen Regierung“, „Zu pessimis-
tische Bewertung der gesamtwirtschaftlichen 
Situation Italiens“, „Instrumentalisierung des 
Haushaltsstreits durch die italienische Regie-
rung“ und „Gefahr einer Rezession durch die 
Regierung“) wurden in 388 von insgesamt 
541 Artikeln thematisiert. Dies entspricht einem 
Anteil von knapp 72 Prozent der 541 untersuch-

ten Artikeln. Die Abbildung 9 zeigt den Verlauf 
der relativen Thematisierungshäufigkeiten in 
den Monaten Mai bis Dezember 2018.

Die Berichterstattung über die verschiedenen 
Bewertungen zur neuen italienischen Regierung 
wurde von der Bewertung „provokantes Verhal-
ten Italiens“ dominiert: Sie wurde in 77,3 Prozent 
der Artikel mit Bewertungen genannt. Der Anteil 
dieser Bewertung an allen neoklassischen Be-
wertungen der italienischen Regierung schwankt 
in den untersuchten Monaten zwischen 30 und 

19	 Es werden hier nur die zentralen Variablen dargestellt. Das heißt, es werden einige Variablen, deren Thematisierungs-
häufigkeiten sehr gering sind, aus der Analyse ausgeschlossen. Dadurch unterscheidet sich der Anteil der Artikel, in 
denen diese Variablen genannt wurden, geringfügig von dem im vorangestellten relationalen Vergleich genannten 
Artikelanteil. Dies gilt für alle nachfolgenden Fälle, bei denen detaillierte Erläuterungen zentraler Variablen auf den 
relationalen paradigmatischen Vergleich folgen.

Abbildung 9: 
Relative Häufigkeit unterschiedlicher Bewertungen der italienischen Regierung in den unter-
suchten Printmedien 2018 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zum Haushaltsstreit 2018 in Italien: n=388, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 18.05.2018-31.12.2018.
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70 Prozent. Sie erreicht im Juli ihren Höhepunkt 
mit einem Anteil von 71,4 Prozent. Danach nimmt 
die Aufmerksamkeit kontinuierlich ab, bis die 
Thematisierung der Bewertung ihren Tiefpunkt 
bei 36,7 Prozent im November erreicht. Neben 
dem „provokanten Verhalten“ standen auch 
die Bewertungen „Kompromisslosigkeit Itali-
ens“ und „zu pessimistische Bewertung“ im 
Fokus der Presseberichterstattung. Während 
bei „Kompromisslosigkeit Italiens“ ein schwan-
kender Thematisierungsverlauf mit (relativen) 
Höhepunkten im Mai bei rund 14 Prozent und 
im November mit knapp 30 Prozent zu erkennen 
ist, erreicht die Bewertung „zu pessimistische 
Bewertung der gesamtwirtschaftlichen Situa-
tion Italiens“ bereits im Mai mit 25,6 Prozent 
ihre Aufmerksamkeitsspitze, bevor sie stark in 
den Hintergrund rückt und ab August in durch-
schnittlich 13 Prozent der Artikel genannt wird. 
Alle anderen Bewertungen spielen über den ge-
samten Beobachtungszeitraum angesichts der 
Thematisierungshäufigkeiten von durchschnitt-
lich unter 20 oder sogar zehn Prozent eine eher 
untergeordnete Rolle.

 
Die ausschließlich negative Bewertung des ita-
lienischen Verhaltens kann einerseits als Aus-
druck eines neoklassischen Deutungsrahmens 
aufgefasst werden, da die italienischen Per
spektive offensichtlich vom vorherrschenden 
neoklassischen Mainstream abweicht. Ande-
rerseits lässt sich insbesondere die Dominanz 
der Bewertung „provokantes Verhalten Italiens“ 
damit erklären, dass die italienische Regierung 
bzw. ihre Mitglieder aufgrund ihrer polemischen 
Art und ihrer populistischen Verhaltensweisen in 

der Presseberichterstattung dargestellt wurden. 
So beinhaltete die Mehrzahl der Zitate italieni-
scher Akteure provokante Äußerungen. 

Die taz zitierte Salvini mit den Worten: „Da ist ein 
Brief aus Brüssel gekommen? Na gut, wir warten 
auf Post vom Weihnachtsmann“ (Salvini 2018 
zitiert nach Braun 2018b). Daraufhin reagierten 
EU-Kommissare/-innen oder Europaparlaments-
abgeordnete: „Mit diesem Haushaltsentwurf 
strecken Salvini und Di Maio Europa die Zunge 
raus“ (Ferber 2018 zitiert nach Arzt et al. 2018). In 
der Folge war die wirtschaftspolitische Debatte 
auf einzelne Akteure zentriert, deren Bewertung 
und deren Kommunikation mehr Platz einge-
räumt wurde als der Bewertung einer Verletzung 
der Defizitregeln und einer höheren Staatsver-
schuldung. 

5.1.5	 Lösungen (Handlungsempfehlungen)
Über alle untersuchten Printmedien hin-
weg konnten im Untersuchungszeitraum vom 
18.05.2018 bis zum 31.12.2018 in insgesamt 375 
von 541 Artikeln zur italienischen Wirtschafts- 
und Finanzpolitik 2018 Lösungsvorschläge er-
fasst werden. Dies entspricht 69,3 Prozent aller 
Artikel. Der Verlauf der relativen Thematisie-
rungshäufigkeiten nach Paradigma über den 
gesamten Beobachtungszeitraum ist in Abbil-
dung 10 dargestellt.

„Mit diesem Haushaltsentwurf 
strecken Salvini und Di Maio 

Europa die Zunge raus.“
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Wie die Abbildung 10 zeigt, vermitteln die unter-
suchten Zeitungs- und Magazinartikel bis August 
neoklassische (47,3 Prozent) sowie keynesiani-
sche Lösungen (52,7 Prozent) in einem ausge-
wogenen Verhältnis. Ab September verlaufen die 
Aufmerksamkeitszyklen auseinander: Während 
neoklassische Lösungsvorschläge vermehrt the-
matisiert werden, rücken keynesianische Lösun-
gen kontinuierlich in den Hintergrund der Presse-
berichterstattung. Insgesamt werden neoklassi-
sche Lösungen in 76 Prozent der Artikel mit Lösun-
gen genannt, während keynesianische Lösungen 
in 49 Prozent der Artikel thematisiert wurden.

Im Hinblick auf die einzelnen neoklassischen 
Lösungen, wird die Lösung „Anpassung des 
Haushaltsentwurfs“ über den gesamten Unter-

suchungszeitraum am häufigsten in den Medien 
thematisiert. Sie wird in über 96 Prozent aller Ar-
tikel mit neoklassischen Lösungsvorschlägen als 
eine Lösungsmöglichkeit angesehen und macht 
durchschnittlich in allen Monaten rund 85 Prozent 
der Artikel aus, im Dezember steigt dieser Wert 
sogar auf 100 Prozent. Die zweite neoklassische 
Lösung „Strukturreformierung der italienischen 
Wirtschaft“ macht durchschnittlich zwölf Prozent 
der Artikel aus. Besonders im Juni (25 Prozent) 
und Juli (20 Prozent) wird diese Lösung verstärkt 
aufgegriffen. Die hohe Aufmerksamkeit für die 
Problemlösung „Anpassung des Haushaltsent-
wurfs“ kann damit begründet werden, dass die 
EU-Kommission nicht von ihrer Position abwich 
und die italienische Regierung durchgängig zur 
Überarbeitung des Haushaltsplans aufforderte.

Abbildung 10: 
Relative Häufigkeit der neoklassischen und keynesianischen Lösungsvorschläge in den unter-
suchten Printmedien 2018 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zum Haushaltsstreit 2018 in Italien: n=375, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 18.05.2018-31.12.2018.
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Werden dahingegen die keynesianischen Lösun-
gen betrachtet, wird deutlich, dass die Lösung 
„Beendigung der Sparpolitik“ medial klar domi-
niert. Über 85 Prozent der Artikel mit keynesia-
nischen Lösungsvorschlägen gehen auf diesen 
Vorschlag zurück. Die anderen beiden Lösungen 
„Reformierung des Stabilitätspakts“ und „Kon-
junkturprogramme“ spielen aufgrund niedriger 
Fallzahlen nur eine marginale Rolle. Es ist nicht 
überraschend, dass das Ziel, die von der EU-Kom-
mission angestrebte Sparpolitik zu beenden und 
stattdessen eine expansive Fiskalpolitik zu be-
treiben, medial am häufigsten thematisiert wur-
de. Italien gehört zu den langsam wachsenden 
Volkswirtschaften der Europäischen Union und 
weist einen Schuldenstand von über 130 Prozent 
auf. Für die Verschärfung der wirtschaftlichen Kri-
se machte die neue italienische Regierung die 
Haushaltskonsolidierung verantwortlich. Um ihre 
Schulden zu reduzieren und ihre Wirtschaft zu sta-
bilisieren, plädierte die neue Regierung in Italien 
lautstark für mehr Staatsausgaben (vgl. Tokarski 
2018). Interessant ist darüber hinaus allerdings, 
dass europapolitische, strukturelle Änderungen, 
konkret die Reformierung des Stabilitätspakts, 
am seltensten genannt wurde. Dadurch wird ei-
nerseits ersichtlich, dass die Akteure mit keyne-
sianischer Sicht (hier also die italienische Re-
gierung) eher ihre eigenen Interessen auf kurzer 
bzw. mittlerer Frist durchsetzen wollten, anstatt 
das europäische Instrument generell so zu verän-
dern, dass es zukünftig mehr Spielraum für alle 
Länder hinsichtlich der Haushaltskriterien gäbe. 
Andererseits nutzten die Medien die Krise auch 
nicht als Chance, um den Streit als eine Debatte 
um die Verfasstheit der europäischen Regeln dar-
zustellen.

5.1.6	 Policy-Optionen 
	 (Handlungsempfehlungen)
Über alle untersuchten Printmedien hinweg konn-
ten im Untersuchungszeitraum vom 18.05.2018 
bis zum 31.12.2018 in insgesamt 242 von 541 Ar-
tikeln zur italienischen Wirtschafts- und Finanz-
politik 2018 Policy-Optionen erfasst werden. Dies 
entspricht einem Anteil von 44,7 Prozent aller Ar-
tikel. Der Verlauf der relativen Thematisierungs-
häufigkeiten nach Paradigmen über den gesam-
ten Beobachtungszeitraum ist in Abbildung  11 
dargestellt.

Abbildung 11 bietet eine Reihe interessanter 
Aufschlüsse. So ist zu erkennen, dass im Frame-
Element Policy-Optionen zum ersten Mal key-
nesianische Betrachtungsweisen dominieren. 
Sie werden in knapp 70 Prozent aller Artikel 
mit Policy-Optionen genannt, neoklassische 
Policy-Optionen hingegen in knapp 58 Prozent 
der Artikel. Bis Oktober berichten die Medien 
deutlich häufiger über konkrete keynesianische 
Handlungsvorschläge als über ihre neoklassi-
schen Gegenstücke. Ab Juli – in dem ausschließ-
lich keynesianische Policy-Optionen in den Me-
dien thematisiert werden – nimmt die Aufmerk-
samkeit jedoch kontinuierlich ab. Zum Ende des 
Untersuchungszeitraums im Dezember berichtet 
die Presse fast ausgewogen über die konträren 
Policy-Optionen.
 
Werden auf der einen Seite die neoklassischen 
Policy-Optionen näher betrachtet, zeigt sich, 
dass „Begrenzung des Haushaltsdefizits“ und 
„Einleitung eines Defizitverfahrens“ über den 
gesamten Beobachtungszeitraum überwiegen. 
Während über „Einleitung eines Defizitverfah-
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rens“ erst ab September in der Pressebericht-
erstattung berichtet wird, weist „Begrenzung 
des Haushaltsdefizits“ einen recht schwanken-
den Thematisierungszyklus mit verschiedenen 
Kulminationspunkten von Beginn an auf. Die-
se Option wird in durchschnittlich 59  Prozent 
der Artikel mit neoklassischen Policy-Optionen 
thematisiert. Die Thematisierungsverläufe der 
beiden dominanten neoklassischen Policy-Op-
tionen illustrieren die wirtschaftspolitischen 
Ereignisse. Die Begrenzung des Haushaltsdefi-
zits folgt dem Lösungsvorschlag der Anpassung 
des italienischen Haushaltsentwurfs. Dass das 
Instrument „Einleitung eines Defizitverfahrens“ 
erst in der zweiten Hälfte genannt wird, verwun-
dert nicht, da die EU-Kommission zunächst in 

einem Dialog einen Kompromiss mit der italie-
nischen Regierung finden wollte, bevor sie mit 
der Einleitung eines Defizitverfahrens drohte. 
Schließlich wurde deutlich, dass die italienische 
Regierung nicht bereit war, die Neuverschuldung 
zu reduzieren und einige EU-Kommissare/-innen 
für das Defizitverfahren plädierten.

Auf der anderen Seite sind die keynesianischen 
Policy-Optionen breiter gefächert. Die drei wich-
tigsten sind die Wahlversprechen der italienischen 
Regierung: das Grundeinkommen, die Steuersen-
kungen und die Rentenreform. Die Policy-Option 
„Einführung eines Grundeinkommens“ wurde 
am häufigsten in der Presseberichterstattung 
thematisiert. Ein ähnlicher Aufmerksamkeitszy

Abbildung 11: 
Relative Häufigkeit der neoklassischen und keynesianischen Policy-Optionen in den unter
suchten Printmedien 2018 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zum Haushaltsstreit 2018 in Italien: n=242, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 18.05.2018-31.12.2018.
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klus, wenn auch auf einem generellen niedrigeren 
Niveau, lässt sich für die „Rentenreform“ beob-
achten. Das dritte Wahlversprechen sind die ein-
heitlichen Steuersätze, die sogenannte Flat Tax. 
Dieses Instrument wird in der ersten Hälfte des 
Beobachtungszeitraums häufiger in der Presse-
berichterstattung thematisiert.

Der „Verzicht auf Einleitung eines Defizitverfah-
rens“ als vierte keynesianische Policy-Option ge-
winnt erst am Ende des Beobachtungszeitraums 
eine gewisse mediale Aufmerksamkeit. Die drei 
Optionen Grundeinkommen, Rentenreform und 
Steuersenkungen, die wichtigsten Eckpfeiler des 
Regierungsprogramms, erforderten eine deut
liche Erhöhung der Staatsausgaben. So hat sich 
vor allem die Lega (Nord) für die sieben Milliar-
den Euro teure Senkung des Renteneintrittsalters 
und den 1,5 Milliarden Euro teuren einheitlichen 
Steuersatz („Flat Tax“) eingesetzt, während be-
sonders die Fünf-Sterne-Bewegung das neun 
Milliarden Euro teure Grundeinkommen von 
780 Euro monatlich forderte. Die italienische Re-
gierung wurde in der Empfehlung des Rats vom 
13. Juli 2018 aufgefordert, die ausgabenfinanzier-
ten Wahlversprechen zu kürzen. So wurde dafür 
plädiert, die hohen Rentenansprüche an den öf-
fentlichen Ausgaben zurückzuführen. Dadurch 
sollte mehr Freiraum für andere soziale Ausga-
ben geschaffen werden (vgl. Europäische Kom-

mission 2018a). Dies veranlasste Mitglieder der 
italienischen Regierung dazu, sich verstärkt für 
ihre Wahlversprechen auszusprechen, wodurch 
die hohen Thematisierungswerte in der Presse-
berichterstattung erklärt werden können. Die er-
höhte Aufmerksamkeit für den „Verzicht auf ein 
Defizitverfahren“ lässt sich mit der Entscheidung 
der EU-Kommission im Dezember begründen, 
den überarbeiteten Haushaltsplans Italiens an-
zunehmen, der die versprochenen Einsparungen 
von ungefähr zehn Milliarden Euro beinhaltete 
(vgl. Europäische Kommission 2018c). 

5.1.7	 Forderungsadressaten/-innen 
Über alle untersuchten Printmedien hinweg konn-
ten im Untersuchungszeitraum vom 18.05.2018 
bis zum 31.12.2018 in insgesamt 226 von 541 Ar-
tikeln zur italienischen Wirtschafts- und Finanz
politik 2018 Forderungsadressaten/-innen er-
fasst werden, was einem Anteil von 41,8 Prozent 
aller Artikel entspricht. Der Verlauf der relativen 
Thematisierungshäufigkeiten nach Paradigma 
über den gesamten Beobachtungszeitraum ist 
in Abbildung 12 dargestellt.

Wie Abbildung 12 zu entnehmen ist, dominierte 
mit durchschnittlich 89 Prozent der Anteil der 
Artikel, in denen aus neoklassischer Sicht Akteu-
re zum Handeln aufgefordert werden. Hier zeigt 
sich bei einer näheren Betrachtung der einzel-
nen Akteure, dass die italienische Regierung 
(als Ganze) in neun von zehn Artikeln, in denen 
neoklassische Forderungsadressaten/-innen ge-
nannt werden, zur Problemlösung aufgefordert 
wird. Dies lässt sich analog zur Verursacher/-in-
nen-Dimension begründen: Bei dem italieni-

Die am häufigsten thematisierte 
keynesianische Policy-Option:

 „Einführung eines 
Grundeinkommens“.
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Abbildung 12: 
Relative Häufigkeit der neoklassischen und keynesianischen Forderungsadressaten/-innen 
in den untersuchten Printmedien 2018 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zum Haushaltsstreit 2018 in Italien: n=226, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 18.05.2018-31.12.2018.

Abbildung 13: 
Relative Häufigkeit der neoklassischen und keynesianischen Kompetenzabschreibungen 
in den untersuchten Printmedien 2018 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zum Haushaltsstreit 2018 in Italien: n=176, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 18.05.2018-31.12.2018.
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schen Haushaltsstreit handelt es sich um einen 
Konflikt auf bilateraler Ebene, weshalb die Re-
gierung als Ganzes als Verursacherin und Pro-
blemlöserin benannt wird. Die EU-Kommission 
forderte von ihr primär die Überarbeitung des 
Haushaltsentwurfs, in der medialen Darstellung 
fand keine Personalisierung und Fokussierung 
auf einzelne italienische Akteure statt.

In durchschnittlich 27 Prozent der Artikel wer-
den Akteure aus keynesianischer Sicht als For-
derungsadressaten/-innen benannt. In nahezu 
allen dieser Artikel wird die EU-Kommission zum 
Handeln aufgefordert, da diese die „die Entwick-
lung der Haushaltslage und der Höhe des öf-
fentlichen Schuldenstands in den Mitgliedstaa-
ten im Hinblick auf die Feststellung schwerwie-
gender Fehler“ überwacht (Artikel 126 Absatz 2 
AEUV, vgl. Europäische Kommission 2018b). 
Parallel zur medialen Darstellung der neoklassi-
schen Forderungsadressaten/-innen fand keine 
Personalisierung – beispielsweise durch die He-
rausstellung einzelner EU-Kommissare/-innen – 
statt.

5.1.8	 Kompetenzabschreibungen 
Über alle untersuchten Printmedien hinweg konn-
ten im Untersuchungszeitraum vom 18.05.2018 
bis zum 31.12.2018 in insgesamt 176 von 541 Ar-
tikeln zur italienischen Wirtschafts- und Finanz-
politik 2018, was einem Anteil von knapp einem 
Drittel aller Artikel entspricht, Kompetenzab-
schreibungen der Akteure erfasst werden. Der 
Verlauf der relativen Thematisierungshäufigkei-
ten nach Paradigma über den gesamten Beob-
achtungszeitraum ist in Abbildung 13 dargestellt.

Abbildung 13 zeigt, dass in jedem Monat, mit 
Ausnahme von Juli, neoklassische Kompetenz-
abschreibungen überwiegen. Insgesamt wurden 
in 86,4 Prozent der Artikel mit Kompetenzab-
schreibungen neoklassische Sichtweisen ver-
mittelt, in 25,6 Prozent fanden sich keynesia-
nische Perspektiven. In Anbetracht der Vielzahl 
der Akteure, denen aus neoklassischer sowie 
keynesianischer Sicht Kompetenzen abgespro-
chen wurden, werden beide Sichtweisen im Fol-
genden detaillierter dargestellt.

Kompetenzabschreibungen 
aus neoklassischer Sicht
In 152 von insgesamt 541 Zeitungs- und Maga-
zinartikeln wurde italienischen Akteuren aus 
neoklassischer Sicht Kompetenzen abgespro-
chen, was einem Anteil von rund 28 Prozent 
entspricht. Neben der „italienischen Regierung 
als Ganzes“ waren dies sechs Einzelpersonen: 
Präsident Sergio Mattarella, Ministerpräsident 
Giuseppe Conte, Innenminister Matteo Salvini, 
der Minister für Arbeit- und Sozialpolitik Lui-
gi Di Maio, Finanzminister Giovanni Tria und 
Europaminister Paolo Savona. Der Aufmerk-
samkeitszyklus der Thematisierungen wird in 
Abbildung 14 präsentiert.

Bei der Betrachtung der Thematisierungsverläu-
fe der Kompetenzabschreibungen fällt zunächst 
auf, dass nahezu alle Verläufe einige Schwan-
kungen aufweisen. Dennoch stechen die italie-
nische Regierung als Ganze sowie Matteo Salvini 
als Einzelperson unter allen Akteuren hervor: Ers-
terer wird in durchschnittlich knapp 44 Prozent, 
letzterem in knapp 18 Prozent der Artikel Kom-
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petenzen abgeschrieben. Während Luigi Di Maio 
noch in knapp 15 Prozent und Giovanni Tria in 
jedem zehnten der Artikel in diesem Zusammen-
hang genannt wird, weisen alle anderen (Einzel)
Akteure Thematisierungshäufigkeiten von unter 
zehn Prozent auf. Hinzu kommt, dass der italie-
nische Finanzminister Giovanni Tria erst in den 
letzten Monaten des Untersuchungszeitraums, 
also ab August, hinsichtlich einer Kompetenz-
abschreibung in den medialen Fokus rückte. Ein 
ähnlicher Thematisierungsverlauf kann für Luigi 
Di Maio festgehalten werden, welchem ab Au-

gust bis Dezember Kompetenzen bezüglich der 
Einhaltung der Stabilitäts- und Wachstumskrite-
rien abgesprochen werden.

Die Analyse der in den Medien erwähnte Akteure 
zeigt, dass auch einzelne Akteure eine größe-
re Rolle spielten und somit eine stärkere Per-
sonalisierung stattfand. So wurde nicht nur der 
italienischen Regierung die Kompetenz abge-
sprochen, die EU-Regeln einzuhalten, sondern 
auch den Mitgliedern, einen konstruktiven Dia-
log mit der EU-Kommission zu führen. Dies ist für 

Abbildung 14: 
Häufigkeit von Kompetenzabschreibungen der italienischen Regierung in den untersuchten 
Printmedien 2018 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zum Haushaltsstreit 2018 in Italien: n=152, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 18.05.2018-31.12.2018.
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Matteo Salvini und Luigi Di Maio aufgrund ihrer 
zahlreichen polemischen Äußerungen und ihres 
populistischen Verhaltens nicht verwunderlich. 
Die zeitweise hohe Aufmerksamkeit für Giovanni 
Tria kann dadurch erklärt werden, dass sich Tria, 
der erst im Juni zum Wirtschaftsminister ernannt 
wurde, bis August für ein geringeres Defizit ein-
setzte – woraufhin er vor allem von den eigenen 
Regierungsmitgliedern kritisiert wurde. Im Sep-
tember schließlich folgte er der Politik der neuen 
italienischen Regierung und trat medial weniger 
häufig in Erscheinung.20

 
Kompetenzabschreibungen aus 
keynesianischer Sicht
In 45 von insgesamt 541 Zeitungs- und Magazin-
artikeln waren Kompetenzabschreibungen aus 
keynesianischer Perspektive auszumachen, was 
8,3 Prozent aller Artikel mit Kompetenzabschrei-
bungen entspricht. Neben der „EU-Kommission 
als Ganzes“ wurden Kommissionspräsident 
Jean-Claude Juncker, der Kommissar für Haushalt 
und Personal, Günther Oettinger, und EU-Wirt-
schaftskommissar Pierre Moscovici als einzelne 
Akteure erwähnt. 

In durchschnittlich 80 Prozent der Artikel mit 
Kompetenzabschreibungen aus keynesianischer 
Sicht wird die EU-Kommission adressiert, die 
einzelnen EU-Kommissare, vor allem Günther 
Oettinger, spielen eine eher untergeordnete Rol-
le. Der Thematisierungsverlauf der EU-Kommis-

sion unterliegt jedoch einigen Schwankungen. 
So werden in den im Juli, August und Novem-
ber veröffentlichten Artikeln ausschließlich der 
EU-Kommission Kompetenzen abgeschrieben  – 
was exakt den Monaten entspricht, in denen die 
EU-Kommission überwiegend als Verursacherin 
für die keynesianische Problemdefinition genannt 
wurde –, während sie im Juni und September in 
der Berichterstattung auf diese Weise überhaupt 
nicht adressiert wurde. Im Gegensatz dazu zei-
gen die entsprechenden Thematisierungen der 
beiden EU-Kommissare Jean-Claude Juncker und 
Pierre Moscovici beinahe einen einheitlichen Ver-
lauf: Beiden wird erst im Oktober und Dezember 
in den Medien Kompetenz abgesprochen. 

Die Ausnahme bildet der Mai, in dem Mosco-
vici in 16,7 Prozent der entsprechenden Artikel 
erwähnt wird. So hieß es in einem Artikel am 
23. Mai 2018: „Der EU-Währungskommissar leg-
te am Mittwoch in Brüssel die Haushaltsemp-
fehlungen für die Mitgliedstaaten vor – und gab 
sich erkennbar Mühe, die ohnehin EU-kritischen 
Koalitionspartner in Rom nicht noch zusätz-
lich gegen sich aufzubringen.“ (Drewes 2018). 
Der Thematisierungshöhepunkt von Präsident 
Jean-Claude Juncker im Oktober lässt sich mit 

20	Ungeachtet dessen, dass Europaminister Paolo Savona insgesamt nur in einer sehr geringen Anzahl an Artikeln Kom-
petenzen abgeschrieben wurden, wurde er dennoch in 100 Prozent der Artikel im Juli adressiert. Ursächlich war sein 
eurokritischer Kurs und sein geplanter Austritt aus der Währungsunion. Dieser Kurs wurde nicht nur von europäischen 
Akteuren kritisiert, sondern auch von italienischen Regierungsmitgliedern wie Luigi di Maio und Giovanni Tria.

EU-Kommission 
und Stabilitätspakt 

als „zahnlose Tiger“?
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der weitreichenden Äußerung Salvinis erklären, 
dass Menschen wie Jean-Claude Juncker Itali-
en und Europa ruiniert hätten (vgl. Mayr 2018, 
Der Spiegel). Ein weiteres Ergebnis der Auswer-
tung: Nicht nur die italienische Regierung hat 
der EU-Kommission Kompetenzen abgeschrie-
ben, sondern auch Akteure aus der Wirtschaft. 
Beispielsweise wurden die EU-Kommission und 
der Stabilitätspakt häufig als „zahnlose Tiger“ 
bezeichnet (z. B. Plickert 2018; Lohrmann 2018).

5.2	 Übergreifende Frames 

Das folgende Kapitel befasst sich mit der Ana-
lyse der neoklassischen und keynesianischen 
Frames in den untersuchten Medien. Hierfür 
wurde zwischen der neoklassischen und der 
keynesianischen Problemdefinition unter-
schieden: Für jede Problemdefinition erfolgte 
die Rechnung mehrerer LOGIT-Modelle, um zu 
untersuchen, welche Frame-Elemente häufig 

TABELLE 6
Für die Medien-Frame-Analyse 2018 ausgewählte Ausprägungen der Frame-Elemente

Paradigma Neoklassik Keynesianismus

Problem „Verletzung der Defizitregeln des 
EU-Stabilitäts- und Wachstumspakts 
durch die italienische Regierung“

„Durchsetzung der Kriterien des Stabi-
litäts- und Wachstumspaktes durch die 
EU-Kommission“

Ursache „Geplantes Haushaltsdefizit“, „schul-
denfinanziertes Regierungsprogramm“, 
„Einführung eines Grundeinkommens“, 
„Programm für die Senkung des 
Renteneintrittsalters“ 

„Drohende Rezession in Italien“, 
„Ablehnung der Sparpolitik“, „Reform
bedürftigkeit des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts“

Verursacher/-in „Italienische Regierung“ „EU-Kommission“

Bewertung „Provokantes Verhalten“, „Kompro-
misslosigkeit“, „zu pessimistische 
Bewertung der gesamtwirtschaftlichen 
Situation Italiens“ 

„Mangelnde Ernsthaftigkeit des Stabili-
täts- und Wachstumspakts“, „schlech-
tere Behandlung der Italiener/-innen“

Lösung „Anpassung des italienischen Haus-
haltsentwurfs“

„Beendigung Sparpolitik“, „Einführung 
Konjunkturprogramme“, „Reformierung 
des Stabilitätspakts“

Policy-Option „Einleitung eines Defizitverfahrens 
gegen die italienische Regierung“, 
„Begrenzung des Haushaltsdefizits“

„Einführung eines Grundeinkom-
mens“, „Programm für die Senkung 
des Renteneintrittsalters“, „Steuersen-
kungen“, „Verzicht auf Einleitung eines 
Defizitverfahrens“

Forderungsadressat/-in „Italienische Regierung“ „EU-Kommission“

Kompetenzabschreibungen „Italienische Regierung“ „EU-Kommission“

Quelle: Eigene Darstellung
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gemeinsam in der Presseberichterstattung ge-
nannt wurden (vgl. Otto et al. 2020, vgl. auch 
Kapitel 4.5). Themenspezifische Frames in der 
Presseberichterstattung werden in dieser Ar-
beit als Gesamtheit aller nach Bortz und Döring 
(2006) höchst oder sehr signifikanten Elemen-
te interpretiert. In den folgenden Abbildungen 
sind alle Frame-Elemente grün markiert, die 
einen solchen statistisch signifikanten Zusam-
menhang mit der jeweiligen Problemdefinition 
aufweisen. Tabelle 6 zeigt die für die Berech-
nungen herangezogenen neoklassischen und 
keynesianischen Frame-Elemente an.21 
 
Zunächst wird sich bei der neoklassischen sowie 
keynesianischen Frame-Analyse mit solchen Fra-
mes beschäftigt, die zentrale Akteure im italieni-
schen Haushaltsstreit inkludieren (sogenannte 
Frames mit Akteursbindung), bevor Ergebnisse 
von LOGIT-Modellen ohne Akteure dargestellt 
werden. Die Akteursvariablen werden nur dann 
mitaufgenommen, wenn sie je nach (paradigma-
tischem) Frame der logischen Konsistenz folgen 
sowie statistisch signifikant sind – und somit als 
erklärende Variable im jeweiligen LOGIT-Modell 
dienen können. Dabei kann keines der beiden 
Modelle (mit oder ohne Akteure) als „besseres 
Modell“, welches die Realität adäquater abbil-
det, betrachtet werden, da in der Pressebericht-
erstattung mehrere Frames zugleich sichtbar 
gemacht wurden. Durch die LOGIT-Analyse kann 

festgestellt werden, welche Frame-Elemente in 
diesen Frames signifikant häufig zusammen ge-
nannt werden.

Neoklassische Frame-Analyse
Die Auswertung des LOGIT-Modells mit Ak-
teursbindung (Abbildung 15) zeigt den folgen-
den Medien-Frame: Die Presseberichterstat-
tung schrieb der italienischen Regierung die 
Verantwortung für das Problem einer Verlet-
zung der Defizitregeln zu. Dabei sah die Presse 
das geplante italienische Haushaltsdefizit als 
Ursache für die Abweichung vom Stabilitäts-
pakt an, die durch eine Anpassung des Haus-
haltsentwurfs korrigiert werden kann. Parallel 
dazu wurde das Verhalten der italienischen Re-
gierung im Haushaltsstreit mit der EU-Kommis-
sion als provokant und populistisch bewertet. 

Somit ergibt sich ein gut interpretierbares 
Ergebnis für das neoklassische Framing in 
der deutschen Presseberichterstattung zum 
„Schuldenstreit“ im Jahr 2018, welches die 
Ergebnisse der vorangegangen deskriptiven 
Analyse der einzelnen Frame-Elemente nahe
zu perfekt abbildet. Es stand nicht nur die Tat-
sache, dass das geplante Haushaltsdefizit der 
italienischen Regierung weitaus höher lag als 
zuvor vereinbart, im Zentrum des Streits, son-
dern auch die Rhetorik und Kommunikation zwi-
schen den Akteuren. 

21	 Aufgrund zu geringer Fallzahlen wurden nicht alle Frame-Elemente in die Analyse miteinbezogen, sondern nur jene, 
welche die Presse häufig in ihrer wirtschaftspolitischen Berichterstattung erwähnte. Die Auswahl der Items erfolgte 
anhand der deskriptiven Analyse zwischen den Variablen und verfolgt das Ziel einer Beschränkung der Frame-Analyse 
auf die wesentlichen Aspekte. Weitere Variablen wurden aufgrund von Multikollinearitäten, also starken Korrelatio-
nen zwischen den abhängigen Variablen, in den einzelnen LOGIT-Modellen ausgeschlossen.
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Insbesondere in den Monaten Oktober und No-
vember, als die EU-Mitgliedsstaaten ihre Haus-
haltspläne für das Jahr 2019 bei der EU-Kom-
mission einreichten, stand die italienische 
Regierung mit ihrer intendierten Verletzung der 
Maastricht-Kriterien im Mittelpunkt der (Haus-
halts)Debatten. Die italienische Regierung wollte 
den Haushaltsentwurf nicht wie von der EU-Kom-

mission gewünscht anpassen und die provokan-
te Kommunikation führte zu einer Eskalation der 
Gespräche. So zitierte die taz Innenminister Mat-
teo Salvini wie folgt: „Ich verlange Respekt für 
das italienische Volk, und ich verlange, dass sie 
mich nicht zum 100-Meter-Lauf mit Skistiefeln an 
den Füßen antreten lassen.“ (Salvini 2018 zitiert 
nach Braun 2018b). Im Spiegel hieß es von Mi-
nisterpräsident Giuseppe Conte: „Und wer den 
italienischen Weg kritisiere, [...] der werde sich 
noch wundern: ,Innerhalb weniger Wochen wird 
Italien revolutioniert sein.‘“ (Conte 2018 zitiert 
nach Bartz et al. 2018). Auf diese Weise bedien-
te sich die italienische Regierung im Streit mit 
der EU-Kommission polemischer Ausdrücke und 
zeigte sich öffentlich selbstbewusst hinsichtlich 
ihres politisch angestrebten Richtungswechsels.

Abbildung 15: 
Frame-Analyse für die neoklassische Problemdefinition 2018 (mit Akteuren)

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Werden die Akteure aus der Frame-Analyse 
ausgeschlossen (Abbildung 16), fällt zunächst 
auf, dass der Medien-Frame aus mehr Elemen-
ten als zuvor besteht: Konkret kommt eine 
weitere Ursache („schuldenfinanziertes Regie-
rungsprogramm“) und eine weitere Bewertung 
(„Kompromisslosigkeit der italienischen Regie-
rung“) hinzu.22 Dieser übergreifende Frame re-
präsentiert die Sichtweise der EU-Kommission 
im Haushaltsstreit mit der italienischen Regie-
rung. Hinsichtlich der zusätzlichen Bewertung 
„Kompromisslosigkeit der italienischen Regie-
rung“ fanden sich in den Medien über den Be-

obachtungszeitraum viele Äußerungen der itali-
enischen Regierung, die sich wie die folgenden 
Beispiele aus dem Spiegel bzw. der taz lesen: 
„Je mehr ich den Haushaltsentwurf studiere, 
desto besser gefällt er mir“ (Conte 2018 zitiert 
nach Bartz et al. 2018) und: „[Es wird] keine Ver-
handlung eröffnet, dies ist keine Attacke gegen 
die Regierung, sondern gegen ein Volk“ (Salvini 
2018 zitiert nach Braun 2018a). Schlagzeilen wie 
„Rom und Brüssel im Kalten Krieg“ (Braun 2018a) 
oder „Die italienische Erpressung“ (Hildebrand 
2018) dominierten die Presseberichterstattung 
im Oktober und November. Dass der Lösungs-

22	 In Anbetracht dessen, dass die Frame-Elemente Ursache und Verursacher in eine Dimension (kausale Interpretation) 
fallen, können die höchst signifikanten positiven Koeffizienten der Ursachen auf die Ausschließung der Akteure zu-
rückgeführt werden.

Abbildung 16: 
Frame-Analyse für die neoklassische Problemdefinition 2018 (ohne Akteure)

Quelle: Eigene Darstellung. 
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vorschlag „Anpassung des Haushaltsentwurfs“ 
Bestandteil beider neoklassischen Frames ist, 
verwundert nicht: Nachdem die EU-Kommission 
erstmals einen Haushaltsplan eines Mitglieds-
staates zurückgewiesen hatte, gab sie der italie-
nischen Regierung drei Wochen Zeit, den Haus-
haltsplan zu überarbeiten. Somit spielte diese 
Lösung aus europäischer Sichtweise die wich-
tigste Rolle für eine Einigung zwischen Italien 
und der EU-Kommission – und wurde in Folge 
auch der von den Medien am häufigsten aufge-
griffene Lösungsvorschlag.

 
Keynesianische Frame-Analyse
Hinsichtlich der multivariaten Frame-Analysen 
für das keynesianische Paradigma muss an die-
ser Stelle auf die insgesamt geringeren Fallzah-
len hingewiesen werden.

Die Ergebnisse der LOGIT-Analyse inklusive der 
EU-Kommission als zentraler Akteur zeigen, 
dass sich die Presseberichterstattung während 
des Haushaltsstreits aus keynesianischer Per
spektive insbesondere auf die EU-Kommission 
als Verursacherin sowie die Reformbedürftigkeit 
der Defizitregeln als Ursache des Problems (die 
Durchsetzung des Stabilitäts- und Wachstums
paktes) konzentrierte (Abbildung 17). Daneben 
stellten die Medien heraus, dass sich Italien von 
der EU-Kommission ungerecht behandelt fühlte – 
anderen EU-Staaten, die ebenfalls Schwierigkei-
ten mit der Einhaltung der Defizitregeln hatten, 
sei die EU-Kommission stärker entgegengekom-
men. Diese drei Elemente weisen positive und 
(höchst)signifikante Zusammenhänge mit der 
keynesianischen Problemdefinition auf. Das Re-
sultat der Frame-Analyse spiegelt zum einen die 

ABBILDUNG 17: 
Frame-Analyse für die keynesianische Problemdefinition 2018 (mit Akteuren)

Quelle: Eigene Darstellung. 
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italienische Perspektive wider, die sich vor allem 
auf die wahrgenommene Inflexibilität des Stabi-
litäts- und Wachstumspakts stützte. Zum ande-
ren belegt sie, dass die italienische Regierung 
häufig keinen konstruktiven, lösungsorientierten 
Dialog mit der EU-Kommission suchte, sondern 
sich auf die negative Bewertung des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts fokussierte. Diese negati-
ve Bewertung wurde allerdings auch von Exper-
ten/-innen und Europaabgeordneten wie dem 
deutschen Grünen-Abgeordneten Sven Giegold 
aufgegriffen: „Italien kritisiert zu recht, dass der 

Stabilitäts- und Wachstumspakt zu unflexibel ist, 
weil im Abschwung kaum Spielräume für Investi-
tionen bleiben.“ (Crolly 2018).

Die Auswertung der Frame-Analyse ohne Akteure 
ergibt anhand (höchst- bzw. sehr) signifikanter, 
positiver Variablen folgenden Medien-Frame 
(Abbildung 18): Ursächlich dafür, dass die strikte 
Durchsetzung der Defizitregeln ein Problem dar-
stellt war laut Presseberichterstattung einerseits 
die (italienische) Ablehnung der angeordneten 
Sparpolitik, andererseits der Umstand, dass die 

ABBILDUNG 18: 
Frame-Analyse für die keynesianische Problemdefinition 2018 (ohne Akteure)

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Defizitregeln aus dieser Perspektive generell re-
formbedürftig sind. In diesem Zusammenhang 
wurde in den Medien verstärkt der Lösungsvor-
schlag thematisiert, die Defizitregeln neu zu ge-
stalten. Konkrete Forderungen über die berich-
tet wurde waren die Steuerreform, einer der drei 
Eckpfeiler des Regierungsprogramms, sowie das 
Anliegen, dass die EU-Kommission auf ein Defi-
zitverfahren verzichten sollte. Auch das Gefühl 
der ungerechten Behandlung durch die EU-Kom-
mission ist Teil dieses Frames.

Die Ergebnisse korrespondieren größtenteils 
mit den Resultaten der deskriptiven Analyse. 
Insbesondere die zweite Ursache („Ablehnung 
der Sparpolitik“) wurde zu Beginn des Untersu-
chungszeitraums verstärkt von den Medien auf-
gegriffen. Dies lag daran, dass die italienische 
Regierung ihr ausgabenfinanziertes Regierungs-
programm im Mai der Öffentlichkeit präsentierte. 
Dabei spielte auch die Frage bzw. Forderung nach 
der Reformbedürftigkeit der Maastricht-Kriterien 
eine wichtige Rolle. Gegen Ende des Jahres, be-
sonders im Dezember, stand dann die Forderung 
der italienischen Regierung – auf Einleitung eines 
Defizitverfahrens zu verzichten – im Mittelpunkt 
medialer Debatten um den Haushaltsstreit, bis 
sich die EU-Kommission schließlich am 19. De-
zember offiziell gegen ein Defizitverfahren ent-
schied (vgl. Europäische Kommission 2018c).

5.3	 Fazit: Die Berichterstattung über den 
italienischen Haushaltsstreit 2018

Die vorgenommene Analyse der Bedeutung des 
neoklassischen sowie des keynesianischen 
Paradigmas in der wirtschaftspolitischen Be-
richterstattung zum italienischen Haushalts-
streit mit der EU-Kommission 2018 liefert in der 
Gesamtschau eindeutige Ergebnisse. So wur-
den im untersuchten Material Medien-Frames – 
verstanden als spezifische Darstellungen des 
Themas, die kohärente Sinnhorizonte erzeu-
gen  – festgestellt, die eindeutig den beiden 
wirtschaftspolitischen Paradigmen zugeordnet 
werden konnten. Die dem neoklassischen Para-
digma zuzuordnenden Frames und ihre einzel-
nen Elemente dominieren die Berichterstattung 
über den italienischen Haushaltsstreit 2018 
klar. 95 Prozent der Artikel die ein zentrales Pro-
blem im Haushaltstreit zwischen italienischer 
Regierung und EU-Kommission identifizierten, 
griffen auf die neoklassische Deutung zurück, 
dass die Verletzung der europäischen Defizit-
regeln den Kern der Schwierigkeiten darstellt. 
Keynesianische Frames, die beispielsweise den 
von der EU-Kommission verlangten Austeritäts-
kurs problematisierten, waren mit Nennungen 
in weniger als sechs Prozent der Artikel stark 
marginalisiert. Auch in der Identifikation der Ur-
sachen für die konstatierten Probleme war die 
neoklassische Perspektive – die unter anderem 
das geplante, über erhöhte Staatsschulden zu 
finanzierende Programm mit seinen Sozialleis-
tungen (Senkung des Renteneintrittsalter) als 
ursächlich ansah – wesentlich häufiger (97 Pro-
zent aller entsprechenden Artikel) vertreten als 

Komplexe Medien-Frames: 
Die italienische Ablehnung 

der angeordneten Sparpolitik 
und neue Defizitregeln.



63

ihr keynesianisches Gegenstück (25  Prozent 
aller Artikel). Letztere sah beispielsweise die 
Reformbedürftigkeit der bestehenden europäi-
schen Schuldenregeln als Ursache für den Kon-
flikt. Die Analyse konnte darüber hinaus zei-
gen, dass die EU-Kommission meist als Ganze 
thematisiert und kritisiert wurde, während in 
der Berichterstattung über die italienische Sei-
te eine stärke Zentrierung auf einzelne Perso-
nen – insbesondere den rechtspopulistischen 
damaligen Innenminister Matteo Salvini – zu 
beobachten war. Ähnliches zeigt die Untersu-
chung für die Thematisierungsverläufe der Ak-
teursbewertungen. Einerseits werden die itali-
enische Regierung und ihre Mitglieder in über 
96  Prozent aller Artikel negativ bewertet: Es 
dominiert der Tenor, die italienische Regierung 
verhalte sich provokant und fahrlässig und sei 
zu keinem Kompromiss mit der EU-Kommission 
bereit. Andererseits lassen sich Bewertungen 
der EU-Kommission lediglich in zwölf Prozent 
der Artikel finden. Infrage gestellt wird hier vor 
allem die Ernsthaftigkeit oder Sinnhaftigkeit 
des Stabilitäts- und Wachstumspakt. Etwas aus-
geglichener fällt das Ergebnis hinsichtlich der 
in den Medien erwähnten Lösungsvorschläge 
aus. Hier überwiegt das neoklassische Paradig-
ma insgesamt zwar mit 76 Prozent gegenüber 
49 Prozent für die keynesianische Perspektive, 
allerdings wird letztere bis August mit ihren 
drei Vorschlägen („Beendigung der Sparpoli-
tik“, „Einführung von Konjunkturprogrammen“ 
und „Reformierung des Stabilitätspakts“) von 
den Medien häufiger aufgegriffen. Die neoklas-
sischen Lösungsideen („Anpassung des Haus-
haltsdefizits“ und „Strukturreformen“) stehen 

dann in der zweiten Hälfte des Untersuchungs-
zeitraums im Mittelpunkt der Presseberichter-
stattung. 

Noch deutlicher ist diese Änderung der medialen 
Priorisierung hinsichtlich konkreter Policy-Optio
nen ersichtlich. In insgesamt 58 Prozent der Arti-
kel in denen konkrete Politik-Optionen genannt 
werden, wird ein Bezug zu den neoklassischen 
Instrumenten, insbesondere zur „Einleitung ei-
nes Defizitverfahrens“ und zur „Begrenzung des 
Haushaltsdefizits“, hergestellt. Hervorzuheben 
ist, dass diese beiden Optionen verstärkt ab 
September – spätestens aber ab Oktober mit 
der Ablehnung des italienischen Haushaltsplans 
durch die EU-Kommission – in den untersuch-
ten Printmedien thematisiert werden und die bis 
dahin dominanten keynesianischen Vorschläge, 
die bis zu diesem Zeitpunkt in durchschnittlich 
52,7  Prozent der Artikel thematisiert wurden, 
verdrängen. Darüber hinaus fällt auf, dass die 
Akteure der italienischen Regierung häufiger (in 
89 Prozent der Artikel mit Forderungsadressa-
ten/-innen) zum Handeln aufgefordert werden 
als die Akteure der EU-Kommission (27 Prozent). 
Des Weiteren werden der italienischen Regie-
rung (und ihren Mitgliedern) in der medialen 
Darstellung deutlich häufiger als der EU-Kom-
mission (und ihren Mitgliedern) Kompetenzen 

Fazit: In den Artikeln über 
den Haushaltsstreit 2018

 überwiegt das 
neoklassische Paradigma.
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abgeschrieben (86 Prozent bzw. 26 Prozent aller 
Artikel mit Kompetenzabschreibungen).23 
 
Zusammenfassend belegt die Analyse eine 
Dominanz des neoklassischen Paradigmas in 
den untersuchten deutschen Medien, welches 
sich in komplexen, aus mehreren Elementen be-
stehenden Frames dargestellt wird. 

Daneben zeigt sich, dass neoklassische sowie 
keynesianische Frames von Bewertungen ge-
prägt sind. Die Ergebnisse der Untersuchung 
legen weiterhin nahe, dass die italienische Re-
gierung durch ihre – von konkreten Personen 
geäußerten – populistische Aussagen die me-
diale Darstellung negativer Bewertungen pro-
voziert und damit eine neoklassische Rahmung 
der Ereignisse gefördert hat. Darüber hinaus 
wird deutlich, dass die Akteure, die dem neo-
klassischen Paradigma folgen, auch Lösungen 
für konstatierte Probleme fordern. Zumindest in 
der medialen Darstellung bleibt die keynesia
nische Sichtweise hingegen bei der Zuschrei-

bung von Verantwortlichkeiten und der negati-
ven Bewertung entsprechender Akteure stehen 
und bietet kaum eigene Lösungsvorschläge an. 
Insgesamt tendiert die Presse im vorliegenden 
Fall zu einer allgemeineren Berichterstattung 
und konzentriert sich auf Probleme und kausa-
le Interpretationen, verfehlt also den Anspruch 
einer lösungsorientierten und konstruktiven 
Darstellung der Thematik. Es stand vor allem 
eine Konfliktperspektive im Fokus. Darüber 
hinaus schlägt sich die in Deutschland herr-
schende Deutungshoheit einer eher neoklas-
sisch geprägten Wirtschafts- und Finanzpolitik 
sowie der ökonomischen Lehre in der Presse-
berichterstattung auch quantitativ nieder. Die 
Medien sind ihrer Verantwortung den Diskurses 
auf der Sachebene darzustellen nicht gänzlich 
nachgekommen, da die Berichterstattung von 
Bewertungen (vor allem der populistischen 
Verhaltensweisen Italiens) geprägt war. Die-
se (einseitige) Berichterstattung kann kritisch 
betrachtet werden: Zusammenhänge und Lö-
sungs- sowie Handlungsmöglichkeiten wurden 
nicht ausreichend aufgezeigt und in diesem 
Sinne nicht umfassend über den Haushalts-
streit berichtet. Die Medien haben verschiede-
ne Problemansichten nicht in einem ausgewo-
genen Verhältnis abgebildet, wodurch sie eher 
einseitig Einfluss auf die Meinungsbildung der 
Bürger/-innen genommen haben. 

23	 An dieser Stelle sei angemerkt, dass die Thematisierungshäufigkeiten der einzelnen Frame-Elemente (von den Pro
blemdefinitionen bis hin zu den Forderungsadressaten/-innen und den Kompetenzabschreibungen) sukzessive 
sinken. Das heißt, in jedem Artikel, in dem eine Problemdefinition thematisiert wurde, wurde so gut wie immer auch 
ein/e entsprechende/r Verursacher/-in sowie Ursachen des Problems genannt. In vier von fünf Artikeln mit Problem
definitionen wurden zusätzlich Bewertungen vorgenommen, etwas seltener wurden Lösungen gefordert und in nur 
etwa zwei von fünf Artikeln mit Problemdefinitionen wurden konkrete Politik-Optionen genannt.

Mit populistischen Aussagen 
provozierte Italiens Regierung

negative Bewertungen – 
und eine neoklassische Rahmung

der Ereignisse.
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Die Verantwortung, die dem wirtschaftspoli-
tischen Journalismus der deutschen Presse 
zukommt, ist weitreichend. Dank der Infor-
mations-, Kritik- und Kontroll- sowie der poli-
tischen Bildungsfunktion der Presse können 
sich Bürger/-innen am wirtschaftspolitischen 
Diskurs beteiligen und sich eine Meinung 
über komplexe Sachverhalte bilden. Daraus 
ergeben sich Forderungen nach der Trennung 
von Nachricht und Meinung, nach Vielfalt, Ak-
tualität, Relevanz, Glaubwürdigkeit und Un-
abhängigkeit, nach Hintergrundberichterstat-
tung und Ausgewogenheit der Darstellungen. 

In einer eigenen Studie haben die Auto-
ren/-innen der vorliegenden Untersuchung 
die Berichterstattung über den Haushalts-
streit zwischen der italienischen Regierung 
und der EU-Kommission im Jahr 2018 auf die 
Qualitätskriterien Relevanz, Neutralität, Aus-
gewogenheit, Vielfalt und analytische Qua-
lität untersucht. Grundlage waren auch hier 
die deutschen Tageszeitungen BILD, Die Welt, 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, Süddeutsche 

Zeitung, tageszeitung, Handelsblatt und Der 
Spiegel. Dabei wurde festgestellt, dass die 
Presseberichterstattung der Relevanz des 
Themas angemessen war und das Kriterium 
der Vielfalt mehrheitlich erfüllt wurde. Defi-
zite gab es allerdings bei den Kriterien der 
Ausgewogenheit, der Neutralität und der 
analytischen Qualität. Es ließen sich Unter-
schiede zwischen den untersuchten Medien, 
insbesondere zwischen den Qualitätszeitun-
gen, erkennen: Süddeutsche Zeitung, Frank-
furter Allgemeine Zeitung und Handelsblatt 
verletzten das Qualitätskriterium der Neutra-
lität stärker als die anderen Tageszeitungen. 
Während des Untersuchungszeitraums kon-
zentrierte sich die Presseberichterstattung 
darüber hinaus auf eine sehr geringe Anzahl 
von Themen, und wies einen engen Blick auf 
wenige Lösungen auf. Da die Journalisten/-in-
nen ihre eigenen Werturteile und Meinungen 
in die Nachrichten und Berichte einfließen 
ließen, wurde zudem eine offensichtliche 
Neigung gegen die Position der italienischen 
Regierung erkennbar.

	 Studie: Die Qualität der Berichterstattung über den Haus-
haltsstreit zwischen der italienischen Regierung und der EU-
Kommission im Jahr 2018

Die Studie kann unter www.otto-brenner-stiftung.de kostenlos heruntergeladen werden.

Kim Otto/Victoria Teschendorf (2022): Die Qualität der Berichterstattung zur italienischen 
Regierung 2018 in den deutschen Medien. Otto-Brenner-Stiftung.
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Im vorliegenden Kapitel werden die Ergebnisse 
hinsichtlich der Berichterstattung zur Corona-
Krise in Italien 2020 dargestellt. Begonnen 
wird mit der Darstellung der deskriptiven Ana-
lyseergebnisse der theoriegeleiteten Elemente 
der jeweiligen Frames (Kapitel 6.1). Allerdings 
wird die Akteursanalyse (Verursacher/-innen, 
Forderungsadressaten/-innen, Kompetenzab-
schreibungen) separat beschrieben, da diese 
Frame-Elemente nicht ex ante einem der beiden 
wirtschaftspolitischen Paradigmen zugeordnet 
werden konnten (Kapitel 6.2). Anschließend wer-
den die LOGIT-Modelle gerechnet, mithilfe de-
rer neoklassische sowie keynesianische Frames 
sichtbar werden (Kapitel 6.3). Die Erkenntnisse 
des gesamten Kapitels werden am Ende zusam-
mengefasst (Kapitel 6.4).

6.1	 Problemdefinitionen und 
	 Frame-Elemente

Analog zum Vorgehen in Kapitel 5.1 werden 
auch in diesem Unterkapitel alle Frame-Ele-
mente (außer den Akteursvariablen) mit ihren 
jeweiligen neoklassischen und keynesiani-
schen Ausprägungen dargestellt. Zunächst als 
relationaler Vergleich, anschließend – dort wo 
es lohnenswert erscheint – als Beschreibung 
und Interpretation der konkreten Variablen im 
Zeitverlauf. 

6.1.1	 Problemdefinitionen
Die Befunde dieses Unterkapitels beruhen auf 
einer Datenbasis von insgesamt 623 Artikeln, in 
denen der europäische Diskurs über mögliche 
Corona-Hilfsprogramme thematisiert und Pro-
blemdefinitionen vorgenommen wurden (vgl. 
Kapitel 4.4). Abbildung 19 verdeutlicht die Ver-
teilung der Zeitungs- bzw. Magazinartikel über 
den Untersuchungszeitraum Februar 2020 bis 
Juli 2020.

Die allgemeine Berichterstattungsintensität bil-
det die wirtschaftspolitischen Entscheidungen 
und Diskurse auf europäischer Ebene nahezu 
exakt ab. Nachdem bereits am 20. März in den 
Medien berichtet wurde, dass der Stabilitäts- 
und Wachstumspakt ausgesetzt wird, dominier-
te der Diskurs über mögliche Rettungspakete 
für die Wirtschaft der Europäischen Union die 
Presseberichterstattung. Im Zentrum der Kon
troversen stand zunächst die (Nicht-)Einführung 
von Corona-Bonds, später das Verhältnis von Zu-
schüssen und Krediten in den Hilfszahlungen. 
Die Euro-Gruppe reagierte bereits Anfang April 
und einigte sich auf das Modell eines neuen, ge-

6	 Wirtschaftspolitische Paradigmen in der Bericht-
erstattung zur Corona-Krise in Italien 2020

Welche Frames prägten
die Berichterstattung 

 zur Corona-Krise in Italien? 
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meinsamen Rettungsschirms, der durch ein drei-
teiliges Maßnahmenbündel über 540 Milliarden 
Euro an Krediten zur Verfügung stellte (vgl. BMF 
2020a). Deutschland unter Bundeskanzlerin An-
gela Merkel stellte – gemeinsam mit dem franzö-
sischen Staatspräsidenten Emmanuel Macron – 
am 18. Mai Vorschläge für ein EU-Hilfspaket in 
Höhe von 500 Milliarden Euro vor, kurze Zeit spä-
ter, am 27.Mai, verabschiedete die EU-Kommis-
sion einen Entwurf für einen Corona-Hilfsfonds 
in Form von nicht-zurückzahlbaren Zuschüssen 
und „normalen“ Krediten über 750 Milliarden 
Euro (vgl. BMF 2020b). Am 21. Juli 2020 einigten 
sich die europäischen Regierungschefs/-innen 
schließlich auf einen Kompromiss in den verblei-
benden strittigen Punkten.

In Abbildung 20 wird dargestellt, in welchem 
Verhältnis neoklassische und keynesianische 
Problemdefinitionen in den untersuchten Arti-
keln thematisiert werden. Die keynesianischen 
Problemdefinitionen bilden dabei die Sichtwei-
sen der (süd-)europäischen Staaten ab. Diese 
setzen sich vor allem für gemeinschaftliche 
europäische Schulden und nicht an Bedingun-
gen gekoppelte Finanztransfers ein und sehen 
somit die Gegenpositionen als zu behandelnde 
Probleme an. Im Gegensatz dazu beziehen sich 
die neoklassischen Problemdefinitionen auf die 
Sichtweisen der (nord-)europäischen Staaten. 
Die Vergemeinschaftung von Schulden sowie 
die Vergabe von Zuschüssen als Corona-Hilfspro-
gramme stellen hier die zentralen Probleme dar.

Abbildung 19: 
Verteilung der Artikel über die wirtschaftspolitischen Corona-Maßnahmen auf europäischer 
Ebene 2020 (nach Monaten, in absoluten Zahlen)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zur Corona-Krise in Italien 2020: n=623, Untersuchungszeitraum: 
15.02.2020-31.07.2020.
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Die Abbildung verdeutlicht, dass in den insge-
samt 623 untersuchten Artikeln mit Problem-
definitionen die keynesianischen Perspektiven 
in jedem Monat deutlich überwiegen. In knapp 
74 Prozent aller Artikel handelt es sich um key-
nesianische Problemdefinitionen, in nur etwa 
36 Prozent aller Artikel werden (auch) neoklas-
sische Sichtweisen vermittelt und in etwa zehn 
Prozent der Artikel finden sich beide Paradig-
men wieder. Dabei werden in jedem Monat beide 
paradigmatischen Problemsichten thematisiert, 
wobei die keynesianischen Perspektiven zwei- 
bis dreimal häufiger thematisiert werden als die 
neoklassischen Sichtweisen (mit Ausnahme des 
Monats Juni, in dem die Differenz geringer ist). 
Insbesondere in den Monaten März (Aussetzung 
der Defizitregeln), Mai (Merkel-Macron Vorschlag 
über den Wiederaufbaufonds) und Juli (EU-Gip-

fel) ist die Thematisierung der neoklassischen 
Problemdefinitionen in der Presseberichterstat-
tung im Verhältnis deutlich geringer.

Insgesamt können acht Problemdefinitionen, 
jeweils vier neoklassische und vier keynesiani-
sche, in den Artikeln zur Corona-Krise in Italien 
identifiziert werden. Die entsprechend farblich 
zueinander passenden Graphen in der folgen-
den Abbildung 21 repräsentieren die konträren 
Sichtweisen auf ein Thema.

Abbildung 20: 
Relative Häufigkeit der neoklassischen und keynesianischen Problemdefinitionen in den 
untersuchten Printmedien 2020 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zur Corona-Krise in Italien 2020: n=623, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 15.02.2020-31.07.2020.
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Drei Themen dominieren den wirtschaftspoli-
tischen europäischen Diskurs über Rettungs
pakete: die Maastricht-Kriterien, Corona-Bonds 
und die Debatte um einen Wiederaufbaufonds. 
Bei Letzterem war strittig, ob dieser seine Zah-
lungen an Bedingungen knüpfen sollte und ob 
die Hilfsgelder in Form von zurückzuzahlenden 
Krediten oder als Zuschüsse vergeben werden. 
In durchschnittlich 12,5 Prozent aller Artikel mit 
Problemdefinitionen konnten die Maastricht-Kri-
terien, in 48 Prozent Corona-Bonds, in 15,4 Pro-
zent die Kopplung an Bedingungen und in 

42,2 Prozent die Frage nach Zuschüsse oder Kre-
diten erfasst werden. Dabei überwiegt der Anteil 
der Artikel mit einer keynesianische Perspektive 
bei allen Themen.24 
 
Im Februar werden ausschließlich die Pro
blemdefinitionen um die Maastricht-Kriteri-
en erwähnt. Nachdem der Rat für Wirtschaft 
und Finanzen (ECOFIN) am 23. März 2020 be-
schloss, die Ausweichklausel für den Stabili-
täts- und Wachstumspakt anzuwenden, die 
eine Abweichung von den Maastricht-Kriterien 

24	Bei der Frame-Analyse muss im Folgenden also stets berücksichtigt werden, dass die neoklassischen im Vergleich zu 
den keynesianischen Frame-Elementen geringere Fallzahlen aufweisen.

Abbildung 21: 
Relative Häufigkeit konkreter neoklassischer und keynesianischer Problemdefinitionen in den 
untersuchten Printmedien 2020 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zur Corona-Krise in Italien 2020: n=623, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 15.02.2020-31.07.2020.
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erlaubte (vgl. BMF 2020a), sinkt die media-
le Aufmerksamkeit stark, bis die beiden Pro
blemdefinitionen ab Mai faktisch gar nicht 
mehr thematisiert werden. Die Problemdefini-
tionen „Ablehnung von Corona-Bonds“ (keyne-
sianisch) und „Einführung von Corona-Bonds“ 
(neoklassisch) erreichen im April ihre absolu-
ten Thematisierungshöhepunkte, wobei die 
keynesianische Problemsicht deutlich häufi-
ger von der Presseberichterstattung aufgegrif-
fen wird. Dies ist darauf zurückzuführen, dass 
die Maastricht-Kriterien ausgesetzt waren, die 
Euro-Gruppe bereits eine europäische Antwort 
mit der Ausarbeitung eines neuen Modells 
für einen gemeinsamen Rettungsschirm über 
540 Milliarden Euro lieferte und die Debatte aus 
der Finanzkrise 2008/2009 um die Euro-Bonds 
neu entfacht wurde. 

Auch Befürworter/-innen der neoklassischen 
Perspektive fokussierten sich auf diese Debatte: 
Deutschland unter Angela Merkel sprach sich be-
reits zu Zeiten der Finanzkrise 2008/2009 strikt 
gegen gemeinsamen Anleihen aus und beharrte 
auf dieser Position. Zum einen wurde die Ver-
gemeinschaftung von Schulden im Allgemeinen 
abgelehnt, zum anderen müsse das Instrument 
der Bonds erst institutionalisiert werden. Bereits 
existierende Instrumente wie der ESM könnten, 
so die Gegner/-innen von Corona-Bonds, schnel-
ler in Anspruch genommen werden. Mitte April/

Anfang Mai vollzog Deutschland allerdings einen 
politischen Wechsel. Mit Merkels und Macrons 
Vorschlag, einen Wiederaufbaufonds über 
500 Milliarden Euro in Form von Zuschüssen zu 
gewähren, konzentrierte sich die öffentliche De-
batte auf die Kontroverse um die Ausgestaltung 
des Wiederaufbaufonds. Als auch die EU-Kom-
mission am 27. Mai ihren Wiederaufbauplan über 
750 Milliarden Euro präsentierte, trat die Debatte 
um die Einführung von Corona-Bonds endgültig 
in den Hintergrund (wenngleich sie nicht ganz 
zum Erliegen kam). Während die Frage nach dem 
Verhältnis von nicht-zurückzahlbaren Zuschüs-
sen und Krediten die Berichterstattung im Mai, 
Juni und Juli dominiert, wird die Kontroverse um 
die Kopplung des Wiederaufbaufonds an Be-
dingungen in einem geringen Maß thematisiert. 
Schließlich verabschiedete die EU-Kommission 
nach dem EU-Gipfel vom 17.-21. Juli  2020 den 
Wiederaufbaufonds in Höhe von 750 Milliarden 
Euro im Rahmen ihres mehrjährigen Finanzrah-
mens 2021-2027, der insgesamt ein Volumen von 
1,8 Billionen Euro beinhaltet. Die vergleichsweise 
hohe mediale Aufmerksamkeit für die neoklas-
sischen Problemansichten ab April können als 
Reaktionen auf den politischen Wechsel Merkels 
aufgefasst werden. Führende neoliberale Ökono-
men/-innen aus Deutschland und andere Länder 
wie Österreich – die bereits während der grie-
chischen Staatsschuldenkrise an Deutschlands 
Seite den Austeritätskurs der Europäischen Uni-
on verteidigten – forderten nun, mehr Kredite als 
Zuschüsse an von der Pandemie besonders hart 
getroffene Länder zu zahlen und die Gelder an 
Strukturreformen zu binden.

Die Gretchenfrage:
Kredite oder Zuschüsse?
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6.1.2	 Ursachen (kausale Interpretation)
Über alle untersuchten Printmedien hin-
weg konnten im Untersuchungszeitraum vom 
15.02.2020 bis zum 31.07.2020 in insgesamt 513 
von 623 Artikeln zur Corona-Krise in Italien 2020 
Ursachen erfasst werden, was 82,3 Prozent al-
ler Artikel entspricht. Der Verlauf der relativen 
Thematisierungshäufigkeiten über den gesam-
ten Beobachtungszeitraum ist in Abbildung  22 
dargestellt.

Abbildung 22 zeigt, dass auch in der Ursachen-
dimension die keynesianischen Ursachen in 
jedem Monat überwiegen: Sie werden in etwa 
85  Prozent aller Artikel mit Ursachennennung 

thematisiert. Neoklassische Ursachen werden 
in einem deutlich geringeren Umfang, in rund 
44 Prozent aller Artikel, genannt. Da die oben be-
schriebenen Probleme aus neoklassischer sowie 
keynesianischer Sicht vielfältige Gründe haben, 
werden die konkreten Ursachen im Folgenden 
näher erläutert.

Ursachen aus neoklassischer Sicht
Die drei zentralen neoklassischen Ursachen wur-
den in insgesamt 176 Artikeln thematisiert, was 
etwa 28,3 Prozent der 623 Artikeln entspricht. 
Der Verlauf der Thematisierungshäufigkeiten 
über den gesamten Beobachtungszeitraum ist 
in Abbildung 23 dargestellt.

Abbildung 22: 
Relative Häufigkeit der neoklassischen und keynesianischen Ursachen in den untersuchten 
Printmedien 2020 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zur Corona-Krise in Italien 2020: n=513, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 15.02.2020-31.07.2020.
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Aus Abbildung 23 geht hervor, dass die Ursache 
„Vergemeinschaftung von Schulden“ die Presse
berichterstattung über den gesamten Zeitraum 
dominiert. Sie wird in über 80 Prozent der Ar-
tikel, in denen neoklassische Ursachen the-
matisiert wurden, genannt. Mit Ausnahme des 
Monats Februar, in dem die „Aufnahme neuer 
Schulden/Verletzung der Maastricht-Verträge“ 
und die „Verletzung der europäischen Verträge“ 
im Fokus stehen, wird diese Ursache in jedem 
Monat von den Medien am häufigsten aufge-
griffen. Im April erreicht sie einen ersten Thema-
tisierungshöhepunkt mit fast 78 Prozent, wel-
chem im Juli, nach kurzem Absinken im Mai und 
Juni, mit 100  Prozent aller neoklassischen Ur-

sachennennungen ein zweiter, absoluter Höhe
punkt folgt. Die Ursache „Verletzung der euro
päischen Verträge“ verzeichnet ihre Aufmerk-
samkeitsspitzen im Februar mit 50 Prozent und 
im Mai mit 21,4 Prozent. Die „Aufnahme neuer 
Schulden“ ist ebenfalls im Februar (50 Prozent) 
und im März 37,9 Prozent) präsent. Der Grund 
für die Dominanz der Ursache „Vergemeinschaf-
tung von Schulden“ spätestens ab April 2020 
liegt darin, dass sie der Argumentationskette 
neoliberaler Akteure für die am häufigsten the-
matisierten neoklassischen Problemdefinitio-
nen folgt, wodurch sie sich bis zum Ende des 
Untersuchungszeitraums auf einem hohen kon-
stanten Aufmerksamkeitsniveau hält.

Abbildung 23: 
Relative Häufigkeit konkreter neoklassischer Problemursachen in den untersuchten Print
medien 2020 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zur Corona-Krise in Italien 2020: n=176, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 15.02.2020-31.07.2020.
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Ursachen aus keynesianischer Sicht
Fünf zentrale keynesianische Problemursachen 
konnten in 395 der insgesamt 623 Zeitungs- und 
Magazinartikel identifiziert werden. Somit wur-
den in fast zwei Drittel der insgesamt untersuch-
ten Artikel Ursachen für die vorliegenden key-
nesianischen Problemdefinitionen aufgezeigt. 
Die Thematisierungsverläufe werden in Abbil-
dung  24 für den gesamten Untersuchungszeit-
raum dargestellt.

Folgende fünf Ursachen konnten in der Presse-
berichterstattung identifiziert werden: Dass eine 
„Stützung der Länder, die von der Krise besonders 
getroffen sind“ erforderlich ist, aber nicht erfolgt, 

wurde in 68,1 Prozent aller Artikel mit keynesiani-
schen Ursachen als Grund für die definierten Pro-
bleme genannt. Der „wirtschaftliche Abschwung 
in Europa“ sowie die Erwartung weiterer „Einbrü-
che für europäische Volkswirtschaften“ folgen 
mit 40 Prozent beziehungsweise 24,3 Prozent. 
Die „Corona-Krise erfordert expansive Fiskal- und 
Haushaltspolitik“ begründet in 17,2 Prozent aller 
Artikel (mit Ursachennennungen) aus keynesia-
nischer Perspektive, warum unter anderem die 
Nicht-Einführung von Corona-Bonds ein Problem 
darstellt. Dass die „EU-Mitgliedsstaaten auf ge-
meinsame EU-Hilfen angewiesen“ sind folgt mit 
11,4  Prozent. Insgesamt kamen keynesianische 
Ursachennennungen ab März in den Medien vor.

Abbildung 24: 
Relative Häufigkeit konkreter keynesianischer Problemursachen in den untersuchten Print
medien 2020 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zur Corona-Krise in Italien 2020: n=395, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 15.02.2020-31.07.2020.
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Bei der Betrachtung des Thematisierungsver-
laufs der Problemursache „Stützung der Län-
der, die von der Krise besonders getroffen sind“ 
lässt sich erkennen, dass diese die Pressebe-
richterstattung über den gesamten Zeitraum 
dominiert und in jedem Monat am häufigsten 
genannt wurde. 

Im Mai macht sie knapp die Hälfte aller Arti-
kel mit Ursachennennungen aus. Ein ähnlicher 
Thematisierungsverlauf lässt sich auch für die 
zweithäufigste Ursache („wirtschaftlicher Ab-
schwung“) beobachten: Sie erreicht ab März, mit 
Ausnahme des Monats Mai, stets ein relativ ho-
hes Aufmerksamkeitsniveau mit Nennungen in 
über 20 Prozent der Artikel. In der zweiten Hälfte 
des Untersuchungszeitraums konzentrieren sich 
die Medien auch verstärkt auf die Problemur
sache der erwarteten „Einbrüche für europäi-
sche Volkswirtschaften“. Hinsichtlich der beiden 
Ursachen „Expansive Fiskal- und Haushaltspoli-
tik“ und „EU-Mitgliedsstaaten und gemeinsame 
EU-Hilfen“ lässt sich von einer relativ konstanten 
Aufmerksamkeit sprechen – beide bewegen sich 
ab März auf einem Aufmerksamkeitsniveau um 
die sieben Prozent.
 
Eine Begründung für die hohen Aufmerksam-
keitswerte der drei meistgenannten Ursachen 
liegt in den Auswirkungen der COVID-19-Pan-

demie auf die europäische Wirtschaftsleistung, 
genauer auf das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
des Jahres 2020. Insbesondere im 2. Quartal 
2020 verzeichnete das BIP aller 27 EU-Staaten 
einen starken Rückgang um 11,2  Prozent. Das 
BIP für Italien, die drittgrößte Volkswirtschaft 
in der Europäischen Union, schrumpfte gar um 
12,9  Prozent gegenüber dem Vorquartal (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2020). Vor allem Itali-
en, Frankreich und Spanien wollten im Sinne des 
Keynesianismus neue Schulden aufnehmen, um 
die Krise zu überwinden (so auch die Argumen-
tation der italienischen Regierung 2018) und 
forderten verstärkt eine expansive Fiskal- und 
Haushaltspolitik sowie eine gemeinsame euro-
päische keynesianische Wirtschaftspolitik ein. 
Die Europäische Union hingegen setzte bereits 
in der Finanzkrise 2008/2009 auf neoklassi-
sche Instrumente zur Krisenbewältigung (vgl. 
Hagelüken 2021). 

6.1.3	 Bewertungen 
Über alle untersuchten Printmedien hinweg konn-
ten im Untersuchungszeitraum vom 15.02.2020 
bis zum 31.07.2020 in insgesamt 485 von 623 Ar-
tikeln zur Corona-Krise in Italien 2020 Bewertun-
gen erfasst werden, was 77,8 Prozent aller Artikel 
entspricht. Der Verlauf der Thematisierungshäu-
figkeiten über den gesamten Beobachtungszeit-
raum ist in Abbildung  25 dargestellt. Hier sei 
angemerkt, dass nicht alle identifizierten Be-
wertungen ex ante einem Paradigma eindeutig 
zugeordnet werden konnten, da sowohl Akteure 
mit keynesianischer Perspektive wie auch Akteu-
re mit neoklassischer Perspektive dieselben Be-
wertungen (zu ihren jeweiligen Problemsichten) 
in den Diskurs einführten.

Krisenbewältigung aus 
keynesianischer Perspektive: 

Eine expansive Fiskal- und 
Haushaltspolitik – 

auch durch neue Schulden.



75

Insgesamt dominieren die Bewertungen, die 
nicht ausschließlich der keynesianischen oder 
neoklassischen Perspektive zugeordnet werden 
können: In vier von fünf Artikeln mit Bewertun-
gen werden solche Bewertungen genannt. Hin-
gegen finden sich in knapp 44 Prozent der Artikel 
ausschließlich Bewertungen, die aus keynesia-
nischer Perspektive vorgenommen wurden, in 
etwa 23 Prozent repräsentieren sie die neoklassi-
sche Sichtweise. Dies erlaubt den Rückschluss, 
dass Akteure beider „Konfliktseiten“ häufig Er-
eignisse (und/oder die jeweilige Gegenposition) 
gleich bewerteten, ihre grundlegenden Problem-
sichten inklusive kausaler Interpretation und 
Handlungsempfehlungen jedoch divergieren. 
Die folgenden Darstellungen der konkreten Be-
wertungen dienen einem besseren Verständnis 

des Diskurses über europäische Corona-Hilfs-
programme 2020.

Die Bewertungen aus neoklassischer Sicht 
Die fünf zentralen neoklassischen Bewertun-
gen beinhalten eine Kritik des „provokanten 
Verhaltens/der Fahrlässigkeit der italienischen 
Regierung“ sowie der „Instrumentalisierung 
der Corona-Krise durch südeuropäische Staa-
ten“. Zudem erwähnen sie die Gefährdung der 
„Schuldentragfähigkeit Europas“ und die „ne-
gative Wirkung des Wiederaufbaufonds auf die 
Bürger/-innen“ und attestieren eine „mangelnde 
Kooperationsbereitschaft der südlichen Länder“. 
Die Bewertungen wurden in 109 von insgesamt 
623 Artikeln thematisiert. Dies entspricht einem 
Anteil von 17,5 Prozent der untersuchten Artikel.

Abbildung 25: 
Relative Häufigkeit der neoklassischen, keynesianischen und nicht eindeutigen Bewertungen 
in den untersuchten Printmedien 2020 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zur Corona-Krise in Italien 2020: n=485, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 15.02.2020-31.07.2020.
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In Abbildung 26 sind besonders die Monate April 
und Mai von hohem Interesse, da Bewertungen 
in diesen Monaten im Fokus der Medien stan-
den und somit in hoher absoluter Zahl vorliegen. 
Die kritische Betrachtung der (behaupteten) „In
strumentalisierung der Corona-Krise durch süd-
europäische Staaten“ erreicht im April ihre Auf-
merksamkeitsspitze mit 41,3 Prozent, während 
die (erwartete) „negative Wirkung des Wieder-
aufbaufonds auf die Bürger/-innen“ die Bericht-
erstattung im Mai mit 30 Prozent aller veröffent-
lichten Artikel mit neoklassischen Bewertungen 
dominiert. Danach bleibt die Aufmerksamkeit 
der Presseberichterstattung für diese Bewertun-
gen sowie für das „provokante Verhalten Itali-
ens“ und die gefährdete „Schuldentragfähigkeit 

Europas“ auf einem recht hohen Niveau bis zum 
Ende des Beobachtungszeitraums. Die Bewer-
tung der „mangelnden Kooperationsbereitschaft 
der südeuropäischen Länder“ erhält hingegen 
eher gegen Ende des Untersuchungszeitraums 
mediale Aufmerksamkeit.

Diese Entwicklungen lassen sich darauf zurück-
führen, dass im März die Regierungschefs/-innen 
über viele unterschiedliche neue Werkzeuge als 
europäische wirtschaftspolitische Antwort auf 
die Corona-Krise diskutierten. Hier ging es grund-
sätzlich um Vorschläge, bei denen einige Finan-
zierungsmethoden Kontroversen auslösten (zum 
Beispiel der Vorschlag gemeinschaftlicher Anlei-
hen), wodurch die „Schuldentragfähigkeit Euro-

Abbildung 26: 
Relative Häufigkeit konkreter neoklassischer Bewertungen in den untersuchten Printmedien 
2020 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zur Corona-Krise in Italien 2020: n=109, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 15.02.2020-31.07.2020.
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pas“ in der öffentlichen Debatte verstärkt in Ge-
fahr gesehen wurde. Daneben wurde insbesonde-
re in den Verhandlungen über mögliche Wege der 
Corona-Krise entgegenzuwirken, das Verhalten 
der italienischen Regierung unter Ministerpräsi-
dent Conte als provokant bezeichnet. In diesem 
Zusammenhang zeigten sich in der Pressebericht-
erstattung Bewertungen hinsichtlich einer man-
gelnden Kooperationsbereitschaft sowie einer 
Instrumentalisierung der Corona-Krise durch die 
südeuropäischen Staaten. In einem Artikel Ende 
März in der Welt hieß es: „Conte war bereit an 
diesem Abend […] die vorbereitete Abschlusser-
klärung der EU-Staats- und Regierungschefs plat-
zen zu lassen. Die Kanzlerin war irritiert von der 
Aggressivität Contes.“ (Kaiser/Schlitz 2020)

Die Bewertungen aus keynesianischer Sicht
Die fünf zentralen keynesianischen Bewer-
tungen monieren die „mangelnde Solidarität“ 
und die „Arroganz der Sparsamen Vier/Fünf“ 
sowie eine „Machtdemonstration der Wett-
bewerbsstärke Deutschlands“. Zudem bekla-
gen sie eine „Instrumentalisierung der Krise 
durch die Sparsamen Vier/Fünf“, artikulieren 
jedoch eine „positive Bewertung des Merkel/
Macron-Vorschlags“. Diese Bewertungen wur-
den in 154 von insgesamt 623 Artikeln themati-
siert (24,7 Prozent). Abbildung 27 unten enthält 
die Thematisierungsverläufe der Bewertungen 
in den Monaten Februar bis Juli 2020, wobei die 
Medien erst ab März keynesianische Bewertun-
gen aufgriffen.

Abbildung 27: 
Relative Häufigkeit konkreter keynesianischer Bewertungen in den untersuchten Printmedien 
2020 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zur Corona-Krise in Italien 2020: n=154, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 15.02.2020-31.07.2020.
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Aus Abbildung 27 geht hervor, dass der Vorwurf, 
dass es den „Sparsamen Vier/Fünf“ (Österreich, 
die Niederlande, Dänemark, Schweden und Finn-
land) an Solidarität mangele, insgesamt am häu-
figsten in den europäischen Diskurs eingebracht 
wurde. Die Bewertung erhält insbesondere im 
März (rund 56 Prozent) und April (45,7 Prozent) 
hohe Aufmerksamkeit, anschließend wird die 
Bewertung durchschnittlich 26 Prozent der Arti-
kel erwähnt. Etwas weniger im Fokus stand die 
„Machtdemonstration der Wettbewerbsstärke 
Deutschlands“, die im April ihren Thematisie-
rungshöhepunkt mit fast 26 Prozent aller Artikel 
mit keynesianischen Bewertungen erreicht. 

In gleicher Weise, aber zeitversetzt, stellt sich 
der Aufmerksamkeitszyklus der positiven Bewer-
tung von Merkels und Macrons Vorschlag dar: 
Nach einem absoluten Höhepunkt im Mai mit 
40 Prozent nimmt die Thematisierungshäufigkeit 
anschließend etwas ab. In Bezug auf die Be-
zeichnung der „Sparsamen Vier/Fünf“ als arro-
gant kann von einem stetigen Aufmerksamkeits-
niveau um die 20 Prozent ab April bis Ende des 
Untersuchungszeitraums gesprochen werden. 
Ähnlich konstant greift die Presseberichterstat-
tung auch die Bewertung der „Instrumentalisie-
rung der Krise durch die Sparsamen Vier/Fünf“ 
ab März auf. Lediglich im Mai wird diese Bewer-
tung gar nicht in den Artikeln zur Corona-Krise in 
Italien thematisiert.

Insgesamt betrachtet werden die (keynesia-
nischen) Bewertungen der „Sparsamen Vier/ 
Fünf“ und/oder ihrer Politik in fast doppelt so 
vielen Artikeln wie die (neoklassischen) Bewer-
tungen der südeuropäischen Länder mit key-
nesianischer Ausrichtung aufgegriffen. Anhand 
dieser Ergebnisse wird deutlich, dass die euro-
päischen Debatten um die Corona-Hilfen stär-
ker von der Sichtweise der Länder mit keynesia-
nischer Perspektive geprägt ist. Interessant da-
bei ist auch der Aufmerksamkeitswechsel von 
der negativen Bewertung der deutschen Politik 
(Machtdemonstration) im April bis zur positi-
ven Bewertung im Mai (positive Bewertung des 
Vorschlags). Es liegt nahe, dass sich die politi-
schen Entscheidungen Deutschlands sowie die 
Bewertungen seitens der Länder Italien, Frank-
reich und Spanien und der öffentliche Druck 
auf das wirtschaftlich starke Deutschland, im 
Sinne einer stärkeren europäischen Solida-
rität zu handeln, bedingten. Als im April die 
selbst ernannten „Sparsamen Vier“ und ab Juli 
die „Sparsamen Fünf“ verstärkt in den Medien 
präsent waren – vor allem aufgrund ihres Ge-
genvorschlags zum Merkel-Macron-Plan, aus-
schließlich Kredite und keine Zuschüsse auszu-
zahlen – erhöhten sich dementsprechend auch 
die Bewertungen des politischen Gegenlagers 
hinsichtlich der Meinungen und Forderungen 
der „Sparsamen Vier/Fünf“.

Die Bewertungen aus neoklassischer 
sowie keynesianischer Sicht
Wie bereits in Kapitel 4.3 erläutert, konnten Be-
wertungen in den Artikeln über die europäischen 
Diskurse erfasst werden, die ex ante keinem 

Vorwurf in den Medien: 
Den „Sparsamen Vier/Fünf“ 

mangele es an Solidarität.
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Paradigma zugeordnet werden konnten. Darun-
ter fallen Bewertungen über die „Solidarität der 
EU“, die „schlechte gesamtwirtschaftliche Lage“ 
oder die „Vertiefung der Spaltung von nord- und 
südeuropäischen Staaten“, aber auch über den 
„Wechsel in der Position Deutschlands25. Diese 
Bewertungen wurden in insgesamt 397 Artikeln 
thematisiert, die 63,7 Prozent aller Artikel aus-
machen.

Abbildung 28 zeigt den Verlauf der Thematisie-
rungshäufigkeiten der europäischen Bewertun-
gen in den Monaten Februar bis Juli 2020.
 

In der Abbildung fallen die etwas schwanken-
den Verläufe der Bewertungen der europäischen 
Politik auf. Die am häufigsten von der Pressebe-
richterstattung thematisierte Bewertung ist die 
Referenz auf die „Solidarität der EU“. In ihrem 
Aufmerksamkeitszyklus, der sich von Anfang 
bis Ende des Zeitraums auf einem hohen Niveau 
hält, sticht besonders der April hervor, in dem 
die Bewertung mit 73,1 Prozent aller Artikel mit 
nicht eindeutigen Bewertungen einen absolu-
ten Höhepunkt verzeichnet. Gleichzeitig lassen 
sich im April für alle anderen europäischen Be-
wertungen mit Ausnahme derjenigen über die 

25	 Unter der Bewertung „Wechsel in der Position Deutschlands“ wird ein Wechsel der (eher) neoklassischen Sicht (Ab-
lehnung von Corona-Bonds) zu einer (eher) keynesianischen Sicht (Merkel-Macron-Vorschlag) verstanden. 

Abbildung 28: 
Relative Häufigkeit nicht eindeutiger Bewertungen in den untersuchten Printmedien 2020 
(nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zur Corona-Krise in Italien 2020: n=397, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 15.02.2020-31.07.2020.
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„Vertiefung der Spaltung zwischen nord- und 
südeuropäischen Ländern“ Thematisierungs-
tiefpunkte beobachten. Danach steigt die The-
matisierungshäufigkeit der „schlechten gesamt-
wirtschaftlichen Lage“ und des „Wechsels in der 
Position Deutschlands“, beiden Bewertungen 
halten sich bis zum Ende auf einem hohen Auf-
merksamkeitsniveau. 

Bereits zu Beginn der wirtschaftspolitischen De-
batten auf europäischer Ebene zeichneten sich 
zwei konträre politische Lager ab: Länder wie 
Italien und Spanien, die vor allem für europäi-
sche Hilfen in Form von nicht-zurückzahlbaren 
Zuschüssen plädierten, und die später genann-
ten „Sparsamen Vier/Fünf“ (Österreich, die Nie-
derlande, Dänemark, Schweden und Finnland) 
sowie Deutschland, die eher an einem Austeri-
tätskurs festhalten wollten. Bis zum Vorschlag 
des aus Zuschüssen bestehenden Wiederauf-
baufonds konnte die deutsche Politik daher eher 
der politischen Richtung der „Sparsamen Vier/
Fünf“ zugeordnet werden. Anschließend wurde 
der politische Wechsel Deutschlands als Schritt 
in Richtung der Länder mit keynesianischer 
Ausrichtung angesehen. Beide wirtschaftspoli-
tischen Lager kritisierten Deutschland also zu 
einem bestimmten Zeitpunkt im Untersuchungs-
zeitraum, ebenso wie sie das jeweils andere La-
ger in den Debatten um mögliche Rettungsmaß-
nahmen negativ bewerteten. So unterstellten die 

„Sparsamen Vier/Fünf“ den Ländern mit keyne-
sianischer Ausrichtung, die Corona-Krise und 
insbesondere nicht-zurückzahlbare Gelder als 
Vorwand für verpasste Strukturreformen und als 
Ausgleich zu hoher Staatsschulden zu nutzen. 
Auf der anderen Seite unterstellten vor allem Ita-
lien und Spanien den „Sparsamen Vier/Fünf“, 
sie würden in Krisenzeiten die unterschiedlichen 
Wirtschaftssituationen nicht respektieren und 
ihre Macht demonstrieren. Zudem würde es ih-
nen an europäischer Solidarität mangeln. Be-
reits im April hieß es in einem Artikel des Spie-
gels: „Wieder wird über Eurobonds gestritten, 
wieder stehen sich der Süden und der Norden 
gegenüber. Auch in der Coronakrise tut sich die 
EU schwer, eine gemeinsame Linie zu finden. Vor 
allem von den Deutschen wird mehr Solidarität 
erwartet.“ (Heyer et al. 2020) Insbesondere der 
italienische Ministerpräsident Giuseppe Conte 
kritisierte die Sichtweise der „Sparsamen Vier/
Fünf“ sowie (anfänglich) Deutschland häufig in 
den Medien. In einem Artikel der Süddeutschen 
Zeitung wird Conte im April wie folgt zitiert: „Die 
Sichtweise etwa der Bundesregierung oder der 
niederländischen Regierung ‚muss sich jetzt än-
dern. […] Europa ist solide und eins.“ (Meiler 
2018)

6.1.4	 Lösungen (Handlungsempfehlungen)
Über alle untersuchten Printmedien hin-
weg konnten im Untersuchungszeitraum vom 
15.02.2020 bis zum 31.07.2020 in insgesamt 498 
von 623 Artikeln zur Corona-Krise in Italien 2020 
Lösungen erfasst werden, was fast vier Fünftel 
aller Artikel entspricht. Der Verlauf der relativen 
Thematisierungshäufigkeiten nach Paradigma 

„Auch in der Coronakrise 
tut sich die EU schwer, 

eine gemeinsame Linie zu finden.“
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über den gesamten Beobachtungszeitraum ist 
in Abbildung 29 dargestellt.

Abbildung 29 verdeutlicht die Dominanz der key-
nesianischen Perspektive: In 89,2 Prozent der Arti-
kel mit Lösungen werden Lösungen aus keynesia
nischer Sicht dargestellt, in nur 47,2 Prozent der 
Artikel neoklassische Sichtweisen. Die Aufmerk-
samkeitsverläufe halten sich dabei – nach einem 
anfänglichen Höhepunkt aus keynesianischer 
Sicht, respektive einem Tiefpunkt aus neoklas-
sischer Sicht – konstant um die 65 Prozent (key-
nesianisch) und 35 Prozent (neoklassisch), be-
vor sie gegen Ende des Untersuchungszeitraums 
aufeinander zulaufen. Im Folgenden werden die 
zentralen Lösungsvorschläge aus neoklassischer 
sowie keynesianischer Sicht vorgestellt.

Lösungen aus neoklassischer Sicht
Die vier zentralen neoklassischen Lösungen, dass 
die Gelder des Wiederaufbaufonds „an Auflagen 
gebunden“ und „aus Krediten bestehen“ sollen, 
die „Verringerung der Zuschüsse der Wiederauf-
baufonds-Gelder“ durchgesetzt und ein „neuer 
europäischer Rettungsschirm der Euro-Gruppe“ 
aufgespannt werden müsse, wurden in 219 der 
insgesamt 623 Artikeln thematisiert (35,2  Pro-
zent aller Artikel). Der Verlauf der Thematisie-
rungshäufigkeiten über den gesamten Beobach-
tungszeitraum ist in Abbildung 30 dargestellt.

Im März steht der Vorschlag, einen neuen Ret-
tungsschirm der Euro-Gruppe auszuarbeiten, 
mit 54,1 Prozent aller Artikel mit neoklassischen 
Lösungsvorschlägen im Zentrum der Medien-

Abbildung 29: 
Relative Häufigkeit der neoklassischen und keynesianischen Lösungen in den untersuchten 
Printmedien 2020 (nach Monaten, in Prozent)

Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zur Corona-Krise in Italien 2020: n=498, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 15.02.2020-31.07.2020.
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aufmerksamkeit, bevor er kontinuierlich an Auf-
merksamkeit verliert. Demgegenüber stehen ab 
April die Lösungsideen Gelder des Wiederauf-
baufonds an Auflagen zu binden (33,7 Prozent) 
oder als Kredite zu vergeben (31,3 Prozent) ver-
stärkt im Fokus der Debatten. Sie verzeichnen im 
Zeitverlauf weitere Thematisierungshöhepunkte 
im Mai (38,1 Prozent bzw. 47,6 Prozent) und Juni 
(47,5 Prozent bzw. 35 Prozent). Zum Ende des 
Untersuchungszeitraums erhält der Lösungs-
vorschlag „Verringerung der Zuschüsse“ ver-
stärkt mediale Aufmerksamkeit: Im Juli wird in 
33,8  Prozent aller Artikel, in denen neoklassi-
sche Lösungen thematisiert wurden, über diese 
Lösungsidee berichtet. 

Die Thematisierungsverläufe der vier dominanten 
neoklassischen Lösungsvorschläge illustrieren 
exakt die wirtschaftspolitischen Entscheidungen 
der EU. Die europäische Antwort der Euro-Gruppe, 
ein Maßnahmenbündel aus drei Elementen über 
540 Milliarden Euro zur Verfügung zu stellen, wur-
de bereits Mitte/Ende März öffentlich diskutiert. 
Sobald diese Lösung Anfang April realisiert wurde, 
sank das mediale Interesse dementsprechend. 
Parallel gab es bereits erste Nachrichten, dass 
die Europäische Union einen billionenschweren 
Wiederaufbaufonds plant, der viele offene Fragen 
bezüglich der Finanzierung und Ausgestaltung 
(Kredite vs. Zuschüsse, Bedingungen) hervorrief 
(vgl. Berschens 2020a, Handelsblatt). Insbeson-

Abbildung 30: 
Relative Häufigkeit konkreter neoklassischer Lösungsvorschläge in den untersuchten Print
medien 2020 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zur Corona-Krise in Italien 2020: n=219, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 15.02.2020-31.07.2020.
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dere im Juni konzentrierten sich die Medien auf 
die Positionen der selbst ernannten „Sparsamen 
Vier“ (Österreich, die Niederlande, Schweden, 
Dänemark) sowie im Juli auf die „Sparsamen 
Fünf“ (inklusive Finnland), die sich in erster Linie 
für Kredite und eine Verringerung der Zuschüsse 
im Wiederaufbaufonds einsetzten.

Lösungen aus keynesianischer Sicht
Die fünf zentralen keynesianischen Lösungsvor-
schlägen wurden in 401 von insgesamt 623 Arti-
keln thematisiert. Dies entspricht einem Anteil 
von knapp zwei Drittel aller Artikel. Abbildung 31 
enthält die Thematisierungsverläufe der Lösun-
gen in den Monaten Februar bis Juli 2020.

In fast der Hälfte aller Artikel mit Bezug zu key-
nesianischen Lösungen wurde die Einführung 
eines Wiederaufbaufonds, in 37,4 Prozent die 
Vergabe der Wiederaufbaufonds-Gelder als Zu-
schüsse, in rund einem Drittel die Akzeptanz von 
gemeinsamen Schulden und in 18,7 Prozent die 
Forderung nach einer flexibleren Anwendung des 
Stabilitäts- und Wachstumspakts als Problem
lösung genannt. Die beiden Lösungen hinsicht-
lich des Wiederaufbaufonds weisen einen ähn-
lichen Thematisierungsverlauf auf: Das mediale 
Interesse steigt stetig ab Februar an, bis die The-
matisierungshöhepunkte im Juli (48,6 Prozent) 
beziehungsweise im Mai (41 Prozent) erreicht 
werden. Dahingegen stehen die Lösungen „Ak-

Abbildung 31: 
Relative Häufigkeit konkreter keynesianischer Lösungsvorschläge in den untersuchten Print
medien 2020 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zur Corona-Krise in Italien 2020: n=401, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 15.02.2020-31.07.2020.
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zeptanz von gemeinsamen Schulden“ und „fle-
xible Anwedung des Stabilitätspakts“ eher am 
Anfang des Untersuchungszeitraums im Fokus 
der Presseberichterstattung. Die Akzeptanz von 
gemeinsamen Schulden als Lösung wurde insbe-
sondere in den Monaten März (33 Prozent) und 
April (33,7 Prozent) verstärkt gefordert. Schließ-
lich ist sie bis zum Ende des Untersuchungszeit-
raums eine medial viel diskutierte Lösung.

Die Auswertung der Ergebnisse zeigt: Nachdem 
die Maastricht-Kriterien offiziell ausgesetzt wur-
den, war es den Mitgliedstaaten erlaubt, höhere 
Staatsschulden zu machen, wodurch die keyne-
sianische Forderung nach der Anwendung der 
Ausweichklausel realisiert wurde. Bevor sich 
die Europäische Union bereits im April auf ei-
nen Wiederaufbaufonds einigte, dominierte die 
Debatte über die Corona-Bonds die wirtschafts-

politische Berichterstattung. Dies ist ursächlich 
für die hohen Thematisierungswerte der Lösung 
„Akzeptanz von gemeinsamen Schulden“. Paral-
lel konzentrierten sich die Medien im April und 
insbesondere ab Mai auf die Forderungen der 
südeuropäischen Staaten zur Ausarbeitung des 
Wiederaufbaufonds hinsichtlich der Finanzie-
rung und Verteilung der Gelder. 

6.1.5	 Policy-Optionen 
	 (Handlungsempfehlungen)
Über alle untersuchten Printmedien hinweg konn-
ten im Untersuchungszeitraum vom 15.02.2020 
bis zum 31.07.2020 in insgesamt 428 von 623 Ar-
tikeln zur Corona-Krise in Italien 2020 Policy-
Optionen erfasst werden, was 68,7 Prozent aller 
Artikel entspricht. Der Verlauf der Thematisie-
rungshäufigkeiten über den gesamten Beobach-
tungszeitraum ist in Abbildung 32 dargestellt.

Abbildung 32: 
Relative Häufigkeit der neoklassischen und keynesianischen Policy-Optionen in den unter
suchten Printmedien 2020 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zur Corona-Krise in Italien 2020: n=428, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 15.02.2020-31.07.2020.
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Es wird deutlich, dass nach einem anfänglichen 
extremen Ungleichgewicht beide Sichtweisen 
bis April nahezu ausgewogen in den Medien 
thematisiert werden. Ab Mai und bis zum Ende 
des Untersuchungszeitraums greift die Presse 
die keynesianische Sicht wieder deutlich häu-
figer als die neoklassische Sicht auf. Insge-
samt werden in 78,7 Prozent aller Artikel mit 
Policy-Optionen keynesianische Instrumente 
und in 53,5 Prozent neoklassische Instrumente 
genannt. 

Auf eine detaillierte Darstellung der neoklas-
sischen Lösungen kann verzichtet werden. Es 
dominieren fünf Policy-Optionen: Die Forderung, 
die „Kredite des Wiederaufbaufonds sollen an 
Strukturreformen gekoppelt werden“, wurde 
in 30,6 Prozent der Artikel mit neoklassischen 
Policy-Optionen erwähnt. Eine „zeitliche Be-
grenzung der Corona-Hilfen“ einzuführen stand 
in rund einem Viertel der Artikel im Fokus, das 
„EU-Finanzpaket über 540 Milliarden Euro als 
Kredite“ zu vergeben in jedem fünften Text. Zwei 
Forderungen Gelder des ESM zur Unterstützung 
der EU-Staaten einzusetzen wurden in jeweils 
rund 13 Prozent der Artikel thematisiert und 
waren insbesondere zu Beginn des Untersu-
chungszeitraumes präsent. Dies lässt sich da-
mit begründen, dass sich die Europäische Union 
Ende April auf einen Wiederaufbaufonds (ohne 
Angaben von Details) einigte, Deutschland und 
die „Sparsamen Vier/Fünf“ zuvor jedoch bereits 
insbesondere Italien und Spanien aufforderten, 
die Gelder des ESM (die an Bedingungen ge-
knüpft sind) in Anspruch zu nehmen. Der ESM 
verpflichtete bereits Griechenland in seiner 
Staatsschuldenkrise 2010 zu einer Sparpolitik 

mit strengen Auflagen. Die Entwicklung der The-
matisierungshäufigkeiten der anderen neoklas-
sischen Policy-Optionen zeichnet die bereits 
mehrfach beschriebenen politischen Gescheh-
nisse ebenfalls nach. 

Policy-Optionen aus keynesianischer Sicht
Die fünf keynesianischen Policy-Optionen wur-
den in 316 von insgesamt 623 Zeitungs- und Ma-
gazinartikeln thematisiert, was einem Anteil von 
50,7 Prozent der Artikel entspricht. Der Verlauf 
der Thematisierungshäufigkeiten der Policy-
Optionen über den gesamten Beobachtungszeit-
raum ist in Abbildung 33 dargestellt. 

Wie Abbildung 33 zeigt, wurden die Policy-
Optionen über die „Einführung von Corona-
Bonds“, die Einrichtung eines „Wiederauf-
baufonds“ und die „Reduzierung der Kredite 
des Wiederaufbaufonds“ über den gesamten 
Untersuchungszeitraum am häufigsten thema-
tisiert. Die mediale Aufmerksamkeit für die Ein-
führung der Corona-Bonds steigt stark bis zu 
ihrem Höhepunkt im März und April, in dem 
die Policy-Option in 97,6 bzw. 91,1 Prozent al-
ler Artikel mit keynesianischen Policy-Optionen 
genannt wurde. Danach fällt das mediale Inte-
resse stark bis auf ein Aufmerksamkeitsniveau 
von ca. 13 Prozent im Mai und Juni, bevor sie im 
Juli nicht mehr in der Presse thematisiert wird. 
Während die Forderungen zur Einrichtung eines 

Insgesamt dominieren 
in der Berichterstattung 

die keynesianischen 
Policy-Optionen.

Wirtschaftspolitische Paradigmen in der Berichterstattung zur Corona-Krise in Italien 2020



Framing in der Wirtschaftsberichterstattung

86

Wiederaufbaufonds (über 750 bzw. 500  Milli-
arden Euro) im März und April medial kaum 
beachtet werden, dominieren sie zu Beginn und 
Ende des Untersuchungszeitraumes klar. Ähn-
lich, jedoch in einem deutlich geringeren Um-
fang widmet die Presseberichterstattung ihre 
Aufmerksamkeit der Policy-Option die Kredite 
im Wiederaufbaufonds zu verringern (von 340 
auf 250 Milliarden Euro). Da sich diese konkre-
te Lösung auf die Ausgestaltung des Wieder-
aufbaufonds bezieht, erklärt dies die höheren 
Aufmerksamkeitswerte gegen Ende des Unter-
suchungszeitraumes im Mai, Juni und Juli.

6.2	 Akteursanalyse in den untersuchten 
Printmedien

In Anknüpfung an die deskriptive Analyse der ein-
zelnen Frame-Elemente Problemdefinition, Ursa-
che, Bewertung, Lösung und konkreter Politik-
Optionen, folgt die Auswertung der Frame-Ele-
mente mit Akteursbindung (Verursacher/-innen, 
Forderungsadressaten/-innen, Kompetenzab-
schreibungen). Im Gegensatz zur Analyse der Be-
richterstattung des bilateralen Haushaltsstreits 
2018, bei dem die italienische Regierung und die 
EU-Kommission die zentralen Akteure waren, wur-

Abbildung 33: 
Relative Häufigkeit konkreter keynesianischer Policy-Optionen in den untersuchten Printmedien 
2020 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zur Corona-Krise in Italien 2020: n=316, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 15.02.2020-31.07.2020.
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de der Diskurs über Corona-Hilfen auf EU-Regie-
rungsebene geführt. Um dennoch den Vergleich 
der beiden Analysen zu ermöglichen, wurden ne-
ben allen 27 EU-Regierungschefs/-innen, auch 
die einzelnen italienischen Regierungsmitglieder 
sowie die EU-Kommission mit zentralen Akteu-
ren in das Kategoriensystem aufgenommen. Al-
lerdings werden aufgrund der geringen Thema-
tisierungen einzelner Akteure in der Pressebe-
richterstattung ausschließlich die folgenden Ak-
teure in die Analyse miteinbezogen: Italien unter 
Ministerpräsident Giuseppe Conte, Deutschland 
unter Bundeskanzlerin Angela Merkel, Frank-
reich unter Staatspräsident Emmanuel Macron, 
Spanien unter Ministerpräsident Pedro Sánchez, 
die „Sparsamen Vier/Fünf“, die EU-Kommission, 
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen 
und alle Regierungschefs/-innen als kollektiver 
Akteur zusammen. Hier ist angemerkt, dass die 
fünf Länder Österreich, Niederlande, Schweden, 
Dänemark und Finnland als Variable „Sparsame 
Vier/Fünf“ zusammengefasst wurden, da sie in 
der Berichterstattung nahezu ausschließlich 
zusammen genannt wurden oder einzeln die 
Gruppe repräsentierten. Dabei wird, analog zu 
den anderen Frame-Elementen, eine relationale 
Darstellung vorangestellt, welche die anteilige 
Erwähnung der neoklassischen und keynesia-
nischen Vertreter/-innen in den Medien zeigt. 
Hier muss angemerkt werden, dass die südeuro
päischen Staaten (Italien, Spanien, Frankreich) 
einer keynesianischen Ausrichtung und die 
nordeuropäischen Staaten (die „Sparsamen 
Vier/Fünf“) einer neoklassischen Ausrichtung 
im Streit um die Corona-Hilfen zuzuordnen sind. 

Deutschland, die EU-Kommission bzw. einzelne 
EU-Kommissare/-innen und die Adressierung al-
ler Regierungschefs/-innen als kollektiver Akteur 
durch die Medien werden einzeln aufgeführt, da 
sie nicht konsistent einer paradigmatischen Aus-
richtung zugeordnet werden können.

6.2.1	 Verursacher/-innen 
	 (kausale Interpretation)
Die Problemverursacher/-innen(-Gruppen) wur-
den in 469 von insgesamt 623 Artikeln thema-
tisiert, was einem Anteil von 75,3 Prozent aller 
Artikel entspricht. Der Verlauf der Thematisierun-
gen über den gesamten Beobachtungszeitraum 
nach Paradigma ist in Abbildung 34 dargestellt.

Aus der Abbildung geht hervor, dass Deutsch-
land als Problemverursacher in der medialen 
Darstellung dominiert (mit 46,3 Prozent aller Ar-
tikel, in denen Verursacher/-innen genannt wer-
den), knapp gefolgt von den Verursacher/-innen 
aus keynesianischer Sicht (44,3 Prozent) und 
weiter abgeschlagen den Verantwortlichen aus 
neoklassischer Sicht (31,8 Prozent). Bei einer 
näheren Betrachtung der Verursacher/-innen 
aus neoklassischer Sicht fällt zudem auf, dass 
insbesondere Italien häufig genannt wird – in 
27,3  Prozent aller entsprechenden Artikel wird 
der südeuropäische Staat verantwortlich ge-

Deutschland wird
als Problemverursacher 

in der medialen Darstellung
am häufigsten genannt.
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macht. Parallel liegt der Anteil der Artikel mit 
Nennungen von EU-Kommission und/oder ein-
zelnen EU-Kommissare/-innen als Verantwort
lichen bei 11,3 Prozent. Alle Regierungschefs/-in-
nen gemeinsam werden nur in drei Prozent aller 
Artikel mit Nennung von Verursacher/-innen ad-
ressiert.

Im Aufmerksamkeitszyklus von Deutschland als 
Verursacher der jeweils identifizierten Probleme 
lässt sich ein stetiger Aufmerksamkeitsanstieg 
von Beginn bis zum Höhepunkt im April erken-
nen. Wird dahingegen der Verlauf der „Sparsa-
men Vier/Fünf“ – die aus keynesianischer Sicht 
die Problemverursacher/-innen darstellen – be-

trachtet, werden einige Thematisierungsschwan-
kungen sichtbar: Bereits ab März spielen sie eine 
wichtige Rolle im Diskurs über die Corona-Hilfs-
programme bis sie im Mai im Fokus der Presse-
berichterstattung als Problemverursacher/-in-
nen stehen. Danach sinkt die Aufmerksamkeit 
wieder, bevor sie ihren absoluten Höhepunkt im 
Juli (63,4 Prozent) erreicht. Demgegenüber wer-
den die südeuropäischen Staaten und vor allem 
Italien unter Giuseppe Conte – die Problemver-
antwortlichen aus neoklassischer Sicht – beson-
ders im Februar, zu Beginn des Untersuchungs-
zeitraums, in fast der Hälfte der Artikel genannt. 
In den Folgemonaten bewegt sich das Aufmerk-
samkeitsniveau stetig um die 22 Prozent, bevor 

Abbildung 34: 
Relative Häufigkeit der unterschiedlichen Verursacher/-innen in den untersuchten Printmedien 
2020 (nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zur Corona-Krise in Italien 2020: n=469, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 15.02.2020-31.07.2020.
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es im Juni auf fast 30 Prozent ansteigt und im Juli 
auf unter 20 Prozent absinkt. Auf die EU-Kommis-
sion sowie alle Regierungschefs/-innen konzen-
triert sich die Presseberichterstattung verstärkt 
im Februar. 

Die Ergebnisse der deskriptiven Verursacher/-in-
nen-Analyse erlauben Rückschlüsse, wie der 
europäische Diskurs in der Corona-Krise geführt 
wurde. In mehr als Dreiviertel aller Artikel wurde 
die Verantwortlichkeit für die definierten Pro
bleme konkreten Akteuren zugeschrieben. Da-
bei zeigte sich, dass Deutschland insbesondere 
vor dem Merkel-Macron-Vorschlag am 18. Mai als 
Verursacher angesehen wurde. Dies kann als Re-
aktion von Italien und Spanien auf die zu diesem 
Zeitpunkt noch neoklassische Position Deutsch-
lands – die Forderung der Inanspruchnahme von 
ESM-Geldern (als Kredite) sowie die Ablehnung 
von Corona-Bonds – zurückgeführt werden. Bei-
spielsweise kritisierte Ministerpräsident Conte 
im April: „Wir haben nicht vergessen, dass den 
Griechen bei der letzten Finanzkrise inakzepta-
ble Opfer abverlangt wurden, damit sie Kredite 
erhielten“ (Meiler 2018). 

Die geringere, aber mit fast 30 Prozent aller ent-
sprechenden Artikel immer noch relevante, Nen-
nung Deutschland als Problemverursacher im 
Mai und Juni kann hingegen auf Kritik aus dem 
Inland sowie vonseiten der „Sparsamen Vier/
Fünf“ zurückgeführt werden. Deutschland sei 
vom üblichen Austeritätskurs abgewichen und 
nehme zu viel Haftung für europäische Schul-
den auf sich, lautete der Vorwurf gegenüber der 
nach dem Merkel-Macron-Vorschlag nun eher 

keynesianischen Position Deutschlands. Somit 
wird die Schlüsselrolle Deutschlands im euro-
päischen Diskurs sichtbar. Darüber hinaus lässt 
sich auch die Bedeutung der „Sparsamen Vier/
Fünf“ anhand der Thematisierungshäufigkeiten 
erkennen. Diese standen um den EU-Gipfel vom 
17.-21.  Juli im Zentrum der Presseberichterstat-
tung. Auf Druck der fünf Länder und nach ihrem 
Gegenvorschlag zum Merkel-Macron-Plan, aus-
schließlich Kredite und keine Zuschüsse aus-
zuzahlen, wurde der Anteil der Zuschüsse tat-
sächlich von 500 auf 390 Milliarden Euro redu-
ziert, wodurch sie sich selbst als Gewinner des 
EU-Gipfels sahen, die südeuropäischen Staaten 
den Kompromiss jedoch scharf kritisierten.

Italien, Frankreich und Spanien waren die Län-
der, die am häufigsten und kontinuierlich im 
Zeitverlauf für ihre geforderten keynesianische 
Impulse in der Kritik standen. Dabei dominier-
te die italienische Regierung als Problemverur-
sacherin. Ursächlich dafür ist, dass Italien das 
zuerst und am härtesten von der Pandemie ge-
troffene Land Europas war (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2021a). Auch die wirtschaftlichen 
Folgen der COVID-19-Pandemie zeigten sich 
auf europäischem Boden zuerst in Italien. Die 
drittgrößte Volkswirtschaft in der Europäischen 
Union plädierte bereits in der Euro-Krise für ge-
meinschaftliche europäische Anleihen und mehr 
europäische Solidarität und wiederholte diese 
Forderungen in der Corona-Krise.

 

Keynesianische Impulse aus
Italien, Spanien und Frankreich

 werden häufig kritisiert.
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6.2.2	 Forderungsadressaten/-innen 
Forderungsadressaten/-innen wurden in 176 von 
insgesamt 623 Artikeln genannt. Dies entspricht 
einem Anteil von 28,3 Prozent der Artikel mit Be-
zug zur Corona-Krise in Italien. Der Verlauf der 
Thematisierungshäufigkeiten über den gesam-
ten Untersuchungszeitraum wird in Abbildung 35 
skizziert.

Es fällt auf, dass der Thematisierungsverlauf der 
Bundesrepublik als Forderungsadressat dem 
Verlauf Deutschlands als Problemverursacher 
stark ähnelt. In rund der Hälfte der Artikel, in 
denen Forderungen an konkrete Akteure gerich-
tet werden, ist die Bundesrepublik das Ziel die-

ser Forderungen. Es folgen in den durchschnitt
lichen Thematisierungshäufigkeiten die Forde-
rungsadressaten/-innen aus neoklassischer 
Sicht mit einem knappen Drittel aller Artikel, die 
EU-Kommission und/oder einzelne Kommissa-
re/-innen mit 23,3 Prozent, die Gruppe aller Re-
gierungschefs/-innen mit 19,3 Prozent und die 
Forderungsadressaten/-innen aus keynesiani-
scher Sicht mit 13,1 Prozent. 

In der Einzelbetrachtung steht Deutschland nach 
einem stetigen Thematisierungsanstieg im April 
im Fokus der Medienaufmerksamkeit, danach 
sinkt das mediale Interesse beständig. Italien, 
Spanien und Frankreich werden zu Beginn des 

Abbildung 35: 
Relative Häufigkeit der Forderungsadressaten/-innen in den untersuchten Printmedien 2020 
(nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zur Corona-Krise in Italien 2020: n=176, Mehrfachnennungen möglich, 
Untersuchungszeitraum: 15.02.2020-31.07.2020.
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Untersuchungszeitraumes, im Februar, in den 
Medien sehr häufig zum Handeln aufgefordert. 
Ab März sinkt ihre Thematisierungshäufigkeit 
auf jeden vierten Artikel, in welchem Akteure 
mit Forderungen adressiert werden. In einem 
ähnlichen Aufmerksamkeitszyklus befindet sich 
auch die Regierungschefs/-innen als kollektiver 
Akteur. Schließlich werden auch die europäi-
schen Akteure im März (23,9 Prozent) und Mai 
(31,4 Prozent) häufig mit Forderungen adressiert. 
Interessant ist, dass die aus keynesianischer 
Sicht Verantwortlichen, die „Sparsamen Vier/
Fünf“, nur im Juni (25 Prozent) und Juli (18,9 Pro-
zent) häufiger aufgefordert werden, eine Lösung 
zu realisieren.

Die Ergebnisse unterstützen die Auswertung der 
Analyse für die Verursacher/-innen. Deutsch-
land wird nicht nur als Problemverursacher an-
gesehen, sondern es werden dem Land auch 
die Kompetenzen zugeschrieben, die definier-
ten Probleme zu lösen. Dass die Thematisie-
rungshöhepunkte im April liegen, spiegelt den 
europäischen Diskurs wider, bei dem nach der 
Aussetzung der Maastricht-Kriterien über viele 
verschiedene Lösungsmaßnahmen diskutiert 
wurde. Es bedurfte einer gemeinsamen Lösung, 
die von einer der starken wirtschaftlichen Na-
tionen in der Europäischen Union mitvorange-
trieben werden sollte. Nachdem Merkel und 
Macron ihren Vorschlag über 500 Milliarden 
Euro präsentierten, stand Deutschland nicht 
mehr allein im Fokus der Handlungsaufforde-
rung. Dass allerdings Italien verstärkt im März 
und April genannt wurde, kann darauf zurück-
geführt werden, dass auch Italien von seiner 
Position zur Einführung von Corona-Bonds 

nach Ansicht vieler Beobachter/-innen abwei-
chen sollte, um einen Kompromiss möglich zu 
machen. Die Aufforderung, eine gemeinsame 
Lösung zu finden, könnte zugleich der Grund 
für die hohen Aufmerksamkeitswerte der Regie-
rungschefs/-innen als Gruppe sein. Interessant 
ist dabei, dass die „Sparsamen Vier/Fünf“ we-
niger häufig als Forderungsadressaten benannt 
wurden – die kann bedeuten, dass ihnen wenig 
Kompetenzen zur Lösungsfindung zugeschrie-
ben wurden.

6.2.3	 Kompetenzabschreibungen
In 82 von insgesamt 623 Zeitungs- und Maga-
zinartikeln, was einem Anteil von 13,2 Prozent 
entspricht, wurde Akteuren die Kompetenz zur 
Lösung der definierten Probleme abgesprochen. 
Der Aufmerksamkeitszyklus der Thematisierun-
gen wird in Abbildung 36 präsentiert.

Vor dem Hintergrund, dass Kompetenzabschrei-
bungen in einer geringen Anzahl aller Artikel vor-
genommen wurden, sind es vor allem Deutsch-
land, die südeuropäischen Staaten und die 
„Sparsamen Vier/Fünf“, denen in den Debatten 
über wirtschaftspolitische Corona-Maßnahmen 
Kompetenzen zur Umsetzung von Lösungen ab-
geschrieben werden. Hier sei betont, dass es 
aus neoklassischer Sicht primär Italien ist, dem 
Kompetenzen abgeschrieben werden – das Land 
macht fast 90 Prozent der Artikel aus, in denen 
südeuropäischen Staaten Kompetenzen abge-
sprochen werden. 

Die neoklassische Sicht 
spricht vor allem Italien 

Lösungskompetenzen ab.
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Im Februar sind es zudem ausschließlich die-
se südeuropäischen Staaten denen Kompeten-
zen abgesprochen werden. Anschließend sinkt 
die Aufmerksamkeit für diese Länder bis April 
(25 Prozent), steigt im Mai wieder auf 31,3 Prozent 
an und hält sich danach auf einem Niveau um die 
24 Prozent. Dahingegen unterliegt der Aufmerk-
samkeitszyklus der Bundesrepublik weniger 
Schwankungen: Deutschland rückt erst im April 
in den Fokus der Presseberichterstattung und er-
reicht direkt seinen Thematisierungshöhepunkt 
mit 45 Prozent. Danach werden entsprechende 
Zuschreibungen weniger, bis Deutschland im Juli 
lediglich in rund jedem zehnten Artikel die Befä-
higung zur Lösungsfindung abgesprochen wird. 

Auch die Lösungskompetenzen der „Sparsamen 
Vier/Fünf“ werden erst in der zweiten Hälfte des 
Untersuchungszeitraums infrage gestellt. Im Mai 
in 31,3 Prozent, im Juni in 13 Prozent und im Juli 
in der Hälfte der Artikel.

Aus der Analyse ergibt sich: Während Italien 
konstant über den Beobachtungszeitraum 
Kompetenzen abgeschrieben wurden, war 
dies für Deutschland und die „Sparsamen Vier/
Fünf“ nur in bestimmten Monaten verstärkt der 
Fall. Dies lässt sich damit begründen, dass Ita-
lien von Anfang an auf seiner Position beharrte 
und eine führende Rolle in der Initiierung des 
Streits zwischen Süd- und Nordeuropa spielte. 

Abbildung 36: 
Relative Häufigkeit der Kompetenzabschreibungen in den untersuchten Printmedien 2020 
(nach Monaten, in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung. Artikel mit Bezug zur Corona-Krise in Italien 2020: n=82, Mehrfachnennungen möglich, Unter-
suchungszeitraum: 15.02.2020-31.07.2020.
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Die „Sparsamen Vier/Fünf“ formten sich hin-
gegen erst im Verlauf des Untersuchungszeit-
raums als eigenständiger Akteur und erhielten 
dementsprechend erst später mediale Auf-
merksamkeit. 

Deutschland wiederrum war nie eindeutig eine 
Position in diesem Streit zuzuordnen. So bekräf-
tige Bundeskanzlerin Merkel im April noch ein 
klares Nein zu gemeinschaftlichen Schulden und 
zur Vergabe von Geldern ohne Bedingungen. Ei-
nige Wochen später stellte sie – zusammen mit 
dem französischen Staatspräsident Macron  – 
den Wiederaufbaufonds vor, der sich durch 
EU-Anleihen finanzieren sollte. Zweifel an der 
Lösungskompetenz Deutschlands kam jedoch 
nicht nur aus einer klar neoklassischen oder key-
nesianischen Perspektive. So wurde Deutsch-
land auch abgesprochen, in seiner Schlüsselrol-
le die Europäische Union in einem gemeinsamen 
Kompromiss zu einigen, da es sich zu sehr auf 
die eigene Wettbewerbsstärke und gutes Krisen-
management verlassen würde. Beispielsweise 
hieß es in einem Artikel aus dem Handelsblatt 
im April: „Das selbstverständliche Denken im 
europäischen Kontext hat immer noch keinen 
Eingang gefunden in die DNA des Berliner Poli-
tikbetriebs.“ (Berschens 2020b) Im Hinblick auf 
die Bedeutung der Massenmedien, wirtschafts-
politische komplexe Vorgänge objektiv und aus-

gewogen abzubilden, kann festgestellt werden, 
dass die deutsche Presse trotz der schwersten 
Rezession seit dem zweiten Weltkrieg durch die 
Corona-Krise die keynesianische Sicht (reprä-
sentiert durch Italien) eher kritisch bewertete.

6.3	 Übergreifende Frames 

Ziel des vorliegenden Kapitels ist es, die Ergeb-
nisse der Frame-Analyse – die die Verbindung 
der zuvor dargestellten einzelnen Frame-Ele-
mente untersucht – für das neoklassische sowie 
das keynesianische Paradigma darzustellen. Bei 
der folgenden Analyse werden acht verschiede-
ne Problemdefinitionen betrachtet, von denen 
jeweils zwei die konträren Problemsichten zu-
einander abbilden (zum Beispiel Einführung 
vs. Ablehnung von Corona-Bonds). Für jede 
Problemdefinition erfolgte die Rechnung meh-
rerer LOGIT-Modelle, um zu untersuchen, wel-
che Frame-Elemente häufig gemeinsam in der 
Presseberichterstattung genannt wurden (vgl. 
Otto et al. 2020). Wie auch bei der LOGIT-Analyse 
für den Haushaltsstreit 2018, sind die positiv mit 
der jeweiligen Problemdefinition zusammen-
hängenden konkreten Ausprägungen einzelner 
Frame-Elemente Teil des Medien-Frames und in 
den folgenden Abbildungen grün markiert.26 Die 
folgende Tabelle 7 zeigt die anhand der deskrip-
tiven Analyse für die Berechnungen ausgewähl-
ten neoklassischen und keynesianischen Aus-
prägungen. 

26	Wie zuvor, werden themenspezifische Frames in der Presseberichterstattung auch hier als Gesamtheit aller nach 
Bortz und Döring (2006) höchst oder sehr signifikanten Elemente interpretiert. Aufgrund zu geringer Thematisierungs-
häufigkeiten und der Möglichkeit der Multikollinearität werden zudem ebenfalls nicht alle Frame-Elemente in die Ana-
lyse miteinbezogen.

Wo steht Deutschland?
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Tabelle 7
Für die Medien-Frame-Analyse 2020 ausgewählte Ausprägungen verschiedener Frame-Elemente

Paradigma Neoklassik Keynesianismus

Problem „Aussetzung des Stabilitätspakts“, 
„Einführung Corona-Bonds“, 
„keine Kopplung des Wiederauf-
baufonds an Bedingungen“, „Wie-
deraufbaufonds mehr Zuschüsse“

„Durchsetzung des Stabilitäts-
pakts“ „Ablehnung Corona-
Bonds“, „Kopplung des Wieder-
aufbaufonds an Bedingungen“, 
„Wiederaufbaufonds mehr Kre
dite“

Ursache „Vergemeinschaftung von 
Schulden“, „Verletzung euro-
päischer Verträge“, „Aufnahme 
neuer Schulden/Verletzung der 
Maastricht-Verträge“ 

„Stützung der betroffenen Län-
der“, „wirtschaftlicher Abschwung 
in Europa“, „Prognose: Einbrüche 
der Volkswirtschaften“, „expansive 
Fiskalpolitik“, „EU-Mitgliedsstaa-
ten sind auf gemeinsame EU-Hilfen 
angewiesen“

Verursacher/-in „Deutschland“, „Sparsamen Vier/Fünf“, „Italien“, „Frankreich“, 
„Spanien“, „EU-Kommission“

Bewertung „Instrumentalisierung Südeuro-
pas“, „Schuldentragfähigkeit in 
Gefahr“, „provokantes Verhalten 
Italiens“, „negative Wirkung des 
Wiederaufbaufonds“

„Mangelnde Solidarität der Spar-
samen Vier/Fünf“, „Machtdemons-
tration Deutschlands“, „positive 
Bewertung des Merkel/Macron-
Vorschlags“, „Arroganz der Spar
samen Vier/Fünf“

Bewertung „Solidarität der EU“, „schlechte gesamtwirtschaftliche Lage“, „Vertie-
fung der Spaltung Nord Süd“, „Wechsel der Position Deutschlands“

Lösung „Wiederaufbaufonds-Gelder an 
Auflagen koppeln“, „Vergabe 
Kredite“, „neuer Rettungsschirm“, 
„Verringerung der Zuschüsse“, 
„Strengere Sanktionen der 
EU-Kommission“

„Wiederaufbaufonds“, „Vergabe 
Zuschüsse“, „Akzeptanz gemein-
same Schulden“, „flexible Anwen-
dung des Stabilitätspakts“

Policy-Option „Kredite des Wiederaufbaufonds 
sollen an Strukturreformen gekop-
pelt werden“, „Zeitliche Begren-
zung der Corona-Hilfsprogramme“, 
„EU-Finanzpaket über 540 Milliar-
den Euro als Kredite“

„Corona-Bonds“, „Wiederauf-
baufonds i. H. v. 750 Milliarden 
Euro“, „250 Milliarden Euro als 
Kredite“

Forderungsadressat/-in „Deutschland“, „Italien“, „alle Regierungschefs/-innen“, „EU-Kommis-
sion“

Kompetenzabschreibungen „Deutschland“, „Italien“, „Sparsame Vier/Fünf“

Quelle: Eigene Darstellung.
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Zuerst erfolgt die Ergebnisdarstellung der neo-
klassischen vor der keynesianischen Frame-Ana-
lyse. In Übereinstimmung zur Frame-Analyse für 
die Berichterstattung 2018 wurden Modelle mit 
und ohne Akteuren gerechnet. Allerdings wird im 
Folgenden, um Redundanzen zu vermeiden, nur 
der im Vergleich mit und ohne Akteure aussage-
kräftigere Frame erläutert.

6.3.1	 Neoklassische Frame-Analyse
Für die erste neoklassische Problemdefinition 
zeigt die LOGIT-Analyse einen Medien-Frame, 
der die „Aufnahme neuer Schulden“ bzw. die  
„Verletzung der Maastricht-Kriterien“ als Ursa-

che für das Problem der Aussetzung ebendie-
ser Schulden sieht. Der italienischen Regierung 
und/oder dem italienischen Ministerpräsiden-
ten wird in diesem Deutungsrahmen die Rolle 
als Verursacher/-in zugewiesen, die Bewertung 
sieht die „Schuldentragfähigkeit Europas in 
Gefahr“. Als Lösung werden „strengere Sanktio-
nen der EU-Kommission bei Verstoß gegen die 
Maastricht-Kriterien“ vorgeschlagen.27 Sie erge-
ben somit einen zusammenhängenden Aussa-
genkomplex, der darüber Auskunft gibt, was an 
der neoklassischen Sichtweise in Bezug auf die 
Maastricht-Kriterien als problematisch betrach-
tet wird und wie das Problem gelöst werden kann. 

27	 Die positiv korrelierten Variablen sind alle bis auf die Bewertungsvariable höchst bzw. sehr signifikant.

Abbildung 37: 
Frame-Analyse für die neoklassische Problemdefinition „Aussetzung der Maastricht-Kriterien“ 
(2020, mit Akteuren)

Quelle: Eigene Darstellung.
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Die Resultate des LOGIT-Modells repräsentieren 
den wirtschaftspolitischen europäischen Diskurs 
zu Beginn des Untersuchungszeitraums, als deut-
lich wurde, dass die Corona-Krise nicht innerhalb 
kürzester Zeit beendet sein wird und die euro-
päischen Volkswirtschaften erheblich belastet 
werden. Da Italien unter Giuseppe Conte bereits 
im Jahr 2018 eine höhere Staatsverschuldung an-
strebte als durch den Stabilitätspakt erlaubt, lag 
es nahe, dass das Land die Aussetzung des Pak-
tes auch während der Corona-Krise von Anfang 
an forderte. Parallel erhoben sich Stimmen in den 
Medien, dass zukünftige Generationen unter der 
Schuldenlast maßgeblich leiden werden, sollte 

die Europäische Union keine nachhaltig finan-
zierbare Lösung finden. Viele südeuropäische 
Staaten wiesen schon vor der Corona-Krise hohe 
Staatsschuldquoten auf: Italien kam im Jahr 2019 
auf 134,6 Prozent, Spanien auf 116,8 Prozent und 
Griechenland auf 180,5 Prozent (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2021b). Argumentiert wurde deshalb, 
dass eine weitere Erlaubnis zur Verschuldung die-
ser (und möglicherweise anderer) Länder durch 
die Aussetzung der Maastricht-Kriterien die ge-
samte Schuldentragfähigkeit in der Europäischen 
Union in Gefahr bringen könnte. Daher bezogen 
sich die ersten Reaktionen darauf, dass die 
EU-Kommission als Hüterin des Stabilitätspakts 

Abbildung 38: 
Frame-Analyse für die neoklassische Problemdefinition „Einführung von Corona-Bonds“ 
(2020, mit Akteuren)

Quelle: Eigene Darstellung.
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strengere Sanktionsmechanismen bei Verstößen 
etablieren sollte. So hieß es beispielsweise in 
einem Bericht des Wirtschaftsrats der CDU: „Zu-
rück zur Stabilität kann von daher nur über einen 
internationalen Konsens gefunden werden – ein 
Besinnen auf die Maastricht-Kriterien […] wären 
hierzu erforderliche Schritte“ (Wirtschaftsrat 
Deutschland 2020).28 

Aus der deskriptiven Analyse der einzelnen 
Frame-Elemente ging hervor, dass im europäi-
schen Diskurs über mögliche Corona-Hilfspro-
gramme die Frage um die Einführung der Corona-
Bonds dominierte. Das LOGIT-Modell zeigt auf, 
dass die Angst vor der „Vergemeinschaftung von 
Schulden“ aus neoklassischer Sicht die Ursache 
für das  Problem „Einführung von Corona-Bonds“ 
darstellt (Abbildung 38). Als Verursacher/-innen 
werden Italien unter Ministerpräsident Giusep-
pe Conte sowie Frankreich unter Staatspräsident 
Emmanuel Macron ausgemacht, deren Vorge-
hen als „Instrumentalisierung der Corona-Krise 
durch südeuropäische Staaten“ bewertet wird. 
Als Lösung des Problems soll ein „neuer europäi
scher Rettungsschirm der Euro-Gruppe“ aufge-
stellt und die konkrete Policy-Option eines „EU-

Finanzpaket über 540 Milliarden Euro als Kre-
dite“ umgesetzt werden, wobei die Kredite aus 
dem Euro-Rettungsschirm ESM, einem Garantie
fonds der Europäische Investitionsbank und 
dem Kurzarbeitergeld-Programm SURE kommen 
sollen.29 Die Analyse bildet die erhöhte Medien-
aufmerksamkeit insbesondere für die kausale 
Interpretation (Ursache, Verursacher/-in) des 
Problems seit Beginn der Corona-Krise und bis 
zur gemeinsamen Entscheidung eines Wieder-
aufbaufonds ab. Der Grund für die Ablehnung 
der Corona-Bonds bzw. der Euro-Bonds während 
der Euro-Krise bezog sich auf die Befürchtung 
der Länder mit hoher Bonität und niedrigeren 
Staatsschuldenquoten, die zugleich auch die 
größten Nettozahler für den EU-Haushalt sind, 
sie müssten für die Schulden der Länder mit 
niedriger Bonität und einer hohen Gesamtver-
schuldung haften (Vergemeinschaftung von be-
stehenden oder neuen Schulden). In den Medien 
sprachen Akteure wie beispielsweise der öster-
reichische Kanzler Sebastian Kurz im Spiegel 
von einer „Schuldenunion durch die Hintertür“ 
(Mayr/Popp 2020). Dass Italien und Frankreich 
in den Debatten als Verursacher/-innen ange-
sehen werden, ist auf ihren starken Einsatz für 
die Bonds zurückzuführen. Frankreich als zweit-
größte und Italien als drittgrößte Volkswirtschaft 
Europas sind aufgrund ihrer Bedeutung für die 
Europäische Union und der hohen Staatsschul-
denquoten (2020: Italien 155,8 Prozent, Frank-
reich 115,7 Prozent, vgl. Statistisches Bundes-

28	Der Medien-Frame besteht auch unter Ausschluss der Akteure aus denselben übrigen Frame-Elementen und wird da-
her nicht näher erläutert. 

29	Dabei sind vier der sechs positiven Koeffizienten jeweils auf dem 0,1- bzw. 1-prozentigen Signifikanzniveau höchst 
bzw. sehr signifikant, zwei (Verursacher: Frankreich und die Policy-Option) auf dem 10-prozentigen Signifikanzniveau. 

2020: Frage um die Einführung 
der Corona-Bonds dominiert 

den europäischen Diskurs.
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amt 2021b) die bedeutendsten Akteure, die für 
die Vergemeinschaftung europäischer Schulden 
stritten. Hingegen sprachen sich Österreich und 
anfangs auch Deutschland strikt gegen diese 
Form von Bonds aus. In der Diskussion zwischen 
den Regierungschefs/-innen wurde angesichts 
der Dringlichkeit, mit welcher die Corona-Krise 
bekämpft werden musste, den südeuropäischen 
Staaten unterstellt die Situation zur Einführung 
der Bonds auszunutzen. Aus diesem Grund wur-
de neben der Option, den ESM-Rettungsschirm in 
Anspruch nehmen zu können, auch der Vorschlag 

der Euro-Gruppe über einen neuen gemeinsamen 
Rettungsschirm als sinnvoll angesehen. Der Vor-
schlag wurde bereits am 26. März in der Presse-
berichterstattung diskutiert, am 09. April einig-
ten sich die europäischen Finanzminister/-innen 
auf eine konkrete Ausarbeitung und beschlossen 
das 540 Milliarden Euro Paket am 23. April.30 

Die Ergebnisse der Frame-Analyse für die neo-
klassische Problemdefinition „Keine Kopplung 
des Wiederaufbaufonds an Bedingungen/Struk-
turreformen“ (Abbildung 39) lieferten keine Ur-

30	Auch hier besteht der Medien-Frame unter Ausschluss der Akteure aus denselben übrigen Frame-Elementen und wird 
daher nicht näher erläutert.

Abbildung 39: 
Frame-Analyse für die neoklassische Problemdefinition „Keine Kopplung des Corona-Wieder-
aufbaufonds an Bedingungen/Strukturreformen“ (2020, mit Akteuren)

Quelle: Eigene Darstellung.
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sache für das konstatierte Problem. Allerdings 
macht der mediale Deutungsrahmen sichtbar, 
dass aus neoklassischer Perspektive vor allem 
Italien und Spanien als Verursacher/-innen des 
Problems gesehen werden. Dies geht mit einer 
„negativen Wirkung des Wiederaufbaufonds auf 
die Bürger/-innen“ als zentrale Bewertung der 
bisherigen Überlegungen einher. Das Binden der 
Gelder des Wiederaufbaufonds an Auflagen  – 
konkret die Verschränkung der Kreditvergabe mit 
einer Verpflichtung zur Strukturreformen – wer-
den als Lösung und konkrete Policy-Option dar-
gestellt, die primär durch Deutschland als Forde-
rungsadressat vorangebracht werden müssten.31 

 

Italien und Spanien wurden für die Forderung, 
die Gelder des EU-Wiederaufbaufonds nicht an 
Bedingungen zu knüpfen, verantwortlich ge-
macht, da sich beide Regierungschefs bereits 
bei den Debatten um die Inanspruchnahme der 
ESM-Gelder öffentlich gegen zwingende Refor-
men am Arbeitsmarkt oder am Rentensystem als 
Gegenleistung für die Zahlungen ausgesprochen 
hatten. Als Kompromiss wurde beschlossen, 
dass die Gelder des Wiederaufbaufonds nur für 
direkte oder indirekte Gesundheitskosten ver-
wendet werden dürfen. In vielen Artikeln der 
Presse wurde die Forderung nach Bedingungen 

auch damit begründet, dass die Bürger/-innen 
Angst vor einer (zukünftigen) höheren Belastung 
durch den Wiederaufbaufonds hätten. So hieß 
es in einem Artikel aus dem Handelsblatt un-
ter der Überschrift „Ein Lob auf die Sparsamen 
Vier“: „[D]em Bürger wird auf jeden Fall, entwe-
der direkt oder indirekt in die Tasche gelangt. Da-
für haben die Menschen ein Gespür“. (Sigmund 
2020) Interessant ist dabei, dass insbesondere 
Deutschland bzw. die damalige Bundeskanzle-
rin Angela Merkel signifikant häufiger als andere 
Akteure zum Handeln aufgefordert wurde. Dies 
kann einerseits mit der Schlüsselrolle Deutsch-
lands erklärt werden, wodurch Deutschland die 
Kompetenz zugesprochen wurde, die südeuro-
päischen Staaten von der Notwendigkeit der 
Bedingungen zu überzeugen. Andererseits kann 
dies auf die Kritik innerhalb Deutschlands zu-
rückgeführt werden. So forderten Akteure aus 
der deutschen Politik und Wirtschaft die eigene 
Regierung auf, den südeuropäischen Staaten 
nicht entgegenzukommen und auf den nötigen 
Strukturreformen in den hilfsbedürftigen Län-
dern zu bestehen.32 

Die neoklassische Problematisierung der Vor-
schläge, den „Corona-Wiederaufbaufonds durch 
mehr Zuschüsse als Kredite“ zu gestalten, ver-
weist auf die „Verletzung der europäischen 
Verträge“ als Ursache und Italien als Verursa-
cherin dieser Fehlentwicklung. Als Bewertung 
wird auf die „negative Wirkung des Wiederauf-

31	 Die Variablen der Bewertung, Lösung und Policy-Option sind auf dem 0,1-prozentigen Signifikanzniveau höchst signi-
fikant. Die Akteursvariablen sind auf dem 10-prozentigen Signifikanzniveau signifikant.

32	 Wird ein LOGIT-Modell für die neoklassische Problemdefinition „keine Kopplung des Corona-Wiederaufbaufonds an 
Bedingungen“ ohne Akteure gerechnet, zeigt sich auch hier ein ansonsten identischer Frame.

Neoklassische Frames: 
Hadern mit Italien und Spanien; 

Deutschland als „Schlüssel“.
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baufonds auf die Bürger/-innen“ verweisen und 
es werden drei Lösungsvorschläge („Vergabe 
von rückzahlbaren Krediten“, „Verringerung der 
Zuschüsse“ und die Bindung der Gelder des 
Wiederaufbaufonds an Auflagen) sowie eine 
Policy-Option („Kredite des Wiederaufbaufonds 
sollen an Strukturreformen gekoppelt werden“) 
angeboten. Dieses Resultat der multivariaten 
Frame-Analyse korrespondiert gut mit den Ergeb-
nissen der deskriptiven Analyse.33 So nannten 
einige EU-Länder im Streit über das Verhältnis 
der Kredite und Zuschüsse für den Wiederauf-

baufonds erneut Italien mit Giuseppe Conte als 
Verursacher/-in. Die „Sparsamen Vier/Fünf“, 
bestehend aus Österreich, den Niederlanden, 
Dänemark, Schweden und Finnland, intendier-
ten durch ihre Forderung nach einer Erhöhung 
der Kredite und einer Verringerung der Summe 
der Zuschüsse, dass die in den europäischen 
Verträgen verankerte Verschuldungsregeln nicht 
leichtfertig übergangen werden. Aus ihrer (neo-
klassischen) Sicht sollte der Wiederaufbaufonds 
klar begrenzt und an Reformauflagen geknüpft 
sein. Daneben plädierten die „Sparsamen Vier/

Abbildung 40: 
Frame-Analyse für die neoklassische Problemdefinition „Corona-Wiederaufbaufonds durch 
mehr Zuschüsse als Kredite“ (2020, mit Akteuren)

Quelle: Eigene Darstellung.

33	 Während die Verursachervariable und die beiden Lösungsvariablen mit einem 0,1-prozentigen Signifikanzniveau 
höchst signifikant sind, weisen die Ursache, Bewertung und Policy-Option ein 10-prozentiges Signifikanzniveau auf.
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Fünf“34 für die „Vergabe von rückzahlbaren 
Krediten“ sowie für eine „Verringerung der Zu-
schüsse“. Diese beiden konkreten Forderungen 
standen im Mittelpunkt aller Diskussionen um 
den Wiederaufbaufonds, die vor allem vom Mer-
kel-Macron Vorschlag am 18. Mai über einen aus 
500 Milliarden Euro Zuschüssen bestehenden 
Fonds befeuert wurden.35

 
6.3.2 Keynesianische Frame-Analyse
In Bezug auf die keynesianische Problemdefi-
nition, dass weiterhin an der Durchsetzung der 
Maastricht-Kriterien festgehalten wird, berichte-
ten die Medien vor allem über die EU-Kommis-
sion  – die „Hüterin“ des Stabilitätspakts – als 
Verursacherin. Als Lösung wurde eine flexible 
Anwendung des Stabilitätspakts und/oder eine 

Aussetzung der Kriterien vorgeschlagen, um hö-
here Staatsausgaben zu ermöglichen. Dass die-
se keynesianische Problemdefinition lediglich 
anhand der beiden Elemente Verursacher/-in 
und Lösung diskutiert wurde, könnte auf die kur-
ze Zeitspanne von wenigen Tagen Mitte/Ende Fe-
bruar zurückzuführen sein, innerhalb derer noch 
die Durchsetzung des Stabilitätspakts gefordert 
wurde.  Da bereits im März absehbar war, dass 
die Corona-Krise die schwerwiegendste Rezes-
sion seit dem 2. Weltkrieg auslösen könnte, ei-
nigte sich alle Regierungschefs/-innen und die 
EU-Kommission auf die Aussetzung der Defizit-
Regeln, sodass „alle nationalen Regierungen so 
viel Liquidität wie nötig in die Wirtschaft pumpen 
können“, wie EU-Kommissionspräsidentin von 
der Leyen verlauten ließ (Bonse 2020).36 

34	Dass den „Sparsamen Vier/Fünf“ dieser Frame zugeschrieben werden kann, basiert auf der Auswertung der einzelnen 
Frame-Elemente im Kapitel 6.1.

35	 Wird das Modell ohne Akteure betrachtet, zeigt sich ein ähnlicher Frame für die neoklassische Problemdefinition wie 
mit Akteuren. Ergänzt wird lediglich die Bewertung, dass durch diese Maßnahme auch die „Schuldentragfähigkeit Eu-
ropas in Gefahr“ sei. 

36	Die Variable der Lösung ist auf dem 0,1-prozentigen Signifikanzniveau höchst signifikant. Die Akteursvariable ist auf 
dem 10-prozentigen Signifikanzniveau signifikant. Im Modell ohne Akteure bleibt das Frame-Element der Lösung 
höchstsignifikant, sodass im Folgenden nicht näher auf das Ergebnis eingegangen wird.

Abbildung 41: 
Frame-Analyse für die keynesianische Problemdefinition „Einige EU-Länder/die EU-Kommission 
beharren weiterhin auf der Durchsetzung der Maastricht-Kriterien“ (2020, mit Akteuren)

Quelle: Eigene Darstellung.
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Die keynesianische Definition der „Ablehnung 
von Corona-Bonds“ als Problem, beruht ur-
sächlich auf der Annahme, dass die „EU-Mit-
gliedsstaaten auf gemeinsame EU-Hilfen ange-
wiesen“ sind. Verursacht wird das Problem aus 
dieser Perspektive primär durch die Blockade-
haltung Deutschlands. Die Unterstützung der 
ablehnenden Haltung durch die Sparsamen 
Vier/Fünf wird als „mangelnde Solidarität ge-
wertet. Gelöst werden soll das Problem durch 
die allgemeine Akzeptanz gemeinsamer Schul-
den und die „Einführung von Corona-Bonds“37. 
Dieses Ergebnis bildet die Thematisierungshäu-

figkeiten und Begründungen aus der deskripti-
ven Analyse sehr gut ab. Mit der Einführung der 
Corona-Bonds nimmt die Europäische Union ge-
meinschaftlich Anleihen auf und haftet gemein-
schaftlich für diese. Auf diesem Weg hätten sich 
Italien, Griechenland oder Frankreich günstiger 
Geld am Finanzmarkt leihen können. Durch die 
massiven Einbrüche in der Wirtschaft, die von 
der COVID-19-Pandemie verursacht wurden, 
trugen gerade diese Länder dazu bei, dass die 
Debatte aus der Finanzkrise um die Euro-Bonds 
neu entfacht wurde. Im Zentrum der Argumente 
standen der Zusammenhalt und die Solidarität 

37	 Die Verursachervariable sowie Policy-Option-Variable sind höchst signifikant (Signifikanzniveau < 0,1 Prozent) wäh-
rend alle anderen Variablen des Modells signifikant sind (Signifikanzniveau < 5 Prozent).

Abbildung 42: 
Frame-Analyse für die keynesianische Problemdefinition „Ablehnung von Corona-Bonds“ 
(2020, mit Akteuren)

Quelle: Eigene Darstellung.
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der EU, die in solchen Extremsituationen für die 
wirtschaftlichen starken und schwachen Län-
der Instrumente zur Hilfestellung bereithalten 
müsse. Dass Deutschland als Verursacher/-in 
signifikant häufiger als andere Staaten genannt 
wurde, lässt sich auf die strikte Ablehnung der 
Bonds durch die Bundesregierung zurückfüh-
ren. Der Spiegel schrieb dazu: „Wieder soll die 
Bundesregierung Eurobonds zustimmen, dies-
mal Corona-Bonds genannt. Wieder wehrt sie 
sich dagegen. Und wieder zeigt sich Europa in ei-
ner schweren Krise in übler Verfassung.“ (Heyer 
et al. 2020) Gleichzeitig wurde den „Sparsamen 
Vier/Fünf“ mangelnde Solidarität vorgeworfen, 
da sie sich als niedrig verschuldete EU-Staa-
ten gegen gemeinschaftliche Schulden und für 
andere Instrumente wie die an strenge Bedin-
gungen gekoppelten ESM-Kredite aussprechen 
konnten.38 

Bei der Frame-Analyse für die keynesianische 
Problemdefinition „Kopplung des Corona-Wieder-
aufbaufonds an Bedingungen/Strukturreformen“ 
(Abbildung 43) ist nur das Element der Verursa-
cher/-in signifikant positiv. Dieses Ergebnis kann 
so verstanden werden, dass die Problematisie-
rung der Kopplung der Gelder an Bedingungen 
nicht als umfassender eigenständiger Deutungs-
rahmen in den Diskurs eingebracht wurde, son-
dern nur vereinzelt und als Reaktion auf die neo-
klassischen Forderungen. Somit reagierten die 
Akteure mit keynesianischer Perspektive, die süd-
europäischen Staaten, auf die Appelle der Akteu-
re mit neoklassischer Sichtweise, insbesondere 
der „Sparsamen Vier/Fünf“ – sie kommunzierten 
jedoch nicht strategisch über einen komplexen 
Frame in der Presseberichterstattung.39 In der 
Öffentlichkeit entwickelte diese keynesianische 
Sichtweise somit wenig Relevanz.

38	Wird für das keynesianische Problem „Ablehnung von Corona-Bonds“ ein Modell ohne Akteure gerechnet, zeigt sich 
ein ähnlicher Medien-Frame. Allerdings kommt die Ursache „Stützung der Länder, die von der Krise besonders getrof-
fen sind“ hinzu. Dies ist darauf zurückzuführen, dass sich die am stärksten betroffenen Länder in Europa, insbeson-
dere Italien infolge des Shutdowns der Wirtschaft und der hohen Staatsverschuldung von über 130 Prozent, stark für 
finanzielle Hilfen an besonders betroffene Staaten einsetzten.

39	Auch für die Analyse ohne Akteure liefert das LOGIT-Modell einen Medien-Frame, der lediglich aus einem Element be-
steht („Wiederaufbaufonds in Höhe von 750 Milliarden Euro für Länder in Form von Krediten und Zuschüssen“). Daher 
wird auf eine detaillierte Darstellung dieses Medien-Frames verzichtet.

Abbildung 43: 
Frame-Analyse für die keynesianische Problemdefinition „Kopplung des Corona-Wiederauf-
baufonds an Bedingungen/Strukturreformen“ (2020, mit Akteuren)

Quelle: Eigene Darstellung.
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Rund um die keynesianische Deutung, dass 
die Gestaltung des „Corona-Wiederaufbaufonds 
durch mehr Kredite als Zuschüsse“ ein Problem 
darstellt, findet sich der komplexeste Frame, 
der in der Berichterstattung zur Corona-Krise 
in Italien sichtbar gemacht werden konnte. Die 
Notwendigkeit aus keynesianischer Sicht, die 
von der Krise besonders betroffenen Länder zu 
stützen, erklärt ursächlich, warum finanzielle 
Hilfen als Problem angesehen werden. Als als 

Verursacher/-innen gelten die „Sparsamen Vier/
Fünf“, die stets für einen hohen Kreditanteil im 
Wiederaufbaufonds plädierten, während der 
Merkel/Macron-Vorschlag zur Einrichtung und 
Ausgestaltung eines Wiederaufbaufonds und 
der damit zusammenhängende „Wechsel in der 
Position Deutschlands“ positiv bewertet werden. 
Als Lösung wird neben der allgemeinen „Einfüh-
rung eines Wiederaufbaufonds (Recovery Plan)“ 
auch vorgeschlagen, dass dessen Hilfen als Zu-

Abbildung 44: 
Frame-Analyse für die keynesianische Problemdefinition „Corona-Wiederaufbaufonds durch 
mehr Kredite als Zuschüsse“ (2020, mit Akteuren)

Quelle: Eigene Darstellung.
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schüsse gezahlt werden sollten. Im Detail wird 
als konkrete Policy-Option für die „Vergabe von 
zusätzlich 250 Milliarden Euro als zinsgünstige 
Kredite“ plädiert. Innerhalb dieses Deutungsrah-
mens wird den „Sparsamen Vier/Fünf“ jegliche 
Lösungskompetenz für das definierte Problem 
abgeschrieben.40 

Dass über Deutschland bzw. Angela Merkel und 
ihre Politik in diesem Frame zwei Bewertungen 
vorgenommen wurden, spiegelt den politischen 
Wechsel Deutschlands Mitte Mai wider. In den 
Debatten um die Corona-Bonds galt Deutsch-
land noch als politischer Gegner der südeuro
päischen Staaten, die der Bundesrepublik eine 
Machtdemonstration ihrer wirtschaftlichen Stär-
ke und mangelnde Solidarität unterstellten. 
Dies änderte sich mit dem Merkel-Macron-Vor-
schlag am 18. Mai über einen Hilfsfonds, der aus 
500 Milliarden Euro Zuschüssen bestehen soll-
te, wodurch sich auch die Sichtweise, beson-
ders der Italienier/-innen, auf die deutsche Poli
tik änderte, hin zu positiven Bewertungen und 
Lobäußerungen. Die zum Deutungsrahmen ge-

hörende Policy-Option bezieht sich konkret auf 
die Ausgestaltung des Wiederaufbauplans über 
750 Milliarden Euro. Nach dem Merkel-Macron 
Vorschlag legten die „Sparsamen Vier/Fünf“ ei-
nen Gegenentwurf vor, der nur Kredite und kei-
ne Zuschüsse vorsah. In der darauffolgenden 
Diskussion über das Verhältnis von Zuschüssen 
und Krediten im Wiederaufbaufonds, forderten 
die südeuropäischen Staaten den Betrag der 
Kredite von 390 Milliarden auf 250 Milliarden 
Euro zu reduzieren. In diesem Kontext wurden 
den „Sparsamen Vier/Fünf“ nicht nur von Ak-
teuren aus südeuropäischen Staaten die Lö-
sungskompetenz für das konstatierte Problem 
abgeschrieben. Beispielsweise äußerte sich 
auch der (postkeynesianische) Ökonom Heiner 
Flassbeck in der tageszeitung mit den polemi-
schen Worten: „[D]iese ‚irren Vier‘ sind noch 
dümmer als die Deutschen“ (Herrmann 2020). 
In einem Artikel der Süddeutschen Zeitung wur-
de die italienische Regierung mit den Worten 
zitiert, der Vorschlag der „Sparsamen Vier“ sei 
„defensiv und unpassend. Italien trägt mehr 
zum Haushalt der EU bei als diese vier Länder 
zusammen“ (Brössler/Meiler 2020). Schließ-
lich konnten sich die EU-Kommission und die 
Regierungschefs/-innen auf einen Kompromiss 
einigen, sodass von den 750 Milliarden Euro 
390 Milliarden Euro als Zuschüsse und 360 Mil-
liarden Euro als Kredite gezahlt werden sollten 
(vgl. BMF 2020c).41 

 
40	Die Koeffizienten der Verursacher/-in und Lösungen sind auf dem 0,1-Prozent-Signifikanzniveau höchst signifikant, 

die Koeffizienten der Ursache, Bewertungen, Policy-Option und der Kompetenzabschreibung sind auf dem 1-Prozent-
Signifikanzniveau sehr signifikant bzw. auf dem 10-Prozent-Signifikanzniveau signifikant.

41	 Bei der Betrachtung der Frame-Analyse unter Ausschluss der Akteursvariablen zeigt sich ein ähnlicher Frame. Der 
Unterschied liegt in der zusätzlichen Bewertung „Beschimpfung der nordeuropäischen Länder/der Sparsamen Vier/
Fünf als arrogant/egoistisch“. Dieses Ergebnis untermalt, dass der Diskurs über die Ausgestaltung des Wiederauf-
baufonds seitens der Länder mit keynesianischer Perspektive von Bewertungen des „Gegenlagers“ geprägt war.
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Merkel/Macron-Vorschlag 
über Wiederaufbaufonds 
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6.4	 Fazit: Die Berichterstattung 
	 über die Corona-Krise in Italien 2020

Zusammenfassend zeigt sich, dass das keynesia
nische Paradigma in der Berichterstattung über 
die wirtschaftspolitischen Corona-Hilfsprogram-
men dominiert. Während in knapp 30  Prozent 
der Artikel zum Thema neoklassische Problem-
sichten dargestellt werden, greifen rund zwei 
Dritteln die keynesianischen Problemdefini-
tionen auf (beide Perspektiven wurden in nur 
knapp 10 Prozent der Artikel vertreten). 

Ein noch stärkerer Unterschied zeigt sich für die 
angeführten Ursachen der konstatierten Proble-
me: 14 verschiedenen Ursachen die einer keyne-
sianischen Perspektive zugeschrieben werden 
können kommen in über 85 Prozent der Artikel 
(mit Ursachennennung) vor. Neoklassische Ur-
sachen weisen zwar ebenfalls eine große Vielfalt 
auf – 13 verschiedene Problembegründungen 
können unterschieden werden – werden jedoch 
nur in 44,4 Prozent dieser Artikel genannt. Ver-
antwortungszuschreibungen an einzelne Akteu-
re bzw. Staaten finden sich in über 75 Prozent 
aller Artikel, dabei werden vor allem Deutsch-
land, die „Sparsamen Vier/Fünf“ (Österreich, 
die Niederlande, Dänemark, Schweden und 
Finnland) und Italien adressiert. Das sind auch 
die Länder, die am häufigsten bewertet wer-
den – die nordeuropäischen Staaten doppelt 

so häufig wie ihre südeuropäischen Pendants. 
Dabei ist vor allem Deutschland hervorzuheben, 
das sowohl aus neoklassischer wie auch aus 
keynesianischer Perspektive positiv und nega-
tiv bewertet wird. Auch hinsichtlich möglicher 
Lösungsvorschläge zu den thematisierten Pro
blemen bleibt das Verhältnis keynesianischer zu 
neoklassischer Perspektiven relativ konstant: In 
89 Prozent der Artikel, in denen Lösungen the-
matisiert werden, finden sich elf verschiedene 
keynesianische Lösungen, in 47 Prozent werden 
acht verschiedene neoklassische Vorschläge 
dargestellt. Eine kleinere Diskrepanz zeigt sich 
für die Policy-Optionen. Hier stehen 54 Prozent 
der Artikel mit zwölf verschiedenen neoklassi-
schen Policy-Optionen neun keynesianischen 
Vorschlägen gegenüber, die in 78 Prozent der 
Artikel mit Policy-Optionen thematisiert werden. 
Im Zeitverlauf wird sichtbar, dass die konkreten 
neoklassischen Vorschläge, den Entwicklungen 
der europäischen Politik folgend, zunehmend 
weniger in den Medien thematisiert werden. Hin-
sichtlich der Forderungsadressaten/-innen und 
den Kompetenzabschreibungen sind es erneut 
Deutschland und Italien, die zum Handeln oder 
zum Finden eines Kompromisses aufgefordert 
werden. Beiden Ländern wird allerdings auch – 
zusammen mit den „Sparsamen Vier/Fünf“ – in 
der Berichterstattung am häufigsten die Kom-
petenz zur Problemlösung abgesprochen. Die 
untersuchten Printmedien beziehen sich auf 
Deutschland in seiner Schlüsselrolle als ökono-
misch stärkster Staat Europas, auf Italien stell-
vertretend für die Forderungen der Länder mit 
keynesianischer sowie auf die „Sparsamen Vier/
Fünf“ stellvertretend für die Länder mit neoklas-
sischer Ausrichtung. 

Corona-Krise in Italien:
Keynesianisches Paradigma 

dominiert die Berichterstattung 
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Die Ergebnisse der Frame-Analyse belegen, dass 
sich die einzelnen (neoklassischen und keynesia
nischen) Frame-Elemente in der Berichterstat-
tung durchaus zu bestimmten übergreifenden 
Rahmungen verdichten. Insbesondere zu den 
Problemdefinitionen um die (Nicht)Einführung 
von Corona-Bonds und die Ausgestaltung des 
Wiederaufbaufonds können komplexe Frames 
nachgewiesen werden.42 

Dabei fällt auf, dass Deutschland bzw. Ange-
la Merkel und/oder ihre Politik in der Presse-
berichterstattung zwar häufig negativ bewertet 
werden, diese Bewertung jedoch kein Teil eines 
paradigmatisch eindeutigen Frames ist. Es wird 
ersichtlich, dass einzelne Akteure Deutschland 
häufig kritisieren, diese Kritik jedoch nicht in ei-
nen größeren Rahmen gesetzt und beispielswei-
se mit einer grundlegenden Problemdefinition in 
Zusammenhang gebracht wird. Dieses Ergebnis 
lässt sich auch hinsichtlich der Kompetenzab-
schreibungen finden: Zwar wird vielen Akteu-
ren in der medialen Darstellung die Kompetenz 
abgesprochen, konstatierte Probleme zu lösen, 
selten ist dies jedoch in einen kohärenten, über-
greifenden Deutungszusammenhang eingebet-
tet, der Ursache und Verursacher/-in, (Akteurs)
Bewertungen und Lösungsvorschläge mitliefert. 

Dies lässt sich damit erklären, dass Kompetenz
abschreibungen als vereinzelte Reaktionen auf 
provokante und/oder populistische Äußerun-
gen anderer Akteure erfolgten. Ferner ist bemer-
kenswert, dass Italien (unter Giuseppe Conte) für 
jede neoklassische Problemdefinition als Verur-
sacher/-in genannt wird (teils zusammen mit 
Frankreich und/ oder Spanien) – vermutlich da 
sich das Land am stärksten für finanzielle Hilfen 
besonders stark betroffener Staaten einsetzte.

 
Hinsichtlich der Verantwortung der Presse, die 
Bürger/-innen objektiv und ausgewogen über 
komplexe wirtschaftspolitische Vorgänge zu in-
formieren, kann festgestellt werden, dass der 
Verlauf der Verhandlungen über Corona-Hilfen 
auf europäischer Ebene in den Medien adäquat 
dargestellt wurde: Wenn relevante Akteure wie 
die italienische Regierung oder die „Sparsamen 
Vier/Fünf“ ihre jeweilige paradigmatische Aus-
richtung in den Verhandlungen verdeutlichten, 
hat die Presse zeitlich simultan diesen Perspek-
tiven in ihrer Berichterstattung mehr Platz einge-
räumt. Des Weiteren wurden die aus der jeweili-
gen paradigmatischen Sicht identifizierten Pro-
bleme meist auch in komplexen Sinnzusammen-
hängen dargestellt und somit der Anspruch an 
die Medien, politische Vorgänge einzuordnen, 
zum großen Teil erfüllt. Da während Krisenzeiten 
keynesianische Wirtschaftspolitiken grundsätz-
lich häufiger eingenommen werden, kann das 
Verhältnis der Thematisierungshäufigkeiten bei-
der Paradigmen in den Medien als relativ ausge-
wogen bezeichnet werden. 

42	Bei den Analysen mit und ohne Akteursvariablen können oftmals fast identische Frames gestellt werden. Ein Unter-
schied liegt in der Verlagerung der prägnanten Frame-Elemente. So rückten die Bewertungsvariablen verstärkt in den 
Fokus bei Ausschluss der Akteure.

Kritik an Deutschlands Politik 
ist keinem bestimmten 

paradigmatischen Frame 
zuzuordnen.
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Ausgangspunkt der Analysen
Mit der vorliegenden Forschungsarbeit wurde 
die Rolle der beiden zentralen wirtschaftspoli-
tischen Paradigmen (Neoklassik/Keynesianis-
mus) in der deutschen Berichterstattung über 
die italienische Wirtschafts- und Finanzpolitik 
2018 und über die europäische Wirtschaftspoli
tik in der Corona-Krise 2020 untersucht. Dazu 
wurden Medien-Frames und einzelne Frame-Ele-
mente in der Berichterstattung von Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, Handelsblatt, Süddeutsche 
Zeitung, Die Welt, tageszeitung, BILD und Spie-
gel identifiziert, die den beiden Paradigmen zu-
geteilt werden konnten.

Hinsichtlich der Berichterstattung zum italieni-
schen Haushaltsstreit mit der EU-Kommission 
wurde angesichts der Dominanz des neoklassi-
schen Paradigmas im (deutschen) öffentlichen 
wie (wirtschafts)wissenschaftlichen Diskurs 
keine ausgewogene Darstellung beider Perspek
tiven erwartet. Auch medial, so die Hypothese, 
würden neoklassische Interpretationen der Lage 
und die Forderung nach Austeritätsmaßnahmen 
dominieren. Demgegenüber stützte sich die Un-
tersuchung der Berichterstattung zur Corona-

Krise in Italien 2020 auf die Annahme einer aus-
gewogeneren Darstellung beider Perspektiven. 
Aufgrund der durch die Corona-Pandemie ausge-
lösten schweren Rezession wurde erwartet, dass 
sich der auf europäischer (wirtschaftspolitischer) 
Ebene vollzogene Paradigmenwechsel auch in 
der deutschen Berichterstattung wiederfindet. 
Offen war, ob die (italienische) Perspektive, die 
auf keynesianischen Kausalinterpretationen 
beruhte und beispielsweise Forderungen nach 
Finanzhilfen ohne Bedingungen erhob sowie 
die die neoklassische Perspektive der stärkeren 
Wirtschaftsnationen, insbesondere der „Spar-
samen Vier/Fünf“ (Österreich, die Niederlande, 
Dänemark, Schweden und Finnland), medial in 
einen kohärenten Sinnzusammenhang gebracht 
wurden – und in welchem Verhältnis dies ge-
schah. Es wurde erwartet, dass die Medien zwar 
beide Perspektiven thematisieren, sich die key-
nesianischen Deutungen im Jahr 2020 jedoch 
häufiger auffinden lassen.
 
An die Medien kann in dieser Situation der An-
spruch formuliert werden, die unterschiedlichen 
Problemperspektiven in einem ausgewogenen 
Verhältnis darzustellen. Die Rolle der Presse ist 
zentral für die Vermittlung von Informationen aus 
der Teil-Öffentlichkeit Politik, insbesondere bei 
komplexen wirtschaftspolitischen Vorgängen, 
an die Bürger/-innen. Sie wirkt wesentlich an 
der Meinungsbildung der Bürger/-innen mit, was 

7	 Zusammenfassung und Fazit

Wurde über die 
Wirtschaftspolitik Italiens 

ausgewogen berichtet?
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die Relevanz der Forderung nach einer objekti-
ven und ausgewogenen wirtschaftspolitischen 
Berichterstattung unterstreicht.

In der Intention, eine mögliche anfängliche 
Dominanz des neoklassischen Paradigmas in 
der wirtschaftspolitischen Berichterstattung 
sowie die mediale Repräsentation des späteren 
Paradigmenwechsel offenzulegen, wurde das 
Framing deutscher Tageszeitungen und Magazi-
nen für beide Ergeignisse analysiert. Im Zentrum 
eines Framings steht dabei die die Deutung der 
Situation (aus der jeweiligen paradigmatischen 
Sicht) mittels der Definition eines zentralen Pro-
blems. Über die Vermittlung in den Medien kön-
nen Akteure ihre Deutungen im Diskurs durch-
setzen, sodass diese auf die politische Arena zu-
rückwirken. Frames identifizieren aber nicht nur 
ein zentrales Problem, sondern zeigen auch auf, 
welche Ursachen, Verursacher/-innen, Lösungen 
sowie konkrete Policy-Optionen damit verbun-
den sind. Darüber hinaus benennen sie, an wel-
che Akteure erhobene Forderungen adressiert 
und wem Kompetenzen zur Lösung des Problems 
abgesprochen werden. So wurde unter Rückgriff 
auf diese kommunikationswissenschaftlichen 
Instrumente angenommen, dass der öffentliche 
Diskurs zum italienischen Haushaltsstreit mit 
der EU-Kommission 2018 sowie zur Corona-Krise 
in Italien 2020 anhand von Frames in der Presse-
berichterstattung gut abgebildet werden kann. 

Paradigmenwechsel in Krisenzeiten
Mit dem Ziel, die Rollen beider Paradigmen in 
der Berichterstattung zu unterschiedlichen The-
men, in unterschiedlichen Jahren und unter

schiedlichen konjunkturellen Situationen sicht-
bar zu machen, zeigt die Untersuchung im Ver-
gleich der aufgefundenen Medien-Frames eine 
Veränderung der medial dominierenden wirt-
schaftspolitischen Ausrichtung. Wirtschafts-
berichterstattung bedient sich bestimmter 
wirtschaftspolitischer Paradigmen, um einen 
kontextuellen Rahmen für einen Sachverhalt 
zu schaffen. Die solchen Rahmungen zugrun-
deliegende wirtschaftspolitische Ausrichtung 
kann variieren, sobald ein exogener Faktor, wie 
beispielsweise das Auftreten einer Krise, das 
Thema tangiert. Das hat zur Folge, dass Jour-
nalisten/-innen für ihre Texte eine andere wirt-
schaftspolitische Ausrichtung wählen und somit 
für die Rezipierenden den Blickwinkel auf ein 
Ereignis verändern. 

Lange Zeit dominierten neoklassisch inspirier-
te Politiken eindeutig das Feld der (deutschen 
und europäischen) Wirtschaftspolitik. Allerdings 
wird in Krisenzeiten oftmals verstärkt auf nach-
frageorientierte Maßnahmen zurückgegriffen. 
Um Rezessionen zu bekämpfen, werden daher 
eher keynesianische Instrumenten genutzt und 
beispielsweise eine expansive Fiskalpolitik ver-
folgt. Hierbei wird vorausgesetzt, dass die ver-
ursachten Kosten des ökonomischen Schocks 
die Kosten der Maßnahmen zur Stabilisierung 

Zusammenfassung und Fazit

In Krisenzeiten rücken 
häufig nachfrageorientierte 
Maßnahmen in den Fokus – 

politisch wie medial. 
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nicht übersteigen (vgl. Bessau/Lenk 2000).43 
Dieser Paradigmenwechsel zwischen 2018 und 
2020 spiegelt sich auch in der Berichterstattung 
wider. Aus der Untersuchung der medialen Dar-
stellungen zur Wirtschafts- und Finanzpolitik der 
neuen italienischen Regierung 2018 geht hervor, 
dass das neoklassische Paradigma in den unter-
suchten Printmedien dominierte. Im Unterschied 
dazu belegt die Analyse zur Corona-Krise 2020 
eine Dominanz der keynesianischen Sichtweise 
in den wirtschaftspolitischen Diskursen. 

Dabei sind die in den Medien vorgefundenen 
Frames die der Neoklassik zugeordnet werden 
können meist deutlich komplexer als ihre key-
nesianischen Pendants (Ausnahmen bilden die 
keynesianischen Frames zum Thema Corona-
Bonds und zum Verhältnis von Zuschüssen 
und Krediten in den Hilfszahlungen des euro-
päischen Wiederaufbaufonds). Die Unterschie-
de in der Komplexität können jedoch darauf 
zurückgeführt werden, dass einige Probleme 
aus keynesianischer Sicht (Durchsetzung der 

Maastricht-Kriterien, Kopplung des Wiederauf-
baufonds an Bedingungen) eher als kurzlebige 
Gegenbewegungen auf die konträren (neoklas-
sischen) Forderungen entstanden sind und nicht 
im Mittelpunkt der Argumentation der Akteure 
standen. Somit bildeten die Medien in diesen 
Fällen keinen zusammenhängenden Aussagen-
komplex ab, da die Thematiken entweder als ir-
relevant erachtet wurden oder es schlicht keine 
komplexe politische Argumentation zum Vermit-
teln gab. Aufgrund der Tatsache, dass die beiden 
thematisch dominanten Problemdefinitionen 
(Corona-Bonds und Zuschüsse versus Kredite) 
jedoch für beide Paradigmen als zusammen-
hängende Gesamtkomplexe dargestellt wurden, 
kann konstatiert werden, dass die Medien den 
Diskurs in 2020 grundsätzlich auf adäquate Art 
und Weise reflektierten.

Weiterhin zeigen die Ergebnisse der Frame-
Analysen, dass sich sowohl in der Berichterstat-
tung 2018 als auch 2020 neoklassische Frames 
eher auf Lösungen bezogen, während die key-
nesianischen Frames Bewertungen in den Fokus 
nahmen. Es kann davon ausgegangen werden, 
dass die EU-Kommission im Haushaltsstreit mit 
Italien 2018 konkrete Lösungen forderte, wäh-
rend die italienische Regierung eher die Verant-
wortlichkeiten für die existierenden Probleme 
betonte und die entsprechenden Akteure nega-

43	 Zur Rezessionsbekämpfung der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009 wurden in Deutschland zum Bei-
spiel die Konjunkturpakete I und II eingeführt, die keynesianische Maßnahmen wie Investitionen in die Infrastruktur 
und die Zusicherung staatlicher Garantien und Kredite für Unternehmen beinhalteten (vgl. Zimmermann 2013). Aller
dings bildeten die wenigen nachfragepolitischen Maßnahmen lediglich eine Ausnahme, die teilweise auf histori-
schen Gegebenheiten basierende Dominanz des neoklassischen Paradigmas in der Wirtschaftspolitik blieb prinzipiell 
bestehen (vgl. Köhrsen 2011).

Die in den Medien 
vorgefundenen 

neoklassischen Frames sind 
meist deutlich komplexer als 

ihre keynesianischen Pendants.
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tiv bewertete. 2020 argumentierten die Länder 
mit neoklassischer Ausrichtung ebenfalls eher 
lösungsorientiert, während die Länder mit keyne-
sianischer Ausrichtung verstärkt Bewertungen in 
den Diskurs einfließen ließen. Durch die Fixierung 
der Berichterstattung auf diese Verantwortungs-
zuschreibungen und Bewertungen war die Dar-
stellung der politischen Ereignisse von 2018 und 
2020 auf der Sachebene nicht immer gegeben, 
es mangelte hin und wieder an analytischer Tiefe.

Da der Haushaltsstreit zwischen der italieni-
schen Regierung und der EU-Kommission im 
Gegensatz zum europäischen Diskurs über die 
Corona-Hilfen auf bilateraler Ebene geführt wur-
de, stand Italien und seine Politik in der Bericht-
erstattung 2018 verstärkt im Fokus als Problem-
verursacher und wurde häufiger als provokant 
und populistisch bezeichnet als in der Bericht-
erstattung 2020. Nichtsdestotrotz wurde die 
italienische Regierung bzw. Ministerpräsident 
Giuseppe Conte auch 2020 in jedem neoklas-
sischen Frame für die konstatierten Probleme 
verantwortlich gemacht. Dies verdeutlicht, dass 
die italienische Regierung als relevanter Akteur 
fungierte, der die keynesianische Sichtweise in 
der Europäischen Union repräsentierte. Neben 
Italien stand auch Deutschland 2020 häufig im 
Mittelpunkt der Debatten, da die Bundesrepu-
blik bzw. Bundeskanzlerin Angela Merkel (teil-

weise) einen Richtungswechsel in ihrer europäi
schen Wirtschaftspolitik vollzog. Durch die poli-
tische Kehrwerte Deutschlands Mitte Mai 2020 
fanden sichtbare Veränderungen auf diskursiver 
Ebene statt. Während zuvor neoklassische An-
sichten auch in den Medien überwogen, vollzog 
sich danach langsam ein Paradigmenwechsel in 
Richtung keynesianischer Argumente. Zu Beginn 
der Corona-Krise vermittelte die Berichterstat-
tung noch, dass ähnlich wie im Haushaltsstreit 
mit Italien im Jahr 2018 die EU-Kommission bei 
Verstößen gegen europäische Verträge strenger 
durchgreifen müsste. Parallel zum Umdenken 
nahezu aller EU-Regierungschefs/-innen, poli-
tischen Entscheidungsträger/-innen und Öko-
nomen/-innen, die zunehmend für nachfrage-
orientierte Maßnahmen plädierten, vollzog sich 
dieser Paradigmenwechsel aber auch in der me-
dialen Darstellung. 

Die Leistung der Medien
Die Untersuchungsergebnisse lassen darauf 
schließen, dass die mediale Darstellung der 
Paradigmen als einzelne Frame-Elemente rela-
tiv eng der politischen Agenda auf europäischer 
Ebene folgte. Wenn relevante Akteure bestimm-
te Paradigmen in den politischen Diskurs ein-
brachten, reflektierte die Presseberichterstat-
tung diese Ansichten. Daraus ergab sich die 
Dominanz neoklassischer Erklärungsmuster in 
der Berichterstattung 2018 und die Dominanz 
keynesianischer Perspektiven 2020. Dabei stellt 
sich die Frage, inwiefern die Journalisten/-innen 
keynesianische Deutungsvarianten 2018 bzw. 
neoklassische Deutungsvarianten 2020 für ihre 
Berichterstattung vernachlässigten. 

Zusammenfassung und Fazit

Im Laufe der Corona-Krise 
vollzieht sich langsam

ein Paradigmenwechsel hin zu 
keynesianischen Ansichten.
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Hier kann insbesondere die vom in Deutschland 
vorherrschenden neoklassischen Mainstream 
geprägte Berichterstattung 2018 kritisiert wer-
den, da nicht Deutschland, sondern Italien von 
der (Staatsschulden)Krise betroffen war. Da-
durch konnte die deutsche Presse Italien als 
EU-Mitglied mit einer zu hohen Staatsverschul-
dung und einer populistischen Regierung – be-
ziehungsweise den von Italien hervorgebrach-
ten Argumenten – leichter die Rationalität ab-
sprechen und entsprechenden Ansichten und 
Handlungsempfehlungen weniger Raum geben. 
Dies führte nicht nur zur Überrepräsentation der 
ablehnenden Sichtweise gegenüber den Vor-
schlägen der italienischen Regierung, sondern 
auch dazu, dass die Presse den Diskurs nicht 
gänzlich auf der Sachebene abbildete. Für die 
Berichterstattung 2018 können somit Defizite in 
der Ausgewogenheit der Darstellungen konsta-
tiert werden, da die Presse verschiedene Pro
blemansichten nicht umfassend vermittelte, sich 
eher auf eine (die neoklassische) Perspektive 
konzentrierte und somit die Meinungsbildung 
der Bürger/-innen zu diesem Thema tendenziell 
einseitig prägte. 

Im Unterschied dazu, war Deutschland während 
des Untersuchungszeitraums 2020 ebenso wie 
alle anderen EU-Staaten von den (wirtschaft
lichen) Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 

betroffen. Die durch die Pandemie ausgelöste 
schwere Rezession ist zweifellos ursächlich für 
den starken Überhang keynesianischer Ansich-
ten. Dennoch vermittelte die Presse auch konträ-
re (neoklassische) Problemansichten auf euro-
päischer Ebene in rund einem Drittel der Artikel, 
sofern diese von Akteuren öffentlich in den Dis-
kurs eingebracht wurden. Eine paradigmatische 
Vielfalt war somit in der Berichterstattung 2020 
eher gegeben als in der Berichterstattung 2018. 
Jedoch fanden sich auch in der Berichterstattung 
2020 häufig Bewertungen und Kompetenzab-
schreibungen von Staaten, deren Auftreten von 
populistischen Verhaltensweisen geprägt war, 
sodass die Medien die Debatten auch hier nicht 
immer auf der Sachebene darstellten. 

Zukünftig sollten Journalisten/-innen (noch) 
stärker darauf achten, dass verschiedenen wirt-
schaftspolitischen Deutungen als kohärente 
Sinnzusammenhänge Raum in der Berichter-
stattung eingeräumt wird. So sollte grundsätz-
lich nicht nur einem Akteur oder einer Akteurs-
gruppe Rationalität ab- bzw. zugesprochen 
werden. Anderenfalls besteht die Gefahr, dass 
relevante wirtschaftspolitische Diskurse in der 
Öffentlichkeit nicht pluralistisch geführt werden 
können, sondern monokausale Erklärungsansät-
ze die Presseberichterstattung prägen und die 
Meinungsbildung der Bürger/-innen einseitig 
beeinflussen.

Fazit: Medien sollten sich 
künftig weniger auf 

eine einzelne Perspektive 
konzentrieren …

… und verschiedenen kohärenten 
Sinnzusammenhängen 

mehr Raum geben.
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